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3.2.3 Einführung von gemeinsamen Instrumenten 

Für die Beurteilung der Situationen verwenden die RSD bestimmte Fachkenntnisse, wie jene der Zahnärztinnen und 
Zahnärzte, die bereits verfügbar sind, oder jene der Vertrauensärztinnen und -ärzte, welche die RSD benötigen 
würden. Der Gesetzesentwurf gibt der Sozialhilfe gemeinsame Instrumente, damit nicht jeder RSD die benötigten 
Ressourcen selber organisieren muss, wodurch die Effizienz des Dispositivs erhöht wird. 

3.3 Entwicklung einer Präventionspolitik 

Der Gesetzesentwurf zielt nicht nur darauf ab, der Sozialhilfe die Mittel zu geben, um Armut abzuhelfen, sondern 
auch, ihr auf verschiedenen Ebenen vorzubeugen oder ihr erneutes Auftauchen zu verhindern. Die Prävention auf 
individueller Ebene besteht aus der Stärkung der Kompetenzen der Personen, insbesondere über sozialberufliche 
Eingliederungs- und Bildungsmassnahmen, und auf kollektiver Ebene aus der Entwicklung einer 
bereichsübergreifenden Politik, die vor der Sozialhilfe greift.  

3.3.1 Weiterführung der sozialberuflichen Eingliederung 

Die Einführung der sozialberuflichen Eingliederungsmassnahmen (SEM) in die Sozialhilfe entspricht der 
Aktivierungsbewegung in der Sozialpolitik, die in der Schweiz in den 1990er-Jahren zunächst in der Sozialversicherung 
aufkam und sich anschliessend auf die Sozialhilfe ausweitete. Die Erfahrung hat seitdem die Sachdienlichkeit dieser 
Strategie bestätigt. Der Gesetzesentwurf integriert diese Massnahmen, die ein Mittel der RSD sind, um die 
Wiedereingliederung der Sozialhilfebeziehenden zu unterstützen. 

Die Erfahrung ermöglicht auch die Vorwegnahme gewisser Klippen, die der Gesetzesentwurf ebenfalls 
berücksichtigt. Diese Massnahmen eignen sich nicht für alle Probleme und können nicht alle Situationen zurück in 
den Arbeitsmarkt bringen, insbesondere bei Personen, deren Qualifikation sehr weit von den beruflichen 
Anforderungen entfernt ist. Die Massnahmen wurden auch nicht aus dem Blickwinkel der Beschäftigung gestaltet. 
Vielmehr sind einige auf längere Zeit ausgelegt und berücksichtigen langsamere Rhythmen. Seit 2022 wurden im 
Rahmen des Gesetzes über die sonder- und sozialpädagogischen Institutionen und die professionellen Pflegefamilien 
(SIPG) Änderungen vorgenommen, damit Personen, die über längere Zeit materielle Sozialhilfe beziehen, Zugang zu 
stationären Beschäftigungsleistungen von Sondereinrichtungen erhalten. Die Zusammenstellung eines 
Massnahmenkatalogs wurde beibehalten, um die Kohärenz dieser Strategie zu bewahren und damit alle Dienststellen 
die Gelegenheit haben, die Kosten zu kontrollieren und die Qualität und Wirksamkeit sicherzustellen. Neu ermöglicht 
der Gesetzesentwurf Personen ohne materielle Grundsicherung über die punktuelle Hilfe den präventiven Zugang zu 
den SEM. Das Gesetz erlaubt auch, sich bei einem Anbieter eine Reihe von Massnahmen zu beschaffen, um 
vorteilhafte Bedingungen zu erhalten und dem Anbieter eine rationellere Planung zu ermöglichen. 

3.3.2 Investition in die Ausbildung 

Der Gesetzesentwurf enthält einen Paradigmenwechsel: Er schlägt vor, neu in die Bildung zu investieren, um die 
Möglichkeiten der sozialberuflichen Eingliederung zu verbessern, insbesondere jene der jungen Erwachsenen, aber 
auch jene der älteren Leistungsbeziehenden, sofern sich eine Ausbildung als sachdienlich erweist.  

Ein tiefes Ausbildungsniveau der Sozialhilfebeziehenden und die oben erwähnten sozioökonomischen Umwälzungen 
steigern die Gefahr für die Sozialhilfebeziehenden, langfristig von dieser Leistung abzuhängen. Bis anhin erlaubte die 
Sozialhilfe nur eine Grundausbildung und die Priorität bestand in der schnellstmöglichen beruflichen Eingliederung. 
Die SKOS stellte indessen auf nationaler Ebene fest, dass das Potenzial der Ausbildung der Sozialhilfebeziehenden 
aktuell nicht ausgeschöpft ist. Mit geeigneten Bildungsmassnahmen können bestimmte Personen nachhaltig in den 
Arbeitsmarkt integriert werden. Bildungsmassnahmen kommen auch Personen zugute, für die eine Erwerbstätigkeit 
kurz- oder mittelfristig kaum denkbar ist. In diesen Fällen kann die Ausbildung einen Beitrag zur Förderung des 
selbstständig gemeisterten Alltags wie auch zur Verbesserung des Gesundheitszustands leisten, was langfristig die 
soziale Integration und die berufliche Eingliederung erleichtert. 
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Entwurf SHG Änderungen Aufwand 
(Franken) 

Aktuelle Aufteilung Zukünftige Aufteilung 
Staat 

(Franken) 
Gemeinden 
(Franken) 

Staat 
(Franken) 

Gemeinden 
(Franken) 

55 und 78 
Abs. 2 Bst. e 

Gemeinsames 
elektronisches 
Informationssystem: 
Unterhalt 

300 000 
(Schätzung) 

150 000 170 000 150 000 150 000 

43 Abs.1 
Bst. a und g 

 

Koordination SHG 
und Nachverfolgung 
Aktionsplan (anstelle 
Pauschale)  

120 000 120 000 - 120 000 - 

43 Abs. 1 
Bst. b 

Aufsicht SHG-
Anwendung 

120 000 - - 120 000 - 

Total   270 000 170 000 390 000 200 000 

Zusätzliche Beträge zu Lasten des Staates und der Gemeinden 120 000 30 000 

 

 
SHG-Leistungen 
Entwurf SHG  Änderungen   Aufwand 

(Franken) 
Aktuelle Aufteilung Zukünftige Aufteilung 
Staat 

(Franken) 
Gemeinden 
(Franken) 

Staat 
(Franken) 

Gemeinden 
(Franken) 

46 Örtliche 
Zuständigkeit : 
Vereinfachung  

905 084 
(Ref. 2022) 

905 084 - 362 034 543 050 

70 Abs.1 Bst. 
b 

Einschränkung der 
Rückerstattuns-
pflicht 

- 1 660 000 
(Schätzung 
Ref. 2019)* 

- 664 000 - 996 000 - 166 000 - 249 000 

19 Abs. 5 Franchise auf das 
Einkommen und das 
Vermögen  

732 000 
(Schätzung 

Ref. 2022)** 

1 170 000  1 758 000 1 464 000 2 196 000 

Total   1 411 084 762 000 1 660 034 2 490 050 

Zusätzliche Beträge zu Lasten des Staates und der Gemeinden 248 950 1 728 050 

* Dieser Betrag bezieht sich nur auf Rückerstattungen, die aus dem Einkommen einer Erwerbstätigkeit erzielt 
werden. Der Einnahmenrückgang infolge der eingeschränkten Rückerstattungspflicht wird auf 75 % geschätzt. 
Dieser Anteil ist schwer zu ermitteln, da es keine Informationen über die Höhe des Einkommens der Personen gibt, 
die aus der Sozialhilfe ausscheiden. Die Erfahrung hat gezeigt, dass die Zahl der Personen, die wieder ein 
überdurchschnittliches Einkommen erzielen, begrenzt ist, ihre Rückerstattung aber proportional höher. 

** Dieser Betrag stellt eine Schätzung der Erhöhung der Franchise von 400 Franken auf 500 Franken gemäss den 
Empfehlungen der SKOS dar, um den Schwelleneffekt beim Austritt aus der Sozialhilfe zu begrenzen. 
 

Investition 
Entwurf SHG  Änderungen   Aufwand 

(Franken) 
Aktuelle Aufteilung Zukünftige Aufteilung 
Staat 

(Franken) 
Gemeinden 
(Franken) 

Staat 
(Franken) 

Gemeinden 
(Franken) 

55 und 78 Abs. 
2 Bst. e 

Elektronisches 
Informations-system : 
Einführung 

3 000 000 
(Schätzung, 

einmalige 
Investition) 

* *  1 500 000 1 500 000 

* Die aktuelle IT-Ausstattung ist bis zum Inkrafttreten der Neuorganisation der Sozialhilfe ausreichend. In der 
Zwischenzeit sind keine Investitionen geplant. Die Erneuerung der IT-Ausstattung fällt mit der Einführung der 
Sozialhilferegionen zusammen. Neue Investitionen sind daher bis zu diesem Zeitpunkt vorgesehen.  
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Der sozialberufliche Eingliederungsvertrag wird so weit personalisiert, als er den Fähigkeiten und Potenzialitäten der 
bedürftigen Person angepasst wird. Für die Bestimmung der geeigneten Massnahme berücksichtigt der RSD 
namentlich die persönliche und familiäre Situation, die Berufsbildung, das Alter und den Gesundheitszustand. Der 
Vertrag nennt die Ziele der Massnahme, die Mittel für die Umsetzung, die Verpflichtungen der Parteien, die 
ausgerichteten Sozialhilfeleistungen, die Vertragsdauer und Kündigungsbedingungen sowie alle weiteren besonderen 
Bestimmungen in Verbindung mit seiner Ausführung. 

Da die SEM als Gegenleistung anerkannt ist und den Fähigkeiten und Potenzialitäten der bedürftigen Person 
angepasst ist, kann die Sozialhilfebehörde diese verpflichten, einen sozialberuflichen Eingliederungsvertrag 
abzuschliessen. Im Fall der Verweigerung hört die Sozialhilfebehörde vorgängig die bedürftige Person an und 
informiert sie über die Konsequenzen der Nichtbeteiligung an der zugewiesenen Massnahme (Sanktion). Die 
Zustimmung der begünstigten Person zur SEM erhöht ihre Erfolgschancen. 

Die Bedingungen für die Umsetzung der SEM werden für jede Tätigkeit im SEM-Katalog festgelegt (Preis, Dauer, 
Ort usw.). Der Vertrag für die sozialberufliche Eingliederung enthält das Eingliederungsprojekt. Die Bestimmungen, 
welche die Beziehungen zwischen der Sozialhilfebehörde, dem Organisator der Massnahme und der einzugliedernden 
Person regeln, können Gegenstand eines dreiseitigen Vertrags sein. Diese Möglichkeit erweist sich als angebracht, 
wenn der Organisator der Massnahme spezifische Leistungen wie beispielsweise ein Wiedertrainieren des Arbeitens 
für Personen anbietet, die über längere Zeit aus dem Arbeitsmarkt ausgeschieden waren. Der dreiseitige Vertrag ist 
aber überflüssig, wenn es sich darum handelt, die Person für einen Sprachkurs im Standardprogramm der 
Volkshochschule anzumelden.  

6.  Unterstützung bei der Ausbildung 

Art. 30 Allgemeines 

Diese Bestimmung konkretisiert die Strategie des Gesetzesentwurfes, die darin besteht, für die Verbesserung der 
sozialberuflichen Integrationsmöglichkeiten und um den Sozialhilfebeziehenden zu helfen, aus der Sozialhilfe 
auszusteigen, in die Bildung zu investieren. Diese Strategie muss von den mit dem Vollzug des Gesetzesentwurfs 
betrauten Organen umgesetzt werden, und zwar in jenen Fällen, für die diese Lösung objektiv eine nachhaltige 
Lösung bringt und eine konkrete Aussicht auf Beschäftigung im Arbeitsmarkt bietet.  

Das Zielpublikum besteht hauptsächlich aus minder- und volljährigen Personen mit keiner oder geringer Ausbildung, 
für die die Sozialhilfe die Grundausbildung sicherstellt. Dazu können auch ausgebildete Personen gehören, für die 
eine Weiterbildung, eine Umschulung oder eine zweite Ausbildung die sozialberufliche Integration und die Chance 
auf eine Anstellung deutlich verbessern können. 

Art. 31 Inhalt 

Die Umsetzung eines Ausbildungsprojekts erfordert eine sorgfältige Einschätzung. Für die adäquate Ermittlung und 
Unterstützung der Ausbildungen sind eine Abklärung der individuellen Eignungen und Fähigkeiten, das Festlegen 
von Ausbildungszielen, die Suche nach einem geeigneten Bildungsgang und die Gewährleistung der Finanzierung 
notwendig. Das Resultat ist ein verbindlicher individueller Bildungsplan, der sich auf die persönliche Motivation 
stützt, die das Fundament für jede erfolgreiche Ausbildung ist. Der Umfang und die Dauer des Projekts müssen 
immer dem Proportionalitätsprinzip entsprechen. 

Für den Erfolg des Ausbildungsprojekts ist die Zustimmung der Begünstigten notwendig. Die Aufgabe des RSD 
besteht in der Planung der Begleitung der Person und der Betreuung ihrer Ausbildung während des gesamten 
Projekts.  

Art. 32 Voraussetzungen 

Die Sozialhilfe gewährt nur Beiträge an Ausbildungen, die nicht aus anderen Quellen finanziert werden, wie 
Beiträgen der Eltern, Stipendien, Leistungen der Arbeitslosenversicherung und der IV, Mitteln aus Drittfonds usw. 

Diese Lösung kommt zu den anderen Ansätzen zur Verbesserung des Zugangs zum Arbeitsmarkt und zur finanziellen 
Unabhängigkeit (Stellenangebote, Praktikum, IP+, SEM usw.) hinzu. Für Personen, die bereits über eine Ausbildung 
verfügen, mit der sie eine Arbeitsstelle finden können, oder die sich einfach umschulen lassen möchten, kommt sie 

Juin 2024 2369





































Entwurf vom 14.11.2023

1

Sozialhilfegesetz (SHG)

vom ...

Betroffene Erlasse (SGF Nummern):
Neu: 831.0.1
Geändert:
Aufgehoben: 831.0.1

Der Grosse Rat des Kantons Freiburg

fassung vom 16. Mai 2004 (KV);
nach Einsicht in die Botschaft 2020-DSAS-145 des Staatsrats vom 14. Novem-
ber 2023;
auf Antrag dieser Behörde,

beschliesst:

I.

1 Allgemeine Bestimmungen

Art.  1 Zweck
1 Dieses Gesetz bezweckt, den sozialen Zusammenhalt zu stärken und jeder
und jedem zu ermöglichen, eigenständig ein menschenwürdiges Leben zu füh-
ren.
2 Im Besonderen zielt es darauf ab:
a) die Ursachen für Armut und soziale Ausgrenzung zu ermitteln und zu

verhindern;

2

b) Personen in sozialen oder materiellen Schwierigkeiten die notwendige
Hilfe zu bieten;

c) die soziale und berufliche Integration zu fördern;
d) mit der Entwicklung einer transversalen Politik einen ganzheitlichen An-

satz zu fördern.

Art.  2 Grundsätze
1 Die Sozialhilfe stützt sich auf die folgenden Grundsätze:
a) Wahrung der Menschenwürde;
b) Subsidiarität der Hilfe;
c) Individualisierung der Hilfe;
d) Zweck der Hilfe;
e) Bedarfsdeckung;
f) Verhältnismässigkeit der Hilfe;
g) Leistung und Gegenleistung;
h) Professionalität und Qualität;
i) Koordination mit Dritten.

Art.  3 Sozialhilfebeziehende
1 Sozialhilfeleistungen im Sinne dieses Gesetzes erhalten bedürftige Personen
mit Wohnsitz im Kanton oder bedürftige Personen im Besitz einer Aufenthalts-
bewilligung im Sinne der Ausländergesetzgebung, die sich im Kanton aufhal-
ten. Die Asylgesetzgebung bleibt vorbehalten.
2 Bedürftig im Sinne dieses Gesetzes ist eine Person, die soziale Schwierigkei-
ten nicht überwinden kann oder nicht hinreichend oder nicht rechtzeitig für den
eigenen Lebensunterhalt aufkommen kann, weder mit eigenen Mitteln noch
mit Leistungen von Dritten, auf die ein Anspruch besteht.
3 Die Begriffe Wohnsitz und Aufenthalt entsprechen der Definition gemäss
Bundesgesetzgebung über die Zuständigkeit für die Unterstützung Bedürftiger.

Art.  4 Mittel
1 Die Sozialhilfe umfasst folgende Leistungen:
a) die persönliche Hilfe;
b) die materielle Grundsicherung;
c) die sozialberuflichen Eingliederungsmassnahmen;
d) die Unterstützung bei der Ausbildung.

Juin 2024
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3

2 Zusätzlich zu den individuellen Sozialhilfeleistungen ermutigt der Staat die
soziale Prävention und unterstützt soziale Organisationen.

Art.  5 Sozialhilfegeheimnis, Anzeigepflicht
1 Die Mitglieder der mit dem Vollzug dieses Gesetzes betrauten Organe unter-
liegen dem Amtsgeheimnis.
2 Sie sind vom Sozialhilfegeheimnis entbunden:
a) wenn die betroffene Person ihre schriftliche, freie und aufgeklärte Zu-

stimmung zur Auskunftserteilung gegeben hat;
b) wenn die vorgesetzte Behörde im Sinne von Artikel 320 Abs. 2 Strafge-

setzbuch (StGB) ihre Zustimmung zur Auskunftserteilung gegeben hat;
c) im Fall der Anzeige einer strafbaren Handlung;
d) wenn eine gesetzliche Bestimmung eine Auskunftspflicht oder ein Aus-

kunftsrecht vorsieht.
3 Die mit dem Vollzug dieses Gesetzes betrauten Organe sind verpflichtet, der
Staatsanwaltschaft die Handlungen anzuzeigen, die sie vermuten lassen, dass
in Verbindung mit dem Bezug, der Verwendung und der Rückerstattung der
Sozialhilfeleistungen eine Straftat begangen wurde.

Art.  6 Vorbehalt des Subventionsgesetzes
1 Das kantonale Subventionsgesetz vom 17. November 1999 gilt unmittelbar
und in seiner Gesamtheit für die in diesem Gesetz vorgesehenen Beiträge.

2 Prävention und Bekämpfung der Armut

Art.  7 Soziale Prävention
1 Die soziale Prävention umfasst jede allgemeine oder besondere Massnahme,
mit der die Ursachen für Armut und soziale Ausgrenzung ermittelt, ihre Aus-
wirkungen abgeschwächt und der langfristige Rückgriff auf Sozialhilfe verhin-
dert werden können.
2 Der Staat und die Gemeinden beugen den Ursachen für Armut und soziale
Ausgrenzung vor. Sie unterstützen soziale Organisationen und Projekte, die
zur Erreichung der Ziele dieses Gesetzes beitragen.
3 Die betroffenen Zielgruppen werden an der Definition und Begleitung der
Präventionsmassnahmen beteiligt.

4

Art.  8 Zugang zu den Leistungen
1 Die für die Sozialhilfe zuständige Direktion 1) (die Direktion) und die Organe
für den Vollzug dieses Gesetzes verweisen die Personen in sozialen oder ma-
teriellen Schwierigkeiten an die Dispositive, die ihnen helfen können.
2 Sie ergreifen Massnahmen, die Personen in sozialen oder materiellen Schwie-
rigkeiten den Zugang zu Sozialhilfeleistungen ermöglichen.
3 Dazu setzen Sie Massnahmen für die Information, den Zugang zu den Leis-
tungen, die Schulung des Personals, die Vereinfachung der Verfahren und die
Koordination der verschiedenen Dienststellen des Staats, der öffentlichrechtli-
chen Institutionen, der Gemeinden und der Vereinskreise um.

Art.  9 Aktionsplan
1 Gestützt auf einen Bericht über die soziale Situation und die Armut wird pe-
riodisch ein Aktionsplan erstellt, um die Politik zur Prävention und Reduzie-
rung der Armut und der sozialen Ausgrenzung festzulegen und ihre Umsetzung
sicherzustellen.

Art.  10 Bericht über die soziale Situation und die Armut  Allgemeines
1 Der Staatsrat überweist dem Grossen Rat in der Regel einmal pro Legislatur-
periode einen Bericht über die soziale Situation und die Armut, der dazu dient,
die Entwicklung der Armutsproblematik im Kanton zu beobachten und die
Präventionsmassnahmen zugunsten der betroffenen Bevölkerungsgruppen vo-
rausschauend zu planen.
2 Der Bericht wird vom Amt, das für das Sozialwesen zuständig ist 2), (das
Amt) erstellt.
3 Er beinhaltet einen quantitativen und einen qualitativen Teil, die ein viel-
schichtiges Verständnis der Armutsproblematik ermöglichen.

Art.  11 Bericht über die soziale Situation und die Armut  Datenbank für
statistische Zwecke

1 Der Bericht über die soziale Situation und die Armut basiert auf einer eigens
dafür erstellten Datenbank, die folgende verfügbaren Daten verwendet:
a) Steuerdaten, die vom Amt, das für die Steuern zuständig ist 3), zur Ver-

fügung gestellt werden;

1) Heute: Direktion für Gesundheit und Soziales.
2) Heute: Kantonales Sozialamt.
3) Heute: Kantonale Steuerverwaltung.
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b) in den Einwohnerregistern der Gemeinden verzeichnete Daten, die ge-
mäss Artikel 16 des Gesetzes vom 23. Mai 1986 über die Einwohnerkon-
trolle auf der kantonalen Informatikplattform enthalten sind und vom
Amt, das für Bevölkerung und Migration zuständig ist 4), zur Verfügung
gestellt werden;

c) Daten der Sozialhilfe, die vom Amt zur Verfügung gestellt werden;
d) Daten in Zusammenhang mit den Ausbildungsbeiträgen, die vom Amt 5),

das für Ausbildungsbeiträge zuständig ist, zur Verfügung gestellt wer-
den;

e) Daten in Zusammenhang mit Ergänzungsleistungen und Hilflosenent-
schädigungen der AHV/IV, die von der Kantonalen Sozialversicherungs-
anstalt zur Verfügung gestellt werden.

2 Der Staatsrat legt fest, welche Daten und wie diese übermittelt und aufbe-
wahrt werden müssen und schreibt vor, welche Sicherheitsmassnahmen zu er-
greifen sind, damit die Vertraulichkeit und der Schutz der verarbeiteten Daten
gewährleistet sind.

Art.  12 Bericht über die soziale Situation und die Armut  Datenverar-
beitung

1 Die Dienststellen und Anstalten, welche die für die Erarbeitung des Berichts
notwendigen Daten bearbeiten, übermitteln diese von Amtes wegen mindes-
tens einmal pro Legislaturperiode an das für die Statistik zuständige Amt 6).
2 Das für die Statistik zuständige Amt ist berechtigt, zur Erfüllung seiner Auf-
gaben in Zusammenhang mit der Erstellung des Berichts die AHV-Nummer
im Sinne von Artikel 50c des Bundesgesetzes vom 20. Dezember 1946 über
die Alters- und Hinterlassenenversicherung (AHVG) zu verwenden. Es führt
den erforderlichen Datenabgleich durch und übermittelt die Ergebnisse in ano-
nymisierter Form dem Amt.
3 Das für die Statistik zuständige Amt bewahrt die Daten, die für die Erstellung

auf, damit eine Längsschnittanalyse der Lebensverläufe über drei Legislatur-
perioden gemacht werden kann. Diese Daten dürfen ausschliesslich für die Er-
stellung des Berichts verwendet werden und müssen nach Ablauf der Aufbe-
wahrungsfrist vernichtet werden.

4) Heute: Amt für Bevölkerung und Migration.
5) Heute: Amt für Ausbildungsbeiträge.
6) Heute: Amt für Statistik.

6

3 Persönliche Hilfe

Art.  13 Allgemeines
1 Die persönliche Hilfe ist eine Leistung, die zum Ziel hat:
a) sozialen und materiellen Schwierigkeiten der bedürftigen Person vorzu-

beugen;
b) ihr zu helfen, diese Schwierigkeiten zu überwinden;
c) ihre soziale und berufliche Integration zu fördern oder zu wahren.

Art.  14 Inhalt
1 Die persönliche Hilfe umfasst hauptsächlich:
a) die Information, die Beratung, die individuelle Begleitung und die Stär-

kung der sozialen oder beruflichen Handlungsfähigkeit der Personen;
b) der Verweis der Personen mit einem spezifischen Unterstützungsbedarf

an die zuständigen Organisationen;
c) die Intervention bei anderen zuständigen Organisationen, wenn die be-

troffenen Personen Schwierigkeiten bei den Schritten für den Erhalt der
Hilfe haben.

Art.  15 Voraussetzungen für die Gewährung
1 Die persönliche Hilfe ist für Personen bestimmt, die sich sozialen oder mate-
riellen Schwierigkeiten gegenübersehen, die sie nicht alleine bewältigen kön-
nen.
2 Die persönliche Hilfe wird unabhängig vom Anspruch auf eine finanzielle
Hilfe, andere Bedarfsleistungen oder Sozialleistungen kostenlos gewährt, so-
lange die Situation nicht unter die Schutzbestimmungen im Sinne von Artikel
393ff des Zivilgesetzbuches (ZGB) fällt.

4 Materielle Grundsicherung

Art.  16 Allgemeines
1 Die materielle Grundsicherung ist eine finanzielle Leistung, die darauf ab-
zielt, der bedürftigen Person die notwendigen Mittel für ein menschenwürdiges
Dasein bereitzustellen, unabhängig davon, ob die Situation selbstverschuldet
ist oder nicht.
2 Die materielle Grundsicherung beschränkt sich für Personen, die sich in be-
stimmten besonderen Situationen nach Artikel 25 befinden, auf die Hilfe in
Notlagen.
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Art.  17 Inhalt
1 Die materielle Grundsicherung umfasst namentlich folgende Bestandteile:
a) den Grundbedarf für den Lebensunterhalt;
b) die Miete und, wenn die Person Eigentümerin ihrer Immobilie ist, die

Hypothekarzinsen sowie die Nebenkosten, abgesehen von der Amorti-
sierung;

c) die notwendigen medizinischen Pflege- und Behandlungskosten, na-
mentlich Zahnarztkosten, den Selbstbehalt und die Beteiligung an den
Leistungen der obligatorischen Krankenversicherung sowie die Prämie
für die obligatorische Krankenversicherung;

d) die Kostenbeteiligung an der Aufnahme in Pflegefamilien oder Einrich-
tungen unter der Bedingung, dass die Aufnahme der Spezialgesetzge-
bung entspricht und dass sie sich für Minderjährige aus einem Gerichts-
mandat ergibt;

e) die situationsbedingten Leistungen für die Deckung von besonderen Be-
dürfnissen im Sinne der Richtlinien der Schweizerischen Konferenz für
Sozialhilfe (SKOS-Richtlinien).

2 Der Staatsrat legt die Tabelle mit den Beträgen für die materielle Grundsi-
cherung im Sinne von Absatz 1 sowie die Einzelheiten für die Anwendung fest.
Dabei bezieht er sich auf die SKOS-Richtlinien.

Art.  18 Voraussetzungen für die Gewährung
1 Die materielle Grundsicherung wird unter Abzug des Einkommens, des Ver-
mögens oder anderer Mittel gewährt, über welche die bedürftige Person und
die Mitglieder der Unterstützungseinheit verfügen.
2 Die materielle Grundsicherung ist subsidiär zum Unterhalt und zur Unterstüt-
zung durch die Familie an ihre Mitglieder sowie zu anderen gesetzlichen, ver-
traglichen oder freiwilligen Leistungen Dritter.
3 Hat die Person einen familienrechtlichen Unterhaltsanspruch, muss sie diesen
notfalls mit rechtlichen Schritten geltend machen oder ihre Rechte der Sozial-
hilfebehörde auf deren Entscheid abtreten.

Art.  19 Bemessung der Leistung
1 Die materielle Grundsicherung wird abhängig von der Zusammensetzung des
Haushalts, von der Art der Unterkunft und vom Alter der Person bemessen.
2 Alle Einkommen und Vermögen der Mitglieder der Unterstützungseinheit
werden berücksichtigt. Die Anrechnung des Vermögens der Kinder stützt sich
auf die zivilrechtlichen Bestimmungen.

8

3 Berücksichtigt werden Einkommen und Vermögen, auf welche die begüns-
tigte Person verzichtet hat, deren Geltendmachung sie abgelehnt oder die sie
abgetreten hat. In Härtefällen kann auf die Anrechnung verzichtet werden.
4 Die Regel in Absatz 3 gilt nicht für hospitalisierte Personen, die nicht zuhause
bleiben können und sich dauerhaft in einem Pflegeheim oder in einer Sonder-
einrichtung aufhalten müssen. Die in diesen Situationen von der Sozialhilfe
ausgerichteten Beträge müssen von den Personen zurückerstattet werden, die
in den Genuss des Vermögensverzichtes kamen.
5 Der Staatsrat legt die Einzelheiten für die Berechnung der Einkommen und
des Vermögens der Mitglieder der Unterstützungseinheit fest, sowie inwieweit
die hypothetischen Einkommen und Vermögen im Sinne von Absatz 3 berück-
sichtigt werden. Er kann Freibeträge auf das Einkommen und das Vermögen
sowie Anreize vorsehen.

Art.  20 Unterstützungseinheit
1 Die Unterstützungseinheit besteht aus:
a) der antragstellenden Person;
b) ihrer Ehepartnerin oder ihrem Ehepartner;
c) ihrer eingetragenen Partnerin oder ihrem eingetragenen Partner;
d) der Person, mit der sie in einem stabilen Konkubinat lebt;
e) ihren unterhaltsberechtigten Kindern.
2 Als Personen, die in einem stabilen Konkubinat leben, gelten im Sinne dieses
Gesetzes Personen, die:
a) in einer eheähnlichen Gemeinschaft leben und ein gemeinsames Kind

haben;
b) seit mindestens zwei Jahren in einer eheähnlichen Gemeinschaft leben;
c) selbst erklären, dass sie in einem Konkubinat leben.
3 Unterhaltsberechtigte Kinder sind die minderjährigen Kinder, die sich in der
Obhut eines der Mitglieder der Unterstützungseinheit befinden, sowie die voll-
jährigen Kinder mit gleichem Wohnsitz wie die Eltern, gegenüber denen ein
Mitglied der Unterstützungseinheit eine zivilrechtliche Unterhaltspflicht hat.
4 Der Haushalt besteht aus allen Personen, die in der gleichen Unterkunft le-
ben, einschliesslich derjenigen, die nicht Teil der Unterstützungseinheit sind.

Art.  21 Modalitäten der Gewährung
1 Die materielle Grundsicherung wird gewährt in Form von:
a) Geld- oder Naturalleistungen;
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b) Sicherheiten, wenn es darum geht, die Pflichten der bedürftigen Person
gegenüber Dritten sicherzustellen, die ihr Leistungen für die Sicherung
des Grundbedarfs liefern;

c) Leistungen, die sich aus dem sozialberuflichen Eingliederungsvertrag er-
geben.

2 Wenn die Umstände dies rechtfertigen, kann der regionale Sozialdienst die
Zahlung der Aufwendungen der bedürftigen Person direkt bei Dritten beglei-
chen.

Art.  22 Bevorschussung der materiellen Grundsicherung
1 Die materielle Grundsicherung wird als Vorschuss auf alle ausstehenden
Geldmittel gewährt, namentlich:
a) auf Leistungen von Versicherungen oder leistungspflichten Dritten;
b) wenn die Person über Vermögenswerte verfügt, deren Verwertung kurz-

fristig nicht gerechtfertigt oder nicht möglich ist oder nicht verlangt wer-
den kann.

Art.  23 Vereinbarte Sicherheiten
1 Mit Ausnahme der Fälle von gesetzlich verankertem Vermögenverzicht ist
die Gewährung der materiellen Grundsicherung als Vorschuss der Abtretung
von Forderungen, der Verpfändung von Wertpapieren oder Mobilien, der Be-
sicherung von Grundpfändern oder der Besicherung von anderen Sicherheits-
formen zugunsten der Sozialhilfebehörde unterstellt.
2 Diese kann auf eine Sicherheit verzichten, wenn die bevorschusste materielle
Grundsicherung gering ist oder sich auf einen kurzen Zeitraum bezieht.
3 In der Regel tritt die begünstigte Person zum Zeitpunkt des Beginns der ma-
teriellen Grundsicherung die Forderung ab oder liefert die Sicherheiten nach
Absatz 1. In Sonderfällen gewährt ihr die Sozialhilfebehörde dafür eine ange-
messene Frist.

Art.  24 Punktuelle Hilfe
1 Personen in Schwierigkeiten mit Wohnsitz im Kanton kann punktuell eine
Unterstützungsleistung gewährt werden, um den Rückgriff auf eine materielle
Grundsicherung zu verhindern.

Art.  25 Hilfe in Notlagen
1 Die Hilfe in Notlagen stellt die Deckung der materielle Grundsicherung im
Sinne von Artikel 12 der Bundesverfassung vom 18. April 1999 sicher.
2 Hilfe in Notlagen erhalten bedürftige Personen, die sich in folgenden beson-
deren Situationen befinden:
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a) Personen, die sich vorübergehend im Kanton aufhalten;
b) ausländische Staatsangehörige ohne Aufenthaltsbewilligung;
c) Staatsangehörige der EU oder der EFTA und Personen in ihrer Obhut,

die im gleichen Haushalt leben:
1. Inhaberinnen und Inhaber einer Kurzaufenthaltsbewilligung, die

keine Erwerbstätigkeit im ersten Arbeitsmarkt ausüben;
2. Inhaberinnen und Inhaber einer Aufenthaltsbewilligung im Fall der

freiwilligen oder unfreiwilligen Beendigung des Arbeitsverhältnis-
ses während den zwölf ersten Aufenthaltsmonaten, unter Vorbehalt
der Ausnahmen in der Bundesgesetzgebung.

3 Die Hilfe in Notlagen wird soweit möglich in Form von Naturalleistungen
zugewiesen. Sie umfasst:
a) die Unterkunft, in der Regel in einer Gruppenunterkunft;
b) die Abgabe von Lebensmitteln und Hygieneartikeln;
c) die notwendige medizinische Versorgung;
d) im Fall eines ausgewiesenen Bedürfnisses, die Gewährung von weiteren

lebensnotwendigen Leistungen.
4 Im Übrigen formuliert der Staatsrat die Einzelheiten für die Gewährung ge-
nauer.

5 Sozialberufliche Eingliederungsmassnahmen

Art.  26 Allgemeines
1 Die sozialberuflichen Eingliederungsmassnahmen streben die Entwicklung
der Kompetenzen der bedürftigen Person, die Vermeidung ihrer sozialen Iso-
lation, die Stärkung ihrer Vermittlungsfähigkeit oder die Förderung ihrer sozi-
alberuflichen Wiedereingliederung an.
2 Sozialberufliche Eingliederungsmassnahmen werden vorrangig Personen ge-
währt, die eine materielle Grundsicherung erhalten.
3 Für die Dauer des sozialberuflichen Eingliederungsvertrags wird die materi-
elle Grundsicherung um einen Förderbetrag erhöht.
4 Personen, die Hilfe in Notlagen erhalten, sind nicht berechtigt, an sozialbe-
ruflichen Eingliederungsmassnahmen teilzunehmen.
5 Es besteht kein Anspruch auf eine sozialberufliche Eingliederungsmass-
nahme.
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Art.  27 Inhalt
1 Sozialberufliche Eingliederungsmassnahmen sind Aktivitäten, die von einem
öffentlichen oder privaten Partner, der sich von den mit dem Vollzug dieses
Gesetzes betrauten Organen unterscheidet, durchgeführt werden und den Zie-
len des Gesetzes entsprechen.

Art.  28 Voraussetzungen
1 Die sozialberuflichen Eingliederungsmassnahmen müssen sachdienlich sein
und der Situation der begünstigten Person entsprechen.
2 Die sozialberuflichen Eingliederungsmassnahmen dauern höchstens zwölf
aufeinanderfolgende Monate. Ihre Verlängerung bedarf der Genehmigung
durch das Amt.
3 Die Massnahmen müssen im Katalog des Amts enthalten sein.

Art.  29 Vertrag für die sozialberufliche Eingliederung
1 Ein sozialberuflicher Eingliederungsvertrag definiert die Massnahme als Ge-
genleistung für die gewährte materielle Grundsicherung.
2 Dieser Vertrag ist persönlich und wird zwischen der Sozialhilfebehörde und
der bedürftigen Person abgeschlossen. Seine Rechtsform entspricht einem ver-
waltungsrechtlichen Vertrag.
3 Die Sozialhilfebehörde kann die begünstigte Person verpflichten, an einer so-
zialberuflichen Eingliederungsmassnahme teilzunehmen.

6 Unterstützung bei der Ausbildung

Art.  30 Allgemeines
1 Die materielle Grundsicherung kann die Unterstützung einer Ausbildung um-
fassen, mit der die Beschäftigungsaussichten auf dem Arbeitsmarkt verbessert
werden sollen.
2 Personen, die Hilfe in Notlagen erhalten, erhalten keine Unterstützung bei
der Ausbildung.

Art.  31 Inhalt
1 Ein Ausbildungsprojekt legt mit einer Vereinbarung zwischen der begünstig-
ten Person und den Organen, die mit dem Vollzug dieses Gesetzes betraut sind,
die Ziele und Einzelheiten der Ausbildung fest.

Art.  32 Voraussetzungen
1 Eine Unterstützung der Ausbildung kann gewährt werden, wenn sie durch
keine andere Einkommensquelle finanziert wird oder nur zum Teil finanziert
werden kann.
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2 Die Ausbildung wird abhängig vom Alter, vom Gesundheitszustand und von
der persönlichen Situation gewählt und muss den Eignungen der betroffenen
Person entsprechen.
3 Die betroffene Person muss für die Definition des Ausbildungsprojekts und
dessen Konkretisierung aktiv mit dem Organ, das mit dem Vollzug dieses Ge-
setzes betraut ist, zusammenarbeiten.
4 Es besteht kein Anspruch auf eine Unterstützung der Ausbildung.

7 Rechte und Pflichten

Art.  33 Rechte
1 Die begünstigte Person hat Anspruch auf:
a) rechtliches Gehör;
b) Einsicht in ihre Akten und die Entscheide, die sie betreffen;
c) den Schutz ihrer Daten.

Art.  34 Pflicht zur Zusammenarbeit
1 Jede Person, die Sozialhilfe beantragt oder bezieht, ist verpflichtet:
a) selber oder mit den förderlichen Schritten bei Dritten alles daran zu set-

zen, eine Bedarfssituation zu verhindern, aufzuheben oder zu entschärfen
und die Eigenständigkeit zu bewahren oder wiederzufinden;

b) die Ausgaben zu senken oder Gütern oder Dienstleistungen zu entsagen,
die nicht mit der materiellen Grundsicherung vereinbar sind;

c) die Leistung mit dem Ziel zu verwenden, für das sie gewährt wurde,
d) aktiv eine angemessene Stelle zu suchen und annehmen;
e) eine geeignete sozialberufliche Eingliederungsmassnahme oder eine an-

dere analoge Massnahme, wie eine Ausbildung, anzunehmen und sich an
die Einzelheiten der Massnahme oder des Ausbildungsprojekts zu halten;

f) sich der Untersuchung durch die Vertrauensärztin oder den Vertrauens-
arzt zu unterziehen, wenn für die Bemessung einer angemessenen Unter-
stützung ihr Gesundheitszustand abgeklärt werden muss;

g) die notwendigen Schritte für die Verwertung einer Mobilie oder einer
Immobilie zu ergreifen, sollte diese verlangt werden können;

h) einem angemeldeten Kontrollbesuch zuzustimmen.
2 Angemessen im Sinne von Absatz 1 Bst. d ist jede Arbeit, die dem Alter, dem
Gesundheitszustand und der persönlichen Situation der betroffenen Person an-
gepasst ist.
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Art.  35 Auskunftspflicht
1 Um den Organen, die mit dem Vollzug dieses Gesetzes betraut sind, die Fest-
legung des Leistungsanspruchs zu ermöglichen, hat jede Person, die eine fi-
nanzielle Hilfe beantragt oder diese bezieht, folgende Pflichten:
a) vollständige Auskunft über die persönliche, familiäre und finanzielle Si-

tuation zu erteilen;
b) jede Situationsänderung, die einen Einfluss auf den Leistungsansprach

haben kann, unverzüglich zu melden;
c) bei Bedarf eine Vollmacht für das Einholen von notwendigen Informati-

onen bei Dritten zu unterzeichnen.
2 Bestehen Zweifel an der Genauigkeit oder Richtigkeit der Auskünfte, welche
die betroffene Person über ihre persönliche oder finanzielle Situation erteilt
hat, so kann die Sozialhilfebehörde von der betroffenen Person verlangen, dass
sie die bezeichneten Dienste oder Dritten vom Amtsgeheimnis, vom Steuerge-
heimnis, von der ärztlichen Schweigepflicht oder von jedem anderen Berufs-
geheimnis entbindet, damit die notwendigen Informationen zur Ausräumung
dieser Zweifel eingeholt werden können.

Art.  36 Sanktionen
1 Die Sozialhilfebehörde kann die begünstigte Person sanktionieren, wenn
diese ihre Pflichten durch eigenes Verschulden verletzt.
2 Die Sanktion besteht in der Kürzung des Grundbedarfs für den Lebensunter-
halt der Unterstützungseinheit. Die Kürzung muss das Proportionalitätsprinzip
einhalten und namentlich die Situation der betroffenen Person und das Vor-
handensein von minderjährigen Kindern berücksichtigen.
3 Eine Verwarnung ist nicht notwendig, wenn sich aus den Umständen ergibt,
dass sie ohne Wirkung bleibt.
4 Der Sanktionsentscheid muss abgesehen von der Höhe und der Dauer der
Kürzung den Grund für die Sanktion enthalten. Je nach Umständen enthält sie
die Forderungen, welche die begünstigte Person für die Milderung oder Auf-
hebung der Sanktion erfüllen muss.
5

mulierbar.
6 Der Staatsrat erläutert in der Verordnung die Modalitäten der Sanktionen, die
anwendbaren Kürzungen und die Dauer sowie den Höchstsatz im Fall der Ku-
mulierung der Kürzungen sowie bei der Anwendung von Entschädigungen.

Art.  37 Verweigerung oder Aufhebung der materiellen Grundsicherung
1 Die materielle Grundsicherung wird verweigert oder aufgehoben, wenn:
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a) die Person, welche die materielle Grundsicherung beantragt, oder die be-
günstigte Person den Voraussetzungen dieses Gesetzes im Sinne von Ar-
tikel 3 nicht oder nicht mehr entspricht;

b) die betroffene Person nicht oder nicht mehr im Kanton wohnhaft ist, sich
dort nicht oder nicht mehr aufhält;

c) die Einkommen der Mitglieder der Unterstützungseinheit ihre anerkann-
ten Ausgaben übersteigen;

d) ihr Vermögen den zugelassenen Freibetrag übersteigt, unter Vorbehalt
von Artikel 22 Abs. 1 Bst. b;

e) die Person die Sicherheit nicht errichtet, der die Gewährung der Bevor-
schussung der materiellen Grundsicherung unterliegt.

8 Organisation und Zuständigkeiten

Art.  38 Grundsatz
1 Die Sozialhilfe wird vom Staat und den Gemeinden bereitgestellt, sofern die-
ses Gesetz nichts anderes verfügt.

Art.  39 Gebietsorganisation
1 Die Sozialhilfe ist regional organisiert. Die Regionen entsprechen einem oder
mehreren Bezirken.
2 Gemeinden mit mehr als 25 000 Einwohnerinnen und Einwohnern können
ihre eigene Sozialhilferegion bilden.
3 Vorbehalten bleiben die Bestimmungen dieses Gesetzes über die direkt vom
Staat wahrgenommenen Aufgaben.

8.1 Staat

Art.  40 Aufgaben
1 Der Staat definiert die Politik für die Prävention und die Bekämpfung der
Armut und der sozialen Ausgrenzung.
2 Er nimmt die Sozialhilfeaufgaben wahr und trifft die Entscheide zugunsten
der Personen, die bis zum Erhalt der Niederlassungsbewilligung oder bis zum
Zeitpunkt, ab dem sie den Bestimmungen des Bundesgesetzes vom 16. De-
zember 2005 über die Ausländerinnen und Ausländer und über die Integration
(AIG) unterstehen, unter die Bundesasylgesetzgebung fallen.

Art.  41 Staatsrat
1 Der Staatsrat hat folgende Befugnisse:
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a) Er übt die Aufsicht über die Organe aus, die mit dem Vollzug dieses Ge-
setzes betraut sind.

b) Er erlässt die Richtsätze für die Bemessung der materiellen Grundsiche-
rung und bezieht sich dabei auf die SKOS-Richtlinien. Er hört vorgängig
die Konferenz der Sozialhilfebehörden und die betroffenen Kreise an.

c) Er stellt die direktionsübergreifende Koordination der Sozialpolitik si-
cher und sorgt für die Koordination der öffentlichen mit der privaten So-
zialhilfe.

d) Er verabschiedet den von der Direktion vorgeschlagenen Aktionsplan.
e) Er beauftragt periodisch ein externes Organ mit der Beurteilung der Aus-

wirkungen dieses Gesetzes, einschliesslich in Zusammenhang mit den
Eingliederungsmassnahmen des Gesetzes vom 6. Oktober 2010 über die
Beschäftigung und den Arbeitsmarkt (BAMG).

Art.  42 Direktion
1 Die Direktion hat folgende Befugnisse:
a) Sie erlässt die Anwendungsrichtlinien zu diesem Gesetz.
b) Sie erlässt die Konzepte für die sozialberufliche Eingliederung.
c) Sie schliesst die im Sinne von Artikel 44 errichteten Leistungsaufträge

ab.
d) Sie behandelt die Beschwerden nach Artikel 82 gegen Entscheide von

beauftragten privaten Organisationen.
e) Sie sorgt als Aufsichtsorgan für die korrekte Anwendung dieses Geset-

zes.
f) Sie stellt den Organen, die mit dem Vollzug dieses Gesetzes betraut sind,

ein elektronisches Informationssystem zur Verfügung, das die notwen-
dige Informationsbewirtschaftung für die Anwendung dieses Gesetzes
erlaubt. Sie hört vorgängig die Konferenz der Sozialhilfebehörden an.

g) Sie schlägt dem Staatsrat den Aktionsplan nach Artikel 9 vor und sorgt
für dessen ordnungsgemässe Anwendung.

h) Sie trifft alle Entscheide, die sich aus diesem Gesetz ergeben und in die
Zuständigkeit des Staats, aber nicht in die Kompetenz des Staatsrats oder
des Amts fallen.

Art.  43 Amt
1 Das Amt führt folgende Aufgaben aus:
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a) Es stellt sicher, dass die Gemeinden, Sozialkommissionen, regionalen
Sozialdienste und beauftragten Organisationen ihre Aufgaben im Bereich
der Sozialhilfe wahrnehmen, es koordiniert ihre Massnahmen und sorgt
für die Harmonisierung der Praxis und der Verfahren sowie für die Qua-
lität der Leistungen.

b) Es inspiziert die Organisation und die Funktionsweise der Organe, die
mit der Anwendung dieses Gesetzes betraut sind, und kontrolliert die An-
wendung der Sozialhilferichtlinien mit periodischen Prüfungen der Dos-
siers der Sozialhilfebeziehenden. Es berät diese Organe und kann ihnen
Anweisungen geben;

c) Wenn es bei einem Organ, das mit dem Vollzug dieses Gesetzes betraut
ist, Unregelmässigkeiten feststellt, sorgt es für die Anwendung der im
Gesetz über die Gemeinden vorgesehenen Aufsichtsinstrumente.

d) Es zahlt den regionalen Sozialdiensten die finanziellen Leistungen zu
Lasten des Staates oder anderer Kantone gemäss ZUG zurück.

e) Es definiert und verabschiedet die sozialberuflichen Eingliederungs-
massnahmen, erstellt einen Katalog, bezeichnet die Organisatoren dieser
Massnahmen und stellt ihre Koordination sicher.

f) Es übt die bundesrechtlichen Aufgaben aus.
g) Es erarbeitet die Massnahmen des Aktionsplans nach Artikel 9 und ko-

ordiniert ihre Umsetzung.
h) Es erteilt den Observationsauftrag im Kompetenzbereich des Staates.
i) Es erarbeitet und setzt allgemeine Massnahmen für die Information und

Ausbildung der Sozialkommissionen, des Personals der Sozialdienste
und der beauftragten privaten Organisationen um.

j) Es fördert den Informationsaustausch und die Zusammenarbeit zwischen
den Sozialdiensten und den öffentlichen und privaten Organen, die zum
Ziel dieses Gesetzes beitragen.

k) Es sorgt für die Umsetzung, die Entwicklung und die Verwaltung des
elektronischen Informationssystems nach Artikel 55.

l) Es erstellt einheitliche Kriterien für die statistische Erfassung und sorgt
für die Erhebung und Verarbeitung der statistischen Daten, die von den
öffentlichen Dienststellen und privaten Organisationen, die an der Um-
setzung dieses Gesetzes beteiligt sind, gesammelt werden.

Art.  44 Soziale Organisationen
1 Der Staat kann private Organisationen oder eine selbstständige öffentlich-
rechtliche Anstalt beauftragen, namentlich für Personen aus dem Asylbereich
spezifische Leistungen in Zusammenhang mit den Zielen dieses Gesetzes aus-
zurichten.
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2 Sozialberufliche Eingliederungsmassnahmen im Sinne von Artikel 26, die
mit einem Mandat umgesetzt werden, werden im Katalog nach Artikel 28 Abs.
3 erfasst.
3 Die Zuweisung eines neuen Mandats wird der Konferenz der Sozialhilfebe-
hörden zur Stellungnahme vorgelegt, ausser für die Aufgaben des Staates.
4 Die Fremdvergabe der Datenbearbeitung muss die Anforderungen der Daten-
schutzgesetzgebung erfüllen.

8.2 Gemeinden

Art.  45 Aufgaben
1 Die Gemeinden sorgen dafür, dass die bedürftigen Personen die nach diesem
Gesetz gewährte Sozialhilfe erhalten.
2 Zu diesem Zweck schliessen sie sich gemäss der regionalen Organisation
nach Artikel 39 Abs. 1 in Form eines Gemeindeverbands zusammen. Vorbe-
halten bleibt Artikel 39 Abs. 2. Die Organisation und Funktionsweise des Ge-
meindeverbands werden im Gesetz über die Gemeinden geregelt, unter Vorbe-
halt der Bestimmungen dieses Gesetzes.
3 Für die Sozialhilferegion richten die Gemeinden eine Sozialkommission und
einen regionalen Sozialdienst ein.

Art.  46 Örtliche Zuständigkeit
1 Die Behörde der Wohnsitzgemeinde der bedürftigen Person ist für den Ent-
scheid über deren Sozialhilfeanspruch zuständig.
2 Hat die Person keinen Wohnsitz, obliegt die Gewährung der Sozialhilfe der
Behörde der Aufenthaltsgemeinde.
3 Benötigt eine bedürftige Person eine unverzügliche und zeitlich beschränkte
Hilfe ausserhalb ihres Wohnsitzkantons oder ihrer Wohnsitzgemeinde, so ist
die Behörde der Aufenthaltsgemeinde für die Gewährung zuständig.
4 Im Fall eines Aufenthalts oder einer Platzierung im Sinne von Artikel 5 ZUG
ohne Wohnsitz obliegt die Gewährung der Sozialhilfe der letzten Gemeinde,
die in den letzten fünf Jahren eine materielle Grundsicherung ausgerichtet hat.
5 Die Gemeinden dürfen eine bedürftige Person nicht abweisen, noch verhin-
dern, dass sie sich auf ihrem Gebiet niederlässt, oder ihr das verbieten. Bei
Widerhandlungen gegen dieses Verbot muss der Gemeindeverband der Ge-
meinde oder die fehlbare Gemeinde die Gesamtheit der materiellen Grundsi-
cherungskosten der letzten fünf Jahre dem Gemeindeverband oder der Ge-
meinde zurückzahlen, der oder die die Hilfe geleistet hat.
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Art.  47 Sozialkommission  Zusammensetzung
1 Die Sozialkommissionen bestehen aus fünf bis neun Mitgliedern.
2 Der Gemeindeverband oder im Rahmen von Artikel 39 Abs. 2 die Gemeinde
wählt die Mitglieder der Sozialkommission aus verschiedenen Politik-, Wirt-
schafts- und Sozialbereichen. Es können auch Mitglieder ausserhalb der Ge-
meindeexekutive bezeichnet werden.
3 Die Leiterin oder der Leiter des regionalen Sozialdienstes führt das Kommis-
sionssekretariat. Sie oder er nimmt mit beratender Stimme an den Kommissi-
onssitzungen teil.
4 Eine Vertreterin oder ein Vertreter des Amts kann in beratender Funktion an
den Sitzungen der Sozialkommission teilnehmen.
5 Der Gemeindeverband oder im Sinne von Artikel 39 Abs. 2 die Gemeinde
verabschiedet ein allgemeinverbindliches Reglement, das die Organisation und
die Funktionsweise der Sozialkommission festlegt.

Art.  48 Sozialkommission  Befugnisse
1 Die Sozialkommission ist die Sozialhilfebehörde, unter Vorbehalt der Zu-
ständigkeiten des regionalen Sozialdienstes und des Amts. Sie beschliesst:
a) die Gewährung, die Verweigerung, die Änderung, die Aufhebung und

die Einstellung der materiellen Grundsicherung;
b) den Abschluss und die Kündigung des sozialberuflichen Eingliederungs-

vertrags;
c) das Einreichen einer Strafanzeige;
d) die Vertretungsbefugnis vor Verwaltungs-, Straf- und Zivilrechtsbehör-

den;
e) die Rückerstattung der ausgerichteten Hilfen.
2 Sie kann allgemein oder für einen spezifischen Fall ihre Verfügungskompe-
tenz im Sinne von Absatz 1 an den regionalen Sozialdienst delegieren, mit
Ausnahme:
a) der erstmaligen Gewährung oder der Verweigerung der materiellen

Grundsicherung. Artikel 50 Abs. 1 Bst. h bleibt vorbehalten;
b) deren Aufhebung;
c) der Einspracheentscheide im Sinne von Artikel 82.
3 Die Sozialkommission hält die allgemeinen Regeln für die Delegation im
Sinne von Absatz 2 in einem Reglement fest und kontrolliert deren Anwen-
dung.
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Art.  49 Regionaler Sozialdienst  Mitarbeitende
1 Der regionale Sozialdienst besteht aus einer Leiterin oder einem Leiter sowie
aus ausreichendem und qualifiziertem Personal für die Erfüllung seines Auf-
trags.

Art.  50 Regionaler Sozialdienst  Befugnisse
1 Der regionale Sozialdienst stellt die Unterstützung der Personen in sozialen
oder materiellen Schwierigkeiten sicher. Er erfüllt folgende Aufgaben:
a) Er übt die von der Sozialkommission delegierte Entscheidkompetenz

aus.
b) Er leistet einen Beitrag zur sozialen Prävention sowie die persönliche

Hilfe und materielle Grundsicherung, setzt die sozialberuflichen Einglie-
derungsmassnahmen und die Ausbildungsprojekte um und stellt ihre
Nachverfolgung sicher.

c) Er überprüft regelmässig die Entwicklung der persönlichen, finanziellen
und familiären Situation der Mitglieder der Unterstützungseinheit.

d) Er erarbeitet mit der begünstigten Person den sozialberuflichen Einglie-
derungsvertrag und das Ausbildungsprojekt.

e) Er arbeitet bei der Dossierweitergabe mit allen betroffenen Stellen zu-
sammen.

f) Er vergibt einen Observationsauftrag im Sinne von Artikel 63.
g) Er ersucht bei Bedarf für Minderjährige um die Zusammenarbeit mit dem

für Jugend zuständige Amt 7).
h) Wenn notwendig gewährt er eine provisorische materielle Grundsiche-

rung.
i) Er gewährt Mietkautionen.
j) Er erarbeitet den jährlichen Tätigkeitsbericht zuhanden der Direktion und

des Gemeindeverbands oder der Gemeinde.
k) Er übermittelt dem Amt die bundesrechtliche Unterstützungsanzeigen.
l) Er erhebt, speichert und verwaltet im Informationssystem die buchhalte-

rischen, soziodemografischen und statistischen Daten sowie die digitalen
Dokumente für jedes Mitglied der Unterstützungseinheit gemäss den
Bestimmungen des Amts.

m) Er übermittelt dem Amt zu jedem Quartalsende die Abrechnungen der
gemäss den Empfehlungen des Amts gewährten materiellen Grundsiche-
rung.

7) Heute: Jugendamt.
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n) Er informiert über die Öffentlichkeit über die verfügbaren Dienststellen
und verweist sie an diese.

o) Er beteiligt sich an der interinstitutionellen Zusammenarbeit und wendet
die Zusammenarbeitsvereinbarungen im Sinne des BAMG an.

p) Er übermittelt dem Amt die Gerichtsentscheide im Bereich Sozialhilfe
und die Strafanzeigen.

8.3 Zusammenarbeit

Art.  51 Allgemeines
1 Um die in diesem Gesetz festgelegten Ziele zu erreichen, sind die betroffenen
Organe und Institutionen verpflichtet, zusammenzuarbeiten und ihre Handlun-
gen zu koordinieren.
2 Die betroffenen Organe beteiligen sich aktiv an der interinstitutionellen Zu-
sammenarbeit, die namentlich im BAMG definiert ist.
3 Mit anderen öffentlichen oder privaten Organisationen, die in der sozialen
oder beruflichen Wiedereingliederung aktiv sind, können Vereinbarungen zur
Zusammenarbeit abgeschlossen werden.

Art.  52 Konferenz der Sozialhilfebehörden
1 Es wird eine Konferenz gebildet, welche die Präsidentinnen und Präsidenten
der Sozialkommissionen vereint.
2 Sie hat folgende Befugnisse:
a) Stellungnahme zu Erlassen und Anwendungsrichtlinien der Sozialhilfe;
b) Stellungnahme zum periodischen Aktionsplan im Sinne von Artikel 9;
c) Stellungnahme zu den Präventionsmassnahmen nach Artikel 4 Abs. 2.
3 Das Amt beruft die Konferenz der Präsidentinnen und Präsidenten der Sozi-
alkommissionen mindestens zweimal pro Jahr ein. Die Direktion führt den
Vorsitz.

Art.  53 Konferenz der Leiterinnen und Leiter der regionalen Sozial-
dienste

1 Es wird eine Konferenz gebildet, welche die Leiterinnen und Leiter der So-
zialdienste vereint.
2 Sie wird zu den Massnahmen, mit denen die Anwendung und die Koordina-
tion der Sozialhilfe sichergestellt werden kann, und zu anderen einschlägigen
Themen angehört.
3 Das Amt beruft die Konferenz der Verantwortlichen der regionalen Sozial-
dienste mindestens zweimal pro Jahr ein. Das Amt führt den Vorsitz.
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9 Instrumente des Sozialhilfedispositivs

Art.  54 Vertrauensärztliche Untersuchung
1 Die Direktion bezeichnet eine Vertrauensärztin oder einen Vertrauensarzt
und eine Vertrauenszahnärztin oder einen Vertrauenszahnarzt.
2 Die Vertrauensärztin oder der Vertrauensarzt gemäss BAMG und die oder
der von der Direktion ernannte Vertrauensärztin oder Vertrauensarzt sind be-
fugt, Klärungen zur Arbeitsfähigkeit der Sozialhilfebeziehenden zu liefern und
der Sozialhilfebehörde zu helfen, eine geeignete Unterstützung festzulegen.
3 Die Vertrauenszahnärztin oder der Vertrauenszahnarzt ist befugt, zu Kosten-
voranschlägen für Zahnpflegeleistungen, die zu hohen Kosten führen, Stellung
zu nehmen und sich zur Notwendigkeit, zur Angemessenheit und zu den Kos-
ten der vorgeschlagenen Behandlungen zu äussern.

Art.  55 Elektronisches Informationssystem
1 Zur Verwaltung und Koordination der notwendigen Informationen für die
Anwendung dieses Gesetzes wird ein gemeinsames, durch ein Abrufverfahren
zugängliches Informationssystem eingeführt.
2 Dieses Informationssystem erstellt eine Datei im Sinne des Datenschutzge-
setzes (DSchG). Das Amt ist für die Datei verantwortlich.
3 Das Informationssystem soll den mit dem Vollzug dieses Gesetzes betrauten
Organen helfen, die Subsidiarität zu kontrollieren, die Dossiers der Sozialhiil-
febeziehenden zu verwalten, die Lastenverteilung auszuführen, die Verfolgung
der Rückerstattung sicherzustellen sowie die Steuerung und die Aufsicht über
das Sozialhilfedispositiv auszuüben.
4 Es erfasst besonders schützenswerte sowie soziodemografische, buchhalteri-
sche und statistische Daten und die elektronischen Dokumente jeder Person,
die Mitglied der Unterstützungseinheit ist.
5 Die Mitglieder der Unterstützungseinheit werden darüber informiert, dass sie
betreffende Daten im elektronischen Informationssystem verarbeitet werden.
6 Die regionalen Sozialdienste und das Amt erfassen, verwalten und tauschen
die Daten über das gemeinsame Informationssystem aus, wobei sie die Vor-
schriften des Datenschutzes einhalten.
7 Es ermöglicht die digitale Abfrage der Auskünfte von Dritten im Sinne von
Artikel 74.
8 Die AHVN dient als Benutzeridentifizierung und zum elektronischen Daten-
austausch zwischen den offiziellen Personenregistern.
9 Der Staatsrat legt die Verwaltungsregeln, das Genehmigungsverfahren und
die Einzelheiten für das Zugriffsrecht fest, wobei er die Anforderungen des
Datenschutzes berücksichtigt.
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10 Verfahren

10.1 Allgemeines

Art.  56 Geltende Vorschriften
1 Vorbehaltlich anderweitiger Bestimmungen dieses Gesetzes gelten die Vor-
schriften des Gesetzes über die Verwaltungsrechtspflege (VRG).

Art.  57 Antrag
1 Jede Person, die Sozialhilfe beantragt, wendet sich an den für ihren Wohn-
oder Aufenthaltsort zuständigen regionalen Sozialdienst.
2 Der Antrag auf materielle Grundsicherung gilt als eingereicht:
a) am Tag der Anmeldung beim regionalen Sozialdienst, sofern die Mitglie-

der der Unterstützungseinheit alle notwendigen Dokumente für die Be-
messung ihres Anspruchs auf materielle Grundsicherung innerhalb der
vom regionalen Sozialdienst festgelegten Frist bereitstellen, oder

b) andernfalls am Tag, an dem alle erforderlichen Dokumente im Besitz des
regionalen Sozialdienstes sind.

3 Die Spitäler informieren den regionalen Sozialdienst innerhalb von 30 Tagen
über die Einweisung von sich im Kanton aufhaltenden bedürftigen Personen.

Art.  58 Abklärung  Allgemeines
1 Der regionale Sozialdienst klärt den Antrag schnellstmöglich ab.
2 Die Abklärung bezieht sich namentlich auf die persönliche, finanzielle, fami-
liäre und soziale Situation der Person, die eine materielle Grundsicherung be-
antragt, sowie auf diejenige der Mitglieder der Unterstützungseinheit und der
Personen, die gegenüber letzteren eine Unterhaltspflicht haben.

Art.  59 Stellungnahme
1 Bevor der Sozialdienst einen Entscheid erlässt, holt er die Stellungnahme der
Freiburger Wohnsitz- oder Aufenthaltsgemeinde der gesuchstellenden Person
ein.

Art.  60 Provisorischer Entscheid
1 Bis zum Erlass des Entscheids über den Antrag kann eine provisorische ma-
terielle Grundsicherung gewährt werden.

Art.  61 Unentgeltlichkeit
1 Das Sozialhilfeverfahren ist kostenlos.
2 Die Kosten für das Beweisverfahren können der Person angelastet werden,
die unrechtmässig Leistungen bezogen oder zu erhalten versucht hat.

Juin 2024
2397



23

Art.  62 Entscheid
1 Alle Entscheide der Sozialhilfebehörde sind der betroffenen Person, der als
Sozialhilfewohnsitz oder -aufenthalt geltenden Gemeinde und, für die Fälle
nach Bundesrecht, dem Amt unter Hinweis auf die Rechtsmittel schriftlich und
schnellstmöglich zuzustellen.

10.2 Observation

Art.  63 Grundsätze
1 Die zuständige Behörde kann die Person, die einen Antrag stellt oder Sozial-
hilfe bezieht, mit Ausnahme von minderjährigen Kindern, observieren lassen
und Bild- und Tonaufzeichnungen machen, um spezifische Sachverhalte zu er-
mitteln:
a) wenn aufgrund konkreter Anhaltspunkte anzunehmen ist, dass die Person

unberechtigt Leistungen bezieht, bezogen hat oder zu erhalten versucht;
b) wenn die Ermittlung des Sachverhalts ohne Observationsmassnahmen

unmöglich oder übermässig schwierig wäre.
2 Die zuständige Behörde informiert die Person, die einen Antrag stellt, bei der
Dossiereröffnung, dass sie im Fall des Verdachts auf unrechtmässigen Leis-
tungsbezug observiert werden kann.

Art.  64 Voraussetzungen
1 Die betroffenen Personen dürfen nur observiert werden, wenn sie sich an ei-
nem allgemein zugänglichen Ort oder an einem Ort befinden, der von einem
allgemein zugänglichen Ort aus frei einsehbar ist.
2

naten ab dem ersten Observationstag stattfinden. Bestehen hinreichende
Gründe, kann dieser Zeitraum um höchstens sechs weitere Monate verlängert
werden; bei einer Verlängerung bleibt die maximale Observationsdauer von
dreissig Tagen beibehalten.
3 Die mit der Observation beauftragte Person darf das Verhalten der begüns-
tigten Person nicht beeinflussen.
4 Ohne Einverständnis der begünstigten Person ist der Zugang zu ihrem Ar-
beitsort, zu ihrem Wohnort oder zu ihrem Fahrzeug nicht erlaubt.

Art.  65 Auftrag
1 Der Observationsauftrag wird spezialisierten kantonalen Inspektorinnen und
Inspektoren anvertraut, die dem Amt oder der Orts- oder interkommunalen Po-
lizei angehören.
2 Der Auftrag definiert die zu observierenden Bestandteile.
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Art.  66 Ergebnisse und Datenschutz
1 Die Observationsergebnisse werden in einem Bericht festgehalten, welcher
der zuständigen Behörde mit den verwertbaren Beweismitteln ausgehändigt
wird.
2 Die zuständige Behörde informiert die betroffene Person über den Grund, die
Art und die Dauer der Observation, bevor sie einen Entscheid erlässt.
3 Konnten die Anhaltspunkte nach Artikel 63 Abs. 1 Bst. a durch die Observa-
tion nicht bestätigt werden, so erlässt die zuständige Behörde einen Entscheid
zum Grund, zur Art und zur Dauer der Observation und vernichtet nach dem
Inkrafttreten der Verfügung das Observationsmaterial, wenn eine der betroffe-
nen Personen nicht ausdrücklich beantragt hat, dass es in den Akten verbleibt.
4 Bestätigt die Observation die Anhaltspunkte nach Artikel 63 Abs. 1 Bst. a, so
teilt die zuständige Behörde dem Amt ihre Verfügung mit. Dieses informiert
die anderen betroffenen Dienststellen, insbesondere den Staat.
5 Der Staatsrat regelt:
a) das Verfahren, mit dem die observierte Person das vollständige Observa-

tionsmaterial einsehen kann;
b) die Aufbewahrung und Vernichtung des Observationsmaterials;
c) die Anforderungen an die mit der Observation beauftragten Fachperso-

nen.

11 Rückerstattung

Art.  67 Grundsätze
1 Die volljährige begünstigte Person und gegebenenfalls ihre Ehepartnerin
bzw. ihr Ehepartner, die Konkubinatspartnerin oder der Konkubinatspartner
oder die im gleichen Haushalt lebende eingetragene Partnerin oder der im glei-
chen Haushalt lebende eingetragene Partner sind solidarisch verpflichtet, die
für die gesamte Unterstützungseinheit ausbezahlte materielle Grundsicherung
zurückzuerstatten.
2 Die zurückzuerstattenden Beträge werden nicht verzinst, ausser sie wurden
unrechtmässig erhalten.
3 Der Staatsrat regelt die Einzelheiten für die Rückerstattung.

Art.  68 Erbberechtigte
1 Die Rückerstattungspflicht erstreckt sich bis zum Betrag ihres Erbschaftsan-
teils auf die Erbinnen und Erben sowie auf die Begünstigten einer Lebensver-
sicherungsleistung, die in Folge des Ablebens der bedürftigen Person ausbe-
zahlt wird.
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Art.  69 Befreiung von der Rückerstattungspflicht
1

a) volljährige junge Erwachsene für die während ihrer Ausbildung im Sinne
von Artikel 277 Abs. 2 ZGB gewährte Hilfe; die Verantwortlichkeit der
Eltern bleibt vorbehalten;

b) volljährige Personen für die während ihrer Minderjährigkeit bezogene
Hilfe; die Verantwortlichkeit der Eltern bleibt vorbehalten;

c) junge Erwachsene unter 25 Jahren für die während ihrer Ausbildung im
Sinne von Artikel 277 Abs. 2 ZGB ihren Eltern gewährte Hilfe;

d) Personen, die materielle Grundsicherung bezogen, während sie selber
oder ein Mitglied der Unterstützungseinheit an einer Eingliederungs-
massnahme im Sinne der Artikel 26ff teilnahm oder ein Ausbildungspro-
jekt im Sinne der Artikel 30ff realisierte;

e) Personen, für welche die materielle Grundsicherung dem nach den Arti-
keln 131a Abs. 2, 176a, 286a Abs. 3 und 329 Abs. 3 ZGB bevorschuss-
ten Familienunterhalt entspricht.

2

Vermögen gelangt.
3 Wurde die materielle Grundsicherung in Erwartung der Verwertung von Mit-

wendbar, sobald die Mittel in Höhe der erhaltenen Leistungen verwertet sind.

Art.  70 Rückerstattung von rechtmässig bezogenen Leistungen
1 Die begünstigte Person ist zur Rückerstattung der rechtmässig erhaltenen ma-
teriellen Grundsicherung verpflichtet:
a) wenn die Person in Besitz eines bedeutenden Vermögens kommt;
b) bei der Wiederaufnahme einer Erwerbstätigkeit, soweit dies die begüns-

tigte Person nicht veranlasst, keine entlöhnte Arbeit aufzunehmen;
c) in weiteren Fällen, wenn es die Gerechtigkeit erfordert.
2 Die Rückerstattungsfähigkeit berücksichtigt die Mittel der Mitglieder der Un-
terstützungseinheit nach Artikel 67 Abs. 1.
3 Der regionale Sozialdienst entscheidet über die Rückerstattung, indem er Ra-
tenzahlungen abhängig von den Bedürfnissen festlegt. In Härtefällen kann er
vollständig oder teilweise von der Rückerstattung absehen.

Art.  71 Rückerstattung von unrechtmässig bezogenen Leistungen
1 Die begünstigte Person ist zur Rückerstattung der unrechtmässig erhaltenen
materiellen Grundsicherung verpflichtet.
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2 Entstand die unrechtmässige Auszahlung aus einem Fehler der Sozialhilfe-
behörde und ohne Verschulden der begünstigten Person, so kann die Sozialhil-
febehörde auf die vollständige oder teilweise Rückerstattung verzichten, wenn
dies die begünstigte Person in eine schwierige Situation bringen würde.

Art.  72 Subrogation
1 Der regionale Sozialdienst, der die materielle Grundsicherung als Vorschuss
auf Leistungen von Versicherungen oder Dritten gewährt, die zur Leistungs-
zahlung verpflichtet sind, tritt bis in Höhe der für den betreffenden Zeitraum
gewährten materiellen Grundsicherung in die Ansprüche der begünstigten Per-
son ein.
2 Nimmt die Sozialhilfebehörde den Unterhalt der Familie an Stelle des
Schuldners wahr, so kann sie ihre Ansprüche gemäss dem im Schweizerischen
Zivilgesetzbuch vorgesehenen Rückgriff notfalls mit rechtlichen Schritten di-
rekt gegenüber dem Schuldner geltend machen.

Art.  73 Gesetzliches Grundpfandrecht
1 Der regionale Sozialdienst kann in Höhe der aufgewendeten Beträge die Ein-
tragung eines gesetzlichen Pfandrechts zu seinen Gunsten für die Liegenschaft
fordern, deren Hypothekarzinsen und Nebenkosten er gemäss Artikel 17 Abs.
1 Bst. b übernommen hat.

Art.  74 Sicherheit von Dritten für den Aufenthalt von ausländischen
Staatsangehörigen

1 Hält sich die eine materielle Grundsicherung beantragende oder beziehende
Person mit ausländischer Staatsangehörigkeit mit einer finanziellen Sicherheit
durch einen Dritten im Kanton auf oder verfügt über eine Aufenthaltsbewilli-
gung mit einer finanziellen Sicherheit durch einen Dritten, ist der Dritte ver-
pflichtet, die Gesamtheit der Grundsicherung, die der betroffenen Person ge-
leistet wurde, in Geld oder Naturalien zurückzuerstatten, einschliesslich der
Kosten für die Rückkehr ins Ursprungsland.

Art.  75 Verjährung
1 Der Anspruch auf Rückerstattung der materiellen Grundsicherung erlischt
zehn Jahre nach der letzten Auszahlung der gewährten Hilfe.
2 Ergibt sich die Rückerstattungspflicht aus einer strafbaren Handlung, für die
das Strafrecht eine längere Verjährungsfrist vorsieht, so ist diese auch auf die
Rückerstattungsforderung anwendbar.
3 Gegenüber den Erbberechtigten verjährt die Rückerstattungspflicht zwei
Jahre nach dem Erbgang.
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4 3 werden durch jede Handlung nach
Artikel 135 des Schweizerischen Obligationenrechts (OR), durch jede neue
Auszahlung der materiellen Grundsicherung und durch die Verkündung eines
Rückerstattungsentscheids im Sinne von Artikel 48 Abs. 1 Bst. e OR unterbro-
chen.
5 Nach dem Unterbruch beginnt eine neue Frist mit derselben Dauer, wenn die
Person die materielle Grundsicherung nicht oder nicht mehr erhält.
6 3 sind so lange aufgehoben,
wie die zur Rückerstattung verpflichtete Person in der Schweiz nicht betrieben
werden kann.
7 Bei einer Sicherheit mit einem Faust- oder Grundpfand verjährt das Recht auf
Rückerstattung nicht.

12 Übermittlung und Verarbeitung der Daten

Art.  76 Auskünfte von Dritten
1 Folgende Stellen sind verpflichtet, den mit dem Vollzug dieses Gesetzes be-
trauten Organen die notwendigen schriftlichen oder mündlichen Auskünfte so-
wie Beweise für den Vollzug dieses Gesetzes unentgeltlich bereitzustellen:
a) die Verwaltungsbehörden gemäss Artikel 50 VRG;
b) die Straf- und Zivilrechtsbehörden;
c) die Sozialversicherungen und privaten Organisationen, die finanzielle

Leistungen ausrichten;
d) die Mitglieder der Unterstützungseinheit und die Personen mit einer Un-

terhaltspflicht diesen gegenüber;
e) die Arbeitgeber/innen von Personen, die Sozialhilfeleistungen erhalten

oder beantragen;
f) die Vermieter/innen, die Wohnungen an Personen vermieten, die Sozial-

hilfeleistungen erhalten oder beantragen;
g) die Bank- und Postbankinstitute.
2 Besonders verpflichtet, Auskunft zu erteilen sind:
a) das für Steuern zuständige Amt für die Steuerdaten der Personen, die So-

zialhilfeleistungen erhalten, beantragen oder erhalten haben, oder der
Personen, die letzteren gegenüber eine Unterhalts- oder Unterstützungs-
pflicht haben können;

b) die Einwohnerkontrollen und Zivilstandbehörden;
c) die für die Niederlassung und den Aufenthalt von Ausländerinnen und

Ausländern zuständigen Behörden;

28

d) die Ausgleichskassen;
e) die für den Schutz der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer und die Be-

kämpfung der Schwarzarbeit zuständigen Behörden;
f) die für den Strassenverkehr zuständigen Behörden;
g) die für Betreibungen und Konkurse zuständigen Behörden;
h) die Kindes- und Erwachsenenschutzbehörden;
i) die für das Grundbuch zuständigen Behörden;
j) die Dienststellen für Inkassohilfe und Bevorschussung von Unterhalts-

beiträgen;
k) die Dienststellen, die Zulagen, Stipendien und Darlehen für die Ausbil-

dung gewähren;
l) die für die Arbeitslosenversicherung zuständigen Dienststellen;
m) die Polizeiorgane des Kantons und der Gemeinden;
n) die für das Handelsregister zuständigen Behörden.
3 Die Personen und Behörden nach den Absätzen 1 und 2 sind namentlich ver-
pflichtet, die notwendigen Auskünfte zu liefern für die Prüfung:
a) der persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse der Personen, die So-

zialhilfeleistungen erhalten oder beantragen;
b) des Anspruchs dieser Personen gegenüber Dritten;
c) des Bestehens einer Unterhalts- oder Unterstützungspflicht;
d) der sozialen und beruflichen Integration dieser Personen;
e) des Bestehens einer Rückerstattungspflicht im Sinne dieses Gesetzes.
4 Der Staatsrat legt die Liste der Dienststellen, die ihre Auskünfte elektronisch
übermitteln, und die Einzelheiten für den Informationsaustausch fest.

Art.  77 Datenbearbeitung
1 Die mit dem Vollzug dieses Gesetzes betrauten Organe sind befugt, die Per-
sonendaten, einschliesslich besonders schützenswerter Daten, zu bearbeiten
oder bearbeiten zu lassen, die sie benötigen, um die ihnen nach diesem Gesetz
übertragenen Aufgaben zu erfüllen, namentlich um:
a) die bedürftigen Personen zu erfassen und zu beraten;
b) den Leistungsanspruch zu beurteilen sowie die Leistungen zu bemessen,

auszurichten und mit denjenigen Dritter zu koordinieren;
c) den Grundsatz der Subsidiarität zu prüfen und Ansprüche gegenüber

Dritten geltend zu machen;
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d) den Bezug von ungerechtfertigten Leistungen zu verhindern oder einzu-
stellen;

e) das Bestehen einer Rückerstattungspflicht zu prüfen;
f) Eingliederungsmassnahmen umzusetzen;
g) den Gesundheitszustand und die Beschäftigungsfähigkeit der bedürftigen

Personen zu beurteilen;
h) die Dossierweitergabe bei einer Wohnsitzänderung zu erleichtern und die

Weiterführung der administrativen Schritte bei den Massnahmen, den
verfügten Sanktionen und den Rückerstattungen sicherzustellen;

i) die Anwendung dieses Gesetzes zu kontrollieren;
j) Statistiken zu erstellen.
2 Die Daten werden unter Einhaltung der Datenschutzvorschriften bearbeitet.

13 Finanzierung

Art.  78 Lastenaufteilung zwischen Staat und Gemeinden
1 Die folgenden Ausgaben werden zu 40 % durch den Staat und zu 60 % durch
die Gemeinden übernommen, es sei denn, dass die Bundesgesetzgebung etwas
anderes vorsieht:
a) die materielle Grundsicherung gemäss Artikel 16;
b) die punktuelle Hilfe gemäss Artikel 24;
c) die sozialberuflichen Eingliederungsmassnahmen gemäss Artikel 26,

ohne diejenigen, die ihm Rahmen von Artikel 44 ergriffen werden;
d) die Unterstützung bei der Ausbildung gemäss Artikel 30;
e) die Kosten der in anderen Kantonen ausgerichteten Leistungen für be-

dürftige Personen, die Wohnsitz im Kanton Freiburg haben.
2 Die folgenden Ausgaben werden zu 50 % durch den Staat und zu 50 % durch
die Gemeinden übernommen, es sei denn, dass die Bundesgesetzgebung etwas
anderes vorsieht:
a) die Ausbildungskosten nach Artikel 43 Abs. 1 Bst. i;
b) die Kosten für die periodische Beurteilung des Dispositivs nach Artikel

41 Abs. 1 Bst. e;
c) die Beiträge an die Kosten von sozialen Organisationen im Sinne von

Artikel 44, mit Ausnahme der Organisationen, die unter die Asylgesetz-
gebung fallen;

d) die Kosten der sozialen Präventionsmassnahmen, die gemäss Artikel 4
Abs. 2 gemeinsam vom Staat und von den Gemeinden festgelegt werden;
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e) die Kosten für die Einführung, Wartung und Entwicklung des gemeinsa-
men elektronischen Informationssystems im Sinne von Artikel 55.

Art.  79 Observation
1 Die Kosten für die Observation gehen zu Lasten des Staats oder der Gemein-
den der betroffenen Sozialhilferegion, je nach dem, ob die Observation von der
Sozialinspektion des Sozialdiensts oder von der lokalen oder interkommunalen
Polizei ausgeführt wird.

Art.  80 Aufgaben des Staates
1 Der Staat übernimmt:
a) die gemäss Artikel 40 Abs. 2 gewährte materielle Grundsicherung. Vor-

behalten bleibt die Bundesgesetzgebung;
b) die Betriebskosten für die Sozialhilfeaufgaben zugunsten der Asylsu-

chenden und Flüchtlinge gemäss Artikel 40 Abs. 2;
c) die Massnahmenkosten für die Umsetzung des Aktionsplans im Sinne

von Artikel 9.

Art.  81 Lastenaufteilung zwischen Gemeinden
1 Die Kosten zulasten der Gemeinden nach den Artikeln 78 Abs. 1 und 79 wer-
den vom Amt auf alle Gemeinden des Bezirks aufgeteilt.
2

Gemeinden des Kantons aufgeteilt.
3 Die Betriebskosten der regionalen Sozialdienste und die Kosten für die ver-

meinden der Sozialhilferegion aufgeteilt. Die vertraglich festgelegte Beteili-
gung des Staats an den Betriebskosten in besonderen Situationen bleibt vorbe-
halten.
4 Die Kosten zulasten der Gemeinden werden im Verhältnis zu ihrer zivilrecht-
lichen Bevölkerungszahl aufgeteilt.

14 Rechtsmittel und Strafbestimmungen

Art.  82 Einsprache
1 Gegen jeden Sozialhilfeentscheid kann innert dreissig Tagen ab seiner Eröff-
nung bei der verfügenden Behörde schriftlich Einsprache erhoben werden.
2 Die Einsprache muss eine kurze Begründung und die Rechtsbegehren der
einsprechenden Person enthalten.
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Art.  83 Beschwerde
1 Einspracheentscheide können innert dreissig Tagen ab ihrer Eröffnung beim
Kantonsgericht mit Beschwerde angefochten werden.

Art.  84 Beschwerdebefugnis
1 Die Beschwerdebefugnis wird im VRG geregelt.
2 Zur Beschwerde sind insbesondere berechtigt:
a) die Wohnsitz- oder Aufenthaltsgemeinde;
b) das Amt bei Fällen, die unter das Bundesrecht fallen;
c) der Gemeindeverband oder die Gemeinde im Sinne von Artikel 39 Abs.

2, über die Sozialkommission, gegen Entscheide der Oberamtsperson in
einem Zuständigkeitskonflikt.

Art.  85 Strafbestimmungen
1 Auf Klage wird mit einer Busse bestraft, wer:
a) eine Sozialhilfeleistung zu Zwecken einsetzt, die nicht diesem Gesetz

entsprechen;
b) materielle Hilfe, die als Vorschuss auf Leistungen einer Versicherung

oder Dritter oder auf ausstehende Mittel ausbezahlt wurde, ohne eigenes
Verschulden nicht zurückerstattet.

2 In Strafverfahren wegen Verletzung von Artikel 146 oder 148a StGB oder
dieses Artikels können die Rechte einer Privatklägerschaft wahrnehmen:
a) die Sozialhilfebehörde;
b) der regionale Sozialdienst;
c) das Amt.

II.

Keine Änderung von Erlassen in diesem Abschnitt.

III.

Der Erlass SGF 831.0.1 (Sozialhilfegesetz (SHG), vom 14.11.1991) wird auf-
gehoben.
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IV.

Übergangsbestimmungen
Die Gemeinden verfügen über eine Frist von zwei Jahren nach Inkrafttreten

zur Genehmigung zu unterbreiten.
Die Gemeindeverbände oder Gemeinden im Sinne von Artikel 39 Abs. 2 ver-
fügen über eine Frist von fünf Jahren ab Inkrafttreten dieses Gesetzes, um ihre
Sozialkommission und ihren regionalen Sozialdienst einzuführen.
Die Sozialdienste und Sozialkommissionen im Sinne des Sozialhilfegesetzes
vom 14. November 1991 üben ab Inkrafttreten dieses Gesetzes die Befugnisse
der Sozialkommissionen und der regionalen Sozialdienste aus, bis diese ihre
Tätigkeit aufnehmen.
Schlussbestimmungen
Dieses Gesetz untersteht dem Gesetzesreferendum. Es untersteht nicht dem Fi-
nanzreferendum.
Der Staatsrat bestimmt das Datum des Inkrafttretens dieses Gesetzes.
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Projet du 14.11.2023

1

Loi sur l'aide sociale (LASoc)

du ...

Actes concernés (numéros RSF):
Nouveau: 831.0.1
Modifié(s):
Abrogé(s): 831.0.1

Le Grand Conseil du Canton de Fribourg

Vu l'article 115 de la Constitution fédérale du 18 avril 1999 (Cst. féd.);
Vu les articles 12 al. 3 et 26 al. 1 de la loi fédérale du 24 juin 1977 sur la
compétence en matière d'assistance des personnes dans le besoin (LAS);
Vu les articles 3 al. 1 let. e, 7 al. 2 et 36 al. 1 de la Constitution du canton de
Fribourg du 16 mai 2004 (Cst. cant.);
Vu le message 2020-DSAS-145 du Conseil d'Etat du 14 novembre 2023;
Sur la proposition de cette autorité,

Décrète:

I.

1 Dispositions générales

Art.  1 Buts
1 La présente loi a pour but de renforcer la cohésion sociale et de permettre à
chacune et chacun de mener de façon autonome une existence conforme à la
dignité humaine.
2 En particulier, elle vise à:
a) rechercher et prévenir les causes de pauvreté et d'exclusion sociale;
b) apporter l'aide nécessaire aux personnes en difficulté sociale ou maté-

rielle;

2

c) favoriser l'intégration sociale et professionnelle;
d) encourager une approche globale par le développement de politiques

transversales.

Art.  2 Principes
1 L'aide sociale est basée sur les principes suivants:
a) respect de la dignité humaine;
b) subsidiarité de l'aide;
c) individualisation de l'aide;
d) finalité de l'aide;
e) couverture des besoins;
f) proportionnalité de l'aide;
g) prestation et contre-prestation;
h) professionnalisme et qualité;
i) coordination avec des tiers.

Art.  3 Bénéficiaires de l'aide sociale
1 Peuvent bénéficier des prestations d'aide sociale de la présente loi les per-
sonnes dans le besoin domiciliées ou séjournant dans le canton au bénéfice
d'une autorisation au sens de la législation sur les étrangers. Demeure réservée
la législation en matière d'asile.
2 Est une personne dans le besoin au sens de la présente loi celle qui ne parvient
pas à surmonter des difficultés sociales ou à subvenir à son entretien de ma-
nière suffisante ou à temps, ni par ses propres moyens ni par les prestations de
tiers auxquelles elle peut prétendre.
3 Les notions de domicile et de séjour sont celles de la législation fédérale ré-
glant la compétence en matière d'assistance des personnes dans le besoin.

Art.  4 Moyens
1 L'aide sociale comprend les prestations suivantes:
a) l'aide personnelle;
b) la couverture des besoins de base;
c) les mesures d'insertion socioprofessionnelle;
d) le soutien à la formation.
2 En sus des prestations d'aide sociale individuelle, l'Etat encourage la préven-
tion sociale et soutient des organisations à caractère social.
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Art.  5 Secret en matière d'aide sociale, obligation de dénoncer
1 Les membres des organes chargés de l'exécution de la présente loi sont tenus
au secret de fonction.
2 Ils sont libérés de l'obligation de garder le secret en matière d'aide sociale:
a) lorsque la personne concernée a donné son autorisation écrite, libre et

éclairée, à la transmission de renseignements;
b) lorsque l'autorité supérieure au sens de l'article 320 al. 2 du code pénal

du 21 décembre 1937 (CP) a donné son autorisation à la transmission de
renseignements;

c) en cas de dénonciation d'un acte punissable;
d) si une disposition légale prévoit une obligation ou un droit de renseigner.
3 Les organes chargés de l'exécution de la présente loi sont tenus de dénoncer
au Ministère public les faits qui les conduisent à soupçonner qu'a été commise
une infraction en relation avec la perception, l'utilisation et le remboursement
de prestations d'aide sociale.

Art.  6 Réserves de la loi sur les subventions
1 La loi cantonale sur les subventions est applicable directement et dans son
intégralité aux subventions prévues par la présente loi.

2 Prévention et lutte contre la pauvreté

Art.  7 Prévention sociale
1 La prévention sociale comprend toute mesure générale ou particulière per-
mettant de rechercher les causes de pauvreté et d'exclusion sociale, d'en atté-
nuer les effets et d'éviter le recours durable aux services d'aide sociale.
2 L'Etat et les communes préviennent les causes de pauvreté et d'exclusion so-
ciale. Ils soutiennent les organisations à caractère social et les projets contri-
buant à atteindre les objectifs de la présente loi.
3 Les publics concernés sont associés à la définition et au suivi des mesures de
prévention.

Art.  8 Accès aux prestations
1 La Direction en charge de l'aide sociale 1) (ci-après: la Direction) et les or-
ganes d'exécution de la présente loi orientent les personnes en difficulté sociale
ou matérielle vers les dispositifs qui sont en mesure de leur venir en aide.

1) Actuellement: Direction de la santé et des affaires sociales.
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2 Ils adoptent des mesures permettant aux personnes en difficulté sociale ou
matérielle d'accéder aux prestations d'aide sociale.
3

des services, de formation de personnel, de simplification des procédures et de
coordination des différents services de l'Etat, des institutions de droit public,
des communes et des milieux associatifs.

Art.  9 Plan d'action
1 Un plan d'action est établi périodiquement sur la base d'un rapport sur la si-
tuation sociale et la pauvreté afin de déterminer la politique visant à prévenir

Art.  10 Rapport sur la situation sociale et la pauvreté  En général
1 Le Conseil d'Etat transmet en principe une fois par législature au Grand Con-
seil un rapport sur la situation sociale et la pauvreté qui vise à suivre l'évolution
de la problématique de la pauvreté dans le canton et à anticiper les mesures de
prévention en faveur des populations concernées.
2 Le rapport est établi par le Service en charge de l'action sociale 2) (ci-après:
le Service).
3 Il comporte une partie quantitative et une partie qualitative qui permettent de
fournir une compréhension multidimensionnelle de la problématique de la pau-
vreté.

Art.  11 Rapport sur la situation sociale et la pauvreté  Base de données
à des fins statistiques

1 Le rapport sur la situation sociale et la pauvreté se fonde sur une base de
données spécialement créée qui s'appuie sur les données disponibles suivantes:
a) des données fiscales, fournies par le service en charge des contribu-

tions 3);
b) des données des registres communaux des habitants comprises sur la pla-

teforme informatique cantonale prévue à l'article 16 de la loi du 23 mai
1986 sur le contrôle des habitants, fournies par le service chargé chargé
des questions de population et de migration 4);

c) des données de l'aide sociale, fournies par le Service;
d) des données liées aux subsides de formation, fournies par le Service en

charge des subsides de formation 5);

2) Actuellement: Service de l'action sociale.
3) Actuellement: Service cantonal des contributions.
4) Actuellement: Service de la population et des migrants.
5) Actuellement: Service des subsides de formation.
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e) des données des prestations complémentaires et des allocations pour im-
potents de l'AVS-AI, fournies par l'Etablissement cantonal des assu-
rances sociales.

2 Le Conseil d'Etat précise les données à transmettre, spécifie les modalités de
transmission et de conservation des données et édicte les mesures de sécurité
à prendre afin que soient garanties la confidentialité et la protection des don-
nées traitées.

Art.  12 Rapport sur la situation sociale et la pauvreté  Traitement de
données

1 Les services et les établissements traitant des données nécessaires à l'élabo-
ration du rapport les transmettent d'office, au moins une fois par législature, au
service chargé de la statistique 6).
2 Dans l'accomplissement de ses tâches en lien avec l'établissement du rapport,
le service chargé de la statistique est autorisé à faire usage du numéro AVS au
sens de l'article 50c de la loi fédérale sur l'assurance-vieillesse et survivants du
20 décembre 1946 (ci-après: NAVS). Il procède aux appariements de données
nécessaires et transmet les résultats obtenus, sous une forme anonymisée, au
Service.
3 Le service chargé de la statistique conserve pendant quinze ans les données
nécessaires à l'établissement du rapport sous une forme non anonymisée, per-
mettant ainsi l'analyse longitudinale des parcours de vie sur trois législatures.
Ces données ne peuvent pas être utilisées à d'autres fins que l'établissement du
rapport et doivent être détruites à la fin du délai de conservation.

3 Aide personnelle

Art.  13 Généralités
1 L'aide personnelle est une prestation visant à:
a) prévenir les difficultés sociales et matérielles de la personne dans le be-

soin;
b) l'aider à surmonter ces difficultés;
c) favoriser ou maintenir son intégration sociale et professionnelle.

Art.  14 Contenu
1 L'aide personnelle comprend principalement:
a) l'information, le conseil, l'accompagnement individuel et le renforcement

de la capacité d'intégration sociale ou professionnelle des personnes;

6) Actuellement: Service de la statistique.
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b) l'orientation des personnes ayant besoin d'une aide spécifique vers des
organismes compétents;

c) l'intervention auprès d'autres organismes compétents lorsque les dé-
marches pour obtenir l'aide s'avèrent difficiles à réaliser par les personnes
concernées.

Art.  15 Conditions
1 L'aide personnelle est destinée à la personne confrontée à des difficultés so-
ciales ou matérielles qu'elle n'est pas en mesure de gérer seule.
2 L'aide personnelle est accordée gratuitement indépendamment du droit à une
aide financière, à d'autres prestations liées aux besoins ou à des prestations
d'assurances sociales, pour autant que la situation ne relève pas de dispositions
de protection au sens des articles 393 et suivants du code civil suisse du 10
décembre 1907 (CC).

4 Couverture des besoins de base

Art.  16 Généralités
1 La couverture des besoins de base est une prestation financière visant à four-
nir à la personne dans le besoin les moyens indispensables pour mener une
existence conforme à la dignité humaine, que sa situation lui soit imputable ou
non.
2 La couverture des besoins de base est limitée à l'aide d'urgence pour les per-
sonnes se trouvant dans certaines situations particulières définies à l'article 25.

Art.  17 Contenu
1 Les besoins de base comprennent notamment les éléments suivants:
a) le forfait pour l'entretien;
b) le loyer et, lorsque la personne est propriétaire de son bien immobilier,

les intérêts hypothécaires ainsi que les charges, à l'exclusion de l'amor-
tissement;

c) les frais des soins et des traitements médicaux nécessaires, notamment
les frais dentaires, la franchise et la participation relative aux prestations
d'assurance-maladie obligatoire, ainsi que la prime d'assurance-maladie
obligatoire;

d) la participation aux frais de placement dans des familles d'accueil ou dans
des institutions, à condition que le placement soit conforme à la législa-
tion spéciale et résulte, pour la personne mineure, d'un mandat de la jus-
tice;
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e) les prestations circonstancielles destinées à la couverture des besoins par-
ticuliers, au sens des normes de la Conférence suisse des institutions d'ac-
tion sociale (ci-après: normes CSIAS).

2 Le Conseil d'Etat fixe les barèmes des montants destinés à couvrir les besoins
de base au sens de l'alinéa 1 ainsi que les modalités d'application, en se référant
aux normes CSIAS.

Art.  18 Conditions
1 La couverture des besoins de base est accordée sous déduction des revenus,
fortune ou d'autres ressources dont disposent la personne dans le besoin et les
membres de l'unité d'assistance.
2 La couverture des besoins de base est subsidiaire à l'entretien et à l'assistance
prodigués par la famille à ses membres, ainsi qu'aux autres prestations légales,
contractuelles ou volontaires de tiers.
3 Lorsque la personne est titulaire d'une créance alimentaire en vertu du droit
de la famille, elle doit la faire valoir, au besoin par une action en justice, ou,
sur décision de l'autorité d'aide sociale, lui céder ses droits.

Art.  19 Calcul de la prestation
1 Les besoins de base sont calculés en fonction de la composition du ménage,
du type de logement et de l'âge de la personne.
2 L'ensemble des revenus et de la fortune des membres de l'unité d'assistance
est pris en compte. L'imputation du patrimoine des enfants est fondée sur les
dispositions du droit civil.
3 Sont pris en compte les revenus et fortunes auxquels la personne bénéficiaire
a renoncé, qu'elle a refusé de faire valoir ou dont elle s'est dessaisie. Il peut être
renoncé à l'imputation dans les cas de rigueur.
4 La règle de l'alinéa 3 ne s'applique pas à la personne hospitalisée qui ne peut
pas rester à domicile et qui doit séjourner durablement dans un établissement
médico-social ou une institution spécialisée. Les montants octroyés par l'aide
sociale dans ces situations doivent être remboursés par les personnes bénéfi-
ciaires du dessaisissement.
5 Le Conseil d'Etat fixe les modalités de calcul des revenus et de la fortune des
membres de l'unité d'assistance ainsi que la mesure dans laquelle les revenus
et fortunes hypothétiques au sens de l'alinéa 3 sont retenus. Il peut prévoir des
franchises sur les montants des revenus et de la fortune ainsi que des mesures
incitatives.

Art.  20 Unité d'assistance
1 L'unité d'assistance est composée:
a) de la personne requérante;

8

b) de son conjoint ou de sa conjointe;
c) de son partenaire enregistré ou de sa partenaire enregistrée;
d) de la personne avec qui elle vit en concubinage stable;
e) de ses enfants à charge.
2 Sont considérées comme vivant en concubinage stable au sens de la présente
loi, les personnes qui:
a) vivent en union libre et ont un enfant en commun;
b) vivent en union libre depuis au moins deux ans;
c) reconnaissent elles-mêmes vivre en concubinage.
3 Les enfants à charge sont les enfants mineurs dont la garde est attribuée à un
membre de l'unité d'assistance ainsi que les enfants majeurs ayant le même
domicile que les parents et à l'égard desquels un membre de l'unité d'assistance
a une obligation d'entretien au sens du droit civil.
4 Le ménage est constitué de toutes les personnes qui vivent dans le même lo-
gement, y compris celles qui ne font pas partie de l'unité d'assistance.

Art.  21 Modalités d'octroi
1 La couverture des besoins de base est allouée sous forme:
a) de prestations en espèces ou en nature;
b) de garanties, lorsqu'il s'agit d'assurer les obligations de la personne dans

le besoin auprès de tiers appelés à lui fournir des prestations destinées à
satisfaire des besoins de base;

c) de prestations découlant du contrat d'insertion socioprofessionnelle.
2 Le service social régional peut effectuer directement auprès de tiers le paie-
ment des charges incombant à la personne dans le besoin, lorsque les circons-
tances le justifient.

Art.  22 Avances de la couverture des besoins de base
1 La couverture des besoins de base est accordée à titre d'avance sur toute res-
source en attente, notamment:
a) sur les prestations des assurances ou de tiers tenus de verser des presta-

tions;
b) lorsque la personne dispose d'éléments de fortune dont la réalisation ne

se justifie pas, n'est pas possible ou exigible à court terme.
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Art.  23 Garanties conventionnelles
1 L'octroi de la couverture des besoins de base à titre d'avance est subordonné,
hormis les cas de subrogation légale, à la cession de créances, au nantissement
de valeurs ou biens mobiliers, à la constitution de garantie immobilière ou à la
constitution d'autres formes de garanties en faveur de l'autorité d'aide sociale.
2 Celle-ci peut renoncer à une garantie lorsque la couverture des besoins de
base avancée est peu élevée ou s'étend sur une brève période.
3 En règle générale, le bénéficiaire cède la créance ou fournit les garanties pré-
vues à l'alinéa 1 au moment où débute la couverture des besoins de base. Dans
des cas particuliers, l'autorité d'aide sociale lui accorde un délai raisonnable
pour le faire.

Art.  24 Aide d'appoint
1 Une aide d'appoint peut être accordée ponctuellement aux personnes en dif-
ficulté domiciliées dans le canton pour éviter le recours à une couverture des
besoins de base.

Art.  25 Aide d'urgence
1 L'aide d'urgence garantit la couverture des besoins fondamentaux au sens de
l'article 12 de la Constitution fédérale du 18 avril 1999.
2 Sont réduites à l'aide d'urgence les personnes dans le besoin qui se trouvent
dans les situations particulières suivantes:
a) les personnes de passage;
b) les étrangers non titulaires d'une autorisation de séjour;
c) les ressortissants de l'UE ou de l'AELE, ainsi que les personnes dont ils

ont la charge et faisant ménage commun:
1. détenteurs d'un permis de courte durée qui n'exercent pas une acti-

vité lucrative sur le premier marché du travail;
2. détenteurs d'une autorisation de séjour en cas de cessation volon-

taire des rapports de travail ou de cessation involontaire des rap-
ports de travail au cours des douze premiers mois de séjour, sous
réserve des exceptions prévues dans la législation fédérale.

3 L'aide d'urgence est dans la mesure du possible allouée sous forme de presta-
tions en nature. Elle comprend:
a) le logement, en règle générale, dans un lieu d'hébergement collectif;
b) la remise de denrées alimentaires et d'articles d'hygiène;
c) les soins médicaux indispensables;
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d) l'octroi, en cas de besoin établi, d'autres prestations de première néces-
sité.

4 Au surplus, le Conseil d'Etat précise les modalités d'octroi.

5 Mesures d'insertion socioprofessionnelle

Art.  26 Généralités
1 Les mesures d'insertion socioprofessionnelle visent à développer les compé-
tences de la personne dans le besoin, à éviter son isolement social, à renforcer
son aptitude au placement ou à favoriser sa réinsertion socioprofessionnelle.
2 Les mesures d'insertion socioprofessionnelle sont prioritairement accordées
aux personnes bénéficiant d'une couverture des besoins de base.
3 Pendant la durée du contrat d'insertion socioprofessionnelle, la couverture des
besoins de base est majorée d'un montant incitatif.
4 Les personnes réduites à l'aide d'urgence ne peuvent pas bénéficier des me-
sures d'insertion socioprofessionnelle.
5 Il n'existe pas de droit à une mesure d'insertion socioprofessionnelle.

Art.  27 Contenu
1 Les mesures d'insertion socioprofessionnelle sont des activités réalisées par
un partenaire public ou privé, distinct des organes chargés de l'exécution de la
présente loi, et conformes aux objectifs de la loi.

Art.  28 Conditions
1 Les mesures d'insertion socioprofessionnelle doivent être pertinentes et adap-
tées à la situation de la personne bénéficiaire.
2 Les mesures d'insertion socioprofessionnelle durent au maximum douze mois
consécutifs. Leur prolongation est soumise à l'autorisation du Service.
3 Les mesures doivent figurer dans un catalogue tenu par le Service.

Art.  29 Contrat d'insertion socioprofessionnelle
1 Un contrat d'insertion socioprofessionnelle définit la mesure reconnue
comme contre-prestation de la couverture des besoins de base accordée.
2 Ce contrat est individuel et conclu entre l'autorité d'aide sociale et la personne
dans le besoin. Sa nature juridique est celle d'un contrat de droit administratif.
3 L'autorité d'aide sociale peut astreindre la personne bénéficiaire à participer
à une mesure d'insertion socioprofessionnelle.
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6 Soutien à la formation

Art.  30 Généralités
1 La couverture des besoins de base peut comprendre un soutien à la formation
visant à améliorer les perspectives d'emploi sur le marché du travail.
2 Les personnes réduites à l'aide d'urgence ne peuvent pas bénéficier d'un sou-
tien à la formation.

Art.  31 Contenu
1 Un projet de formation fixe, par convention entre la personne concernée et
les organes chargés de l'exécution de la présente loi, les objectifs et les moda-
lités de la formation.

Art.  32 Conditions
1 Un soutien à la formation peut être accordé si celle-ci n'est pas financée par
d'autres sources de revenus ou ne peut l'être que partiellement.
2 La formation est choisie en fonction de l'âge, de l'état de santé, de la situation
personnelle et doit correspondre aux aptitudes de la personne concernée.
3 La personne concernée doit collaborer activement avec l'organe chargé de
l'exécution de la présente loi à la définition du projet de formation et à sa con-
crétisation.
4 Il n'existe pas de droit à un soutien à la formation.

7 Droits et devoirs

Art.  33 Droits
1 La personne bénéficiaire a le droit:
a) d'être entendue;
b) de consulter son dossier et les décisions prises à son égard;
c) à la protection de ses données.

Art.  34 Obligation de collaborer
1 Toute personne sollicitant une aide sociale ou qui en bénéficie est tenue:
a) -même ou par des démarches utiles auprès de

tiers pour éviter, supprimer ou atténuer une situation de besoin et préser-
ver ou retrouver son autonomie;

b) de réduire les dépenses ou de renoncer aux biens ou services incompa-
tibles avec la couverture des besoins de base;

c) d'utiliser la prestation dans le but pour lequel elle a été accordée;

12

d) de rechercher activement et accepter un emploi convenable;
e) d'accepter une mesure d'insertion socioprofessionnelle appropriée ou une

autre mesure analogue, telle qu'une formation, et de respecter les moda-
lités de la mesure ou du projet de formation;

f) de se soumettre à l'examen du ou de la médecin-conseil, lorsqu'il est né-
cessaire de déterminer son état de santé afin d'établir un soutien adapté;

g) d'entreprendre les démarches nécessaires à la réalisation d'un bien immo-
bilier ou mobilier, lorsque celle-ci est exigible;

h) d'accepter une visite domiciliaire annoncée.
2 Est considéré comme convenable au sens de l'alinéa 1 let. d tout emploi
adapté à l'âge, l'état de santé et la situation personnelle de l'intéressé-e.

Art.  35 Obligation de renseigner
1 Pour permettre aux organes chargés de l'exécution de la présente loi de déter-
miner le droit aux prestations, toute personne sollicitant une aide financière ou
qui en bénéficie est soumise aux obligations suivantes:
a) fournir les renseignements complets sur sa situation personnelle, fami-

liale et financière;
b) signaler sans retard tout changement de situation qui peut avoir une in-

fluence sur son droit aux prestations;
c) signer au besoin une procuration permettant de prendre à son sujet les

informations nécessaires auprès de tiers.
2 En cas de doute sur l'exactitude ou la véracité des renseignements fournis par
la personne concernée sur sa situation personnelle ou financière, l'autorité
d'aide sociale peut exiger de la personne concernée qu'elle délie du secret de
fonction, du secret fiscal, du secret médical ou de tout autre secret profession-
nel, les services ou tiers nommément désignés afin de permettre la récolte des
informations nécessaires pour lever ces doutes.

Art.  36 Sanctions
1 L'autorité d'aide sociale peut sanctionner la personne bénéficiaire, si celle-ci
viole ses obligations d'une manière qui lui est imputable à faute.
2 La sanction consiste en la réduction du forfait d'entretien de l'unité d'assis-
tance. Elle doit respecter le principe de proportionnalité et tenir compte notam-
ment de la situation de la personne concernée et de la présence d'enfants mi-
neurs.
3 Un avertissement n'est pas nécessaire s'il résulte des circonstances qu'il de-
meurera sans effet.
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4 La décision de sanction doit indiquer, outre le montant et la durée de la ré-
duction, le motif de la sanction. Elle indique, selon les circonstances, les exi-
gences que la personne bénéficiaire doit remplir pour que la sanction soit allé-
gée ou supprimée.
5 La réduction au titre de sanction est cumulable avec un remboursement men-
tionné à l'article 69.
6 Le Conseil d'Etat précise dans l'ordonnance les modalités des sanctions, les
réductions applicables et la durée ainsi que le taux maximal en cas de cumul
des réductions, ainsi que lors de l'application de compensations.

Art.  37 Refus ou suppression de la couverture des besoins de base
1 La couverture des besoins de base est refusée ou supprimée lorsque:
a) la personne sollicitant la couverture des besoins de base ou la personne

bénéficiaire ne répond pas ou plus aux conditions de la présente loi au
sens de l'article 3;

b) la personne concernée n'est pas ou plus domiciliée dans le canton, n'y
séjourne pas ou n'y séjourne plus;

c) les revenus des membres de l'unité d'assistance dépassent leurs dépenses
reconnues;

d) leur fortune dépasse les franchises admises, sous réserve de l'article 22
al. 1 let. b;

e) la personne ne constitue pas la garantie à laquelle est subordonné l'octroi
de l'avance de couverture des besoins de base.

8 Organisation et compétences

Art.  38 Principe
1 L'aide sociale est mise en place par l'Etat et les communes, à moins que la
présente loi n'en dispose autrement.

Art.  39 Organisation territoriale
1 L'aide sociale est organisée en régions qui correspondent à un ou plusieurs
districts.
2 La commune de plus de 25'000 habitants peut former sa propre région d'aide
sociale.
3 Sont réservées les dispositions de la présente loi sur les tâches assumées di-
rectement par l'Etat.
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8.1 Etat

Art.  40 Tâches
1 L'Etat définit la politique visant à prévenir et lutter contre la pauvreté et l'ex-
clusion sociale.
2 Il assume les tâches et prend les décisions d'aide sociale en faveur des per-
sonnes visées par la législation fédérale sur l'asile jusqu'à l'obtention du permis
d'établissement ou jusqu'à ce qu'elles dépendent des dispositions de la loi fé-
dérale sur les étrangers et l'intégration (LEI).

Art.  41 Conseil d'Etat
1 Le Conseil d'Etat a les attributions suivantes:
a) il exerce la surveillance sur les organes chargés de l'exécution de la pré-

sente loi;
b) il édicte les normes de calcul de la couverture des besoins de base, en se

référant aux normes de la CSIAS. Il consulte préalablement la Confé-
rence des autorités d'aide sociale et les milieux intéressés;

c) il assure la coordination interdirectionnelle des politiques sociales et
veille à la coordination de l'aide sociale publique et privée;

d) il adopte le plan d'action proposé par la Direction;
e) il mandate périodiquement un organe externe pour évaluer les effets de

la présente loi, y compris en rapport avec les mesures d'insertion de la loi
sur l'emploi et le marché du travail (LEMT).

Art.  42 Direction
1 La Direction a les attributions suivantes:
a) elle édicte les directives d'application de la présente loi;
b) elle édicte les concepts relatifs à l'insertion socioprofessionnelle;
c) elle conclut les mandats de prestation établis au sens de l'article 44;
d) elle traite les réclamations contre les décisions des organisations privées

délégataires au sens de l'article 82;
e) elle veille, en tant qu'autorité de surveillance, à l'application correcte de

la présente loi;
f) elle met à disposition des organes chargés de l'exécution de la présente

loi un système d'information électronique permettant la gestion des in-
formations nécessaire à l'application de la présente loi. Elle consulte pré-
alablement la Conférence des autorités d'aide sociale;

g) elle propose au Conseil d'Etat le plan d'action prévu à l'article 9 et veille
à sa bonne application;
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h) elle prend toute décision relevant de la présente loi et qui est du ressort
de l'Etat mais qui n'est pas placée dans la compétence du Conseil d'Etat
ou du Service.

Art.  43 Service
1 Le Service exerce les tâches suivantes:
a) il assure que les communes, les commissions sociales, les services so-

ciaux régionaux et les organismes mandatés assument leurs tâches en ma-
tière d'aide sociale, il coordonne leurs actions et veille à l'harmonisation
des pratiques et des procédures et à la qualité des prestations;

b) il inspecte l'organisation et le fonctionnement des organes chargés de
l'application de la présente loi et contrôle l'application des normes d'aide
sociale par des travaux périodiques de révision des dossiers des bénéfi-
ciaires. Il conseille ces organes et peut leur donner des instructions;

c) lorsqu'il constate des irrégularités dans un organe chargé de l'application

prévus par la loi sur les communes;
d) il rembourse aux services sociaux régionaux les prestations financières à

charge de l'Etat ou d'autres cantons en vertu de la LAS;
e) il définit et adopte les mesures d'insertion socioprofessionnelle, constitue

un catalogue, désigne les organisateurs de ces mesures et en assure la
coordination;

f) il s'acquitte des tâches relevant du droit fédéral;
g) il élabore les mesures du plan d'action prévues à l'article 9 et en coor-

h) il confère le mandat d'observation dans le domaine de compétence de
l'Etat;

i)
et à la formation des commissions sociales, du personnel des services
sociaux et des organisations privées délégataires;

j) il promeut l'échange d'informations et la collaboration entre les services
sociaux et avec les organes publics et privés contribuant au but de la pré-
sente loi;

k) il veille à la mise en place, au développement et à l'administration du
système d'information électronique prévu à l'article 55;

l) il établit des critères uniformes de saisie statistique, veille à la collecte et
au traitement des données statistiques récoltées par les services publics

sente loi.
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Art.  44 Organisations à caractère social
1 L'Etat peut confier à des organisations privées ou à un établissement auto-
nome de droit public le mandat d'octroyer des prestations spécifiques en lien
avec les buts de la présente loi, notamment pour les personnes relevant du do-
maine de l'asile.
2 Les mesures d'insertion socioprofessionnelle au sens de l'article 26 réalisées
dans le cadre d'un mandat sont répertoriées dans le catalogue prévu à l'article
28 al. 3.
3 L'attribution d'un nouveau mandat est soumise pour préavis à la Conférence
des autorités d'aide sociale, sauf pour les tâches à charge de l'Etat.
4 L'externalisation du traitement des données doit répondre aux exigences de
la législation sur la protection des données en la matière.

8.2 Communes

Art.  45 Tâches
1 Les communes veillent à ce que les personnes dans le besoin bénéficient de
l'aide sociale octroyée en vertu de la présente loi.
2 Elles se constituent à cette fin sous la forme d'association de communes, selon
l'organisation régionale prévue à l'article 39 al. 1, sous réserve de l'ar-
ticle 39 al. 2. L'organisation et le fonctionnement de celle-ci sont régis par la
loi sur les communes, sous réserve des dispositions de la présente loi.
3 Elles mettent en place pour la région d'aide sociale une commission sociale
et un service social régional.

Art.  46 Compétence à raison du lieu
1 L'autorité dont relève la commune de domicile de la personne dans le besoin
est compétente pour statuer sur son droit à l'aide sociale.
2 Lorsque la personne est sans domicile, l'octroi de l'aide sociale incombe à
l'autorité dont relève la commune de séjour.
3 Lorsqu'une personne a besoin d'une aide immédiate et limitée dans le temps
hors de son canton ou de sa commune de domicile, l'autorité dont relève la
commune de séjour est compétente pour la lui accorder.
4 En cas de séjour ou de placement au sens de l'article 5 LAS et en l'absence de
domicile, l'octroi de l'aide sociale incombe à la dernière commune qui, dans
les cinq dernières années, a accordé une couverture des besoins de base.
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5 Les communes ne sont pas autorisées à renvoyer une personne dans le besoin
ni à l'empêcher ou à lui interdire de s'établir sur leur territoire. En cas d'inob-
servation de cette disposition, l'association de communes dont relève la com-
mune concernée ou la commune qui est dans le tort est tenue de rembourser la
totalité des coûts de la couverture des besoins de base des cinq dernières années
à l'association de communes ou à la commune ayant octroyé l'aide.

Art.  47 Commission sociale  Composition
1 Les commissions sociales sont composées de cinq à neuf membres.
2 L'association de communes ou la commune, au sens de l'article 39 al. 2, choi-
sit les membres de la commission sociale dans les différents milieux politiques,
économiques et sociaux. Ils peuvent l'être hors des exécutifs communaux.
3 La personne responsable du service social régional tient le secrétariat de la
commission. Elle assiste aux séances de celle-ci avec voix consultative.
4 Un représentant ou une représentante du Service peut participer, à titre con-
sultatif, aux séances de la commission sociale.
5 L'association de communes ou la commune, au sens de l'article 39 al. 2,
adopte un règlement de portée générale qui détermine l'organisation et le fonc-
tionnement de la commission sociale.

Art.  48 Commission sociale  Attributions
1 La commission sociale est l'autorité d'aide sociale, sous réserve des compé-
tences du service social régional et du Service. Elle décide:
a) de l'octroi, du refus, de la modification, de la suppression et de la cessa-

tion de la couverture des besoins de base;
b) de la conclusion et de la dénonciation du contrat d'insertion socioprofes-

sionnelle;
c) du dépôt d'une dénonciation pénale;
d) du pouvoir de représentation devant les autorités judiciaires administra-

tives, pénales et civiles;
e) du remboursement des aides octroyées.
2 Elle peut, de manière générale ou dans une affaire particulière, déléguer sa
compétence décisionnelle au sens de l'alinéa 1 au service social régional, à
l'exclusion:
a) de l'octroi initial et du refus de la couverture des besoins de base. L'article

50 al. 1 let. h est réservé;
b) de la suppression de celle-ci;
c) des décisions sur réclamation au sens de l'article 82.
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3 La commission sociale fixe les règles de délégation générale au sens de l'ali-
néa 2 dans un règlement et en contrôle l'application.

Art.  49 Service social régional  Collaborateurs et collaboratrices
1 Le service social régional comprend un responsable ou une responsable de
service et du personnel suffisant et qualifié pour répondre à sa mission.

Art.  50 Service social régional  Attributions
1 Le service social régional assure l'aide aux personnes en difficulté sociale ou
matérielle. Il accomplit les tâches suivantes:
a) il exerce les compétences décisionnelles déléguées par la commission so-

ciale;
b) il contribue à la prévention sociale, fournit l'aide personnelle et la cou-

professionnelle ainsi que les projets de formation et en assure le suivi;
c) il vérifie régulièrement l'évolution de la situation personnelle, financière

et familiale des membres de l'unité d'assistance;
d) il élabore avec la personne bénéficiaire le contrat d'insertion socioprofes-

sionnelle et le projet de formation;
e) il collabore avec l'ensemble des services concernés lors d'un transfert de

dossier;
f) il octroie un mandat d'observation, au sens de l'article 63;
g) il sollicite, au besoin, pour les mineurs, la collaboration du Service en

charge de la protection de l'enfance et de la jeunesse 7);
h) il octroie, si nécessaire, une couverture des besoins de base provisoire;
i) il octroie des sûretés dans le domaine locatif;
j) il élabore le rapport annuel d'activité à l'attention de la Direction et de

l'association des communes ou de la commune;
k) il transmet au Service les avis d'assistance relevant du droit fédéral;
l) il récolte, enregistre et gère dans le système d'information électronique,

selon les dispositions du Service, les données comptables, sociodémo-
graphiques, statistiques et les documents électroniques pour chaque
membre de l'unité d'assistance;

m) il présente au Service, pour remboursement, à la fin de chaque trimestre,
les décomptes des couvertures des besoins de base accordées selon les
recommandations du Service;

7) Actuellement: Service de l'enfance et de la jeunesse.
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n) il informe et oriente le public sur les services à disposition;
o) il participe à la collaboration interinstitutionnelle et applique les conven-

tions de collaborations au sens de la LEMT;
p) il transmet au Service les décisions judiciaires en matière d'aide sociale

et les dénonciations pénales.

8.3 Collaborations

Art.  51 En général
1 Afin d'atteindre les buts fixés dans la présente loi, les organes et institutions
concernés sont tenus de collaborer et coordonner leurs actions.
2 Les organes concernés participent activement à la collaboration interinstitu-
tionnelle définie notamment par la LEMT.
3 Des conventions de collaboration peuvent être conclues avec d'autres orga-

Art.  52 Conférence des autorités d'aide sociale
1 Une conférence réunissant les présidents et présidentes des commissions so-
ciales est instituée.
2 Elle a les compétences suivantes:
a) préaviser les actes législatifs et les directives d'application de l'aide so-

ciale;
b) préaviser le plan d'action périodique au sens de l'article 9;
c) se prononcer sur les mesures de prévention relevant de l'article 4 al. 2.
3 Le Service convoque au moins deux fois par année la conférence. La Direc-
tion en assure la présidence.

Art.  53 Conférence des responsables des services sociaux régionaux
1 Une conférence réunissant les responsables des services sociaux régionaux
est instituée.
2 Elle est consultée sur les mesures propres à assurer l'application et la coordi-
nation de l'action sociale ainsi que d'autres questions s'y rapportant.
3 Le Service convoque au moins deux fois par année la conférence des respon-
sables des services sociaux régionaux. Le Service en assure la présidence.
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9 Instruments du dispositif d'aide sociale

Art.  54 Conseil médical
1 La Direction désigne un ou une médecin-conseil et un ou une médecin-den-
tiste-conseil.
2 Le ou la médecin-conseil prévu-e par la LEMT et celui ou celle désigné-e par
la Direction sont compétents pour fournir des clarifications relatives à la capa-
cité de travail des bénéficiaires et pour aider l'autorité d'aide sociale à définir
un soutien adapté.
3 Le ou la médecin-dentiste-conseil est compétent-e pour préaviser des devis
concernant des soins dentaires entraînant des frais importants et se prononcer
sur la nécessité, l'adéquation ainsi que le coût des traitements proposés.

Art.  55 Système d'information électronique
1 Un système d'information commun, accessible par procédure d'appel, est
constitué afin de gérer et coordonner les informations nécessaires à l'applica-
tion de la présente loi.
2 Ce système d'information constitue un fichier au sens de la loi sur la protec-
tion des données (LPrD), le responsable du fichier étant le Service.
3 Il a pour but d'aider les organes chargés de l'exécution de la présente loi à
contrôler la subsidiarité, gérer les dossiers des bénéficiaires, effectuer la répar-
tition des charges, assurer le suivi des remboursements, exercer le pilotage et
la surveillance du dispositif d'aide sociale.
4 Il répertorie des données sensibles, ainsi que des données sociodémogra-
phiques, comptables, statistiques et des documents électroniques pour chaque
personne membre de l'unité d'assistance.
5 Les membres de l'unité d'assistance sont informés que les données les con-
cernant sont traitées dans le système d'information électronique.
6 Les services sociaux régionaux et le Service enregistrent, gèrent et échangent
les données par l'intermédiaire de ce système d'information commun, dans le
respect des règles découlant de la protection des données.
7 Il permet la consultation par voie électronique des renseignements de tiers,
au sens de l'article 74.
8 Le NAVS sert d'identifiant unique et à l'échange électronique des données
entre les registres officiels des personnes.
9 Le Conseil d'Etat fixe les règles d'administration, la procédure d'autorisation
et les modalités du droit d'accès, en prenant en considération les exigences de
la protection des données.
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10 Procédures

10.1 En général

Art.  56 Règles applicables
1 Sauf dispositions contraires de la présente loi, les règles du code de procédure
et de juridiction administrative (CPJA) sont applicables.

Art.  57 Requête
1 Toute personne qui sollicite une aide sociale s'adresse au service social régio-
nal compétent à raison de son domicile ou de son lieu de séjour.
2 La requête de couverture des besoins de base est considérée avoir été dépo-
sée:
a) le jour de l'annonce auprès du service social régional, pour autant que les

membres de l'unité d'assistance fournissent tous les documents néces-
saires au calcul de leur droit à une couverture des besoins de base dans
le délai fixé par le service social régional, ou

b) à défaut, le jour où tous les document requis sont en possession du service
social régional.

3 Les établissements hospitaliers informent dans les trente jours le service so-
cial régional de l'admission de personnes séjournant dans le canton qui sont
dans le besoin.

Art.  58 Instruction de la requête  En général
1 Le service social régional procède avec célérité à l'instruction de la requête.
2 L'instruction porte notamment sur la situation personnelle, financière, fami-
liale et sociale de la personne qui sollicite une couverture des besoins de base
ainsi que sur celle des membres de l'unité d'assistance et des personnes ayant
une obligation d'entretien à l'égard de ces derniers.

Art.  59 Préavis
1 Avant de rendre une décision, le service social requiert le préavis de la com-
mune fribourgeoise de domicile ou du lieu de séjour de la personne requérante.

Art.  60 Décision provisoire
1 Une couverture des besoins de base provisoire peut être accordée jusqu'à dé-
cision sur la requête.

Art.  61 Gratuité
1 La procédure d'aide sociale est gratuite.
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2 Les frais d'administration des preuves peuvent être mis à la charge de la per-
sonne qui a perçu ou tenté de percevoir des prestations indûment.

Art.  62 Décision
1 Toute décision de l'autorité d'aide sociale est notifiée par écrit, dans les meil-
leurs délais, avec indication des voies de droit, à la personne concernée et à la
commune de domicile d'aide sociale ou de séjour et au Service pour les cas
relevant de la législation fédérale.

10.2 Observation

Art.  63 Principes
1 A l'exception de l'enfant mineur, l'autorité compétente peut faire observer la
personne requérante ou bénéficiaire de l'aide sociale et effectuer des enregis-
trements visuels et sonores, afin d'établir des faits spécifiques:
a) si elle dispose d'indices concrets laissant présumer que la personne per-

çoit, a perçu ou tente de percevoir des prestations de manière indue, et
b) si, sans mesure d'observation, l'établissement des faits serait impossible

ou excessivement difficile.
2 L'autorité compétente informe la personne requérante à l'ouverture du dos-
sier, que, en cas de soupçons d'obtention illicite de prestations, elle pourra faire
l'objet d'une observation.

Art.  64 Conditions
1 Les personnes concernées ne peuvent être observées que si elles se trouvent
dans un lieu accessible au public ou dans un lieu librement visible depuis un
lieu accessible au public.
2 Une observation peut avoir lieu durant trente jours au maximum au cours
d'une période de six mois à compter du premier jour d'observation. Cette pé-
riode peut être prolongée de six mois au maximum si des motifs suffisants le
justifient; en cas de prolongation, la durée maximale d'observation de trente
jours est maintenue.
3 La personne en charge de l'observation ne doit pas influencer le comporte-
ment de la personne bénéficiaire.
4 Sans le consentement de la personne bénéficiaire, l'accès à son lieu de travail,
à son domicile ou à son véhicule n'est pas autorisé.

Art.  65 Mandat
1 Le mandat d'observation est confié aux inspecteurs et inspectrices cantonaux
spécialisés rattachés au Service ou à la police locale ou intercommunale.
2 Le mandat définit les éléments sur lesquels doit porter l'observation.
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Art.  66 Résultats et protection des données
1 Les résultats de l'observation sont consignés dans un rapport remis à l'autorité
compétente, avec les moyens de preuves exploitables.
2 L'autorité compétente informe la personne concernée du motif, de la nature
et de la durée de l'observation avant de rendre une décision.
3 Si l'observation n'a pas permis de confirmer les indices visés à l'ar-
ticle 61 al. 1 let. a, l'autorité compétente rend une décision concernant le motif,
la nature et la durée de l'observation et détruit, après l'entrée en force de la
décision, le matériel recueilli lors de l'observation si l'une des personnes con-
cernées n'a pas expressément demandé que celui-ci soit conservé au dossier.
4 Si l'observation confirme les indices visés à l'article 63 al. 1 let. a, l'autorité
compétente communique sa décision au Service. Celui-ci informe les autres
services concernés, en particulier de l'Etat.
5 Le Conseil d'Etat règle:
a) la procédure selon laquelle la personne observée peut consulter le maté-

riel complet recueilli lors de l'observation;
b) la conservation et la destruction du matériel recueilli;
c) les exigences à l'endroit des spécialistes chargés de l'observation.

11 Remboursement

Art.  67 Principes
1 La personne bénéficiaire majeure et, le cas échéant, son conjoint ou sa con-
jointe, concubin ou concubine stable ou partenaire enregistré vivant en ménage
commun avec elle, sont tenus solidairement au remboursement de la couver-
ture des besoins de base versée pour toute l'unité d'assistance.
2 Les montants à rembourser ne produisent pas d'intérêts, sauf s'ils ont été ob-
tenus de manière illicite.
3 Le Conseil d'Etat règle les modalités des remboursements.

Art.  68 Héritiers
1 L'obligation de rembourser s'étend aux héritiers et héritières jusqu'à concur-
rence de leur part d'héritage ainsi qu'aux bénéficiaires d'une prestation d'assu-
rance-vie versée à la suite du décès de la personne dans le besoin.

Art.  69 Libération de l'obligation de rembourser
1 N'est pas tenu au remboursement, sous réserve de l'article 66:
a) le jeune majeur pour l'aide allouée pendant sa formation au sens de l'ar-

ticle 277 al. 2 CC, la responsabilité des parents étant réservée;
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b) la personne majeure, pour l'aide obtenue pendant sa minorité, la respon-
sabilité des parents étant réservée;

c) pendant sa formation au sens de l'article 277 al. 2 CC, le jeune adulte de
moins de 25 ans révolus pour l'aide allouée à ses parents;

d) la personne bénéficiaire pour la couverture des besoins de base perçue
pendant qu'elle-même ou un membre de l'unité d'assistance participait à
une mesure d'insertion au sens des articles 26 et suivants ou réalisait un
projet de formation au sens des articles 30 et suivants;

e) la personne bénéficiaire pour la couverture des besoins de base corres-
pondant à l'entretien de la famille avancé selon les articles 131a al. 2,
176a, 286a al. 3 et 329 al. 3 CC.

2 L'alinéa 1 n'est pas applicable lorsque la personne bénéficiaire entre en pos-
session d'une fortune importante.
3 Lorsque la couverture des besoins de base a été avancée dans l'attente de la
réalisation de ressources (art. 22 al. 1 let. b), l'alinéa 1 let. d et e n'est pas ap-
plicable, une fois les ressources réalisées, à hauteur de celles-ci.

Art.  70 Remboursement des prestations obtenues légalement
1 La personne bénéficiaire est tenue au remboursement de la couverture des
besoins de base obtenue légalement:
a) lorsque la personne entre en possession d'une fortune importante;
b) lors de la reprise d'une activité lucrative, pour autant que cela n'incite pas

la personne bénéficiaire à ne pas reprendre un travail rémunéré;
c) dans d'autres cas, lorsque l'équité l'exige.
2 La capacité de remboursement tient compte des ressources des membres de
l'unité d'assistance visés à l'article 67 al. 1.
3 Le service social régional décide du remboursement en fixant au besoin des
acomptes. Il peut renoncer totalement ou partiellement au remboursement dans
les cas de rigueur.

Art.  71 Remboursement des prestations obtenues indûment
1 La personne bénéficiaire est tenue au remboursement de la couverture des
besoins de base obtenue indûment.
2 Si le versement indu résulte d'une erreur de l'autorité d'aide sociale, sans faute
de la personne bénéficiaire, l'autorité d'aide sociale peut renoncer en tout ou en
partie au remboursement lorsqu'il mettrait la personne bénéficiaire dans une
situation difficile.
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Art.  72 Subrogation
1 Le service social régional qui accorde la couverture des besoins de base à titre
d'avance sur les prestations des assurances ou de tiers tenus de verser des pres-
tations est subrogé dans les droits de la personne bénéficiaire jusqu'à concur-
rence de la couverture des besoins de base accordée pour la période concernée.
2 Lorsque l'autorité d'aide sociale assume l'entretien de la famille à la place du
débiteur, elle peut faire valoir directement ses droits envers le débiteur, au be-
soin par une action en justice, en vertu de la subrogation prévue par le Code
civil suisse.

Art.  73 Hypothèque légale
1 Le service social régional peut requérir l'inscription d'une hypothèque légale
en sa faveur sur l'immeuble dont il a pris en charge les intérêts hypothécaires
et les charges conformément à l'article 17 al. 1 let b, à concurrence des mon-
tants versés à ce titre.

Art.  74 Garantie de tiers pour le séjour d'étrangers
1 Si la personne requérante ou bénéficiaire de la couverture des besoins de base
de nationalité étrangère séjourne dans le canton ou dispose d'une autorisation
de séjour avec la garantie financière d'un tiers, ce dernier est tenu de rembour-
ser la totalité de la couverture des besoins, en argent ou en nature, y compris
les frais de retour dans le pays d'origine, qui aurait été fournie à la personne
concernée.

Art.  75 Prescription
1 Le droit d'exiger le remboursement de la couverture des besoins de base se
prescrit par dix ans à compter du dernier versement de l'aide accordée.
2 Si l'obligation de remboursement résulte d'une infraction pour laquelle le
droit pénal prévoit un délai de prescription plus long, celui-ci est également
applicable à la créance en remboursement.
3 À l'égard des héritiers de la personne aidée, l'obligation de remboursement se
prescrit par deux ans dès la dévolution de la succession.
4 Les délais de prescription au sens des alinéas 1 à 3 sont interrompus par tout
acte prévu à l'article 135 du code des obligations du 30 mars 1911, par tout
nouveau versement de la couverture des besoins de base ainsi que par le pro-
noncé d'une décision de remboursement au sens de l'article 48 al. 1 let. e.
5 Un nouveau délai de même durée commence à courir dès l'interruption, si la
personne n'est pas ou plus au bénéfice de la couverture des besoins de base.
6 Les délais de prescription au sens des alinéas 1 à 3 sont suspendus aussi long-
temps que la personne tenue au remboursement ne peut pas être mise en pour-
suite en Suisse.
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7 Lorsqu'il est garanti par un gage mobilier ou immobilier, le droit d'exiger le
remboursement ne se prescrit pas.

12 Transmission et traitement des données

Art.  76 Renseignements de tiers
1 Sont tenus de fournir, gratuitement, aux organes chargés de l'exécution de la
présente loi les renseignements écrits ou oraux ainsi que les pièces justifica-
tives nécessaires à l'exécution de la présente loi:
a) les autorités administratives, conformément à l'article 50 CPJA;
b) les autorités pénales et civiles;
c) les assurances sociales et organismes privés octroyant des prestations fi-

nancières;
d) les membres de l'unité d'assistance et les personnes ayant une obligation

d'entretien à l'égard de ceux-ci;
e) les employeurs de personnes percevant ou sollicitant des prestations

d'aide sociale;
f) les bailleurs louant des logements à des personnes percevant ou sollici-

tant des prestations d'aide sociale;
g) les organismes bancaires et postaux.
2 Sont en particulier tenus de fournir des renseignements:
a) le Service cantonal des contributions s'agissant des données fiscales des

personnes percevant, sollicitant ou ayant perçu des prestations d'aide so-
ciale ou des personnes pouvant avoir à l'égard de ces dernières une obli-
gation d'entretien ou d'assistance;

b) les autorités du contrôle des habitants et de l'état civil;
c) les autorités compétentes en matière d'établissement et de séjour des

étrangers;
d) les caisses de compensation;
e) les autorités compétentes en matière de protection des travailleurs et des

travailleuses et de lutte contre le travail au noir;
f) les autorités compétentes en matière de circulation routière;
g) les autorités compétentes en matière de poursuites et faillites;
h) les autorités de protection de l'enfant et de l'adulte;
i) les autorités compétentes en matière de registres fonciers;
j) les services de recouvrement et d'avances de pensions alimentaires;
k) les services allouant des allocations, bourses et prêts d'étude;
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l) les services compétents en matière d'assurance-chômage;
m) les organes de police cantonaux et communaux;
n) les autorités compétentes en matière de registre du commerce.
3 Les personnes et autorités citées aux alinéas 1 et 2 sont notamment tenues de
fournir les renseignements nécessaires pour examiner:
a) les conditions personnelles et économiques des personnes percevant ou

sollicitant des prestations d'aide sociale;
b) les droits de ces personnes à l'égard de tiers;
c) l'existence d'une obligation d'entretien ou d'assistance;
d) l'intégration sociale et professionnelle de ces personnes;
e) l'existence d'une obligation de remboursement au sens de la présente loi.
4 Le Conseil d'Etat fixe la liste des services qui transmettent leurs renseigne-
ments par voie électronique et les modalités d'échange d'information.

Art.  77 Traitement des données
1 Les organes chargés de l'exécution de la présente loi sont habilités à traiter et
à faire traiter les données personnelles, y compris les données sensibles, qui
leur sont nécessaires pour accomplir les tâches que leur assigne la présente loi,
notamment pour:
a) enregistrer et conseiller les personnes dans le besoin;
b) établir le droit à des prestations, les calculer, les allouer et les coordonner

avec celles de tiers;
c) vérifier le principe de subsidiarité et faire valoir des prétentions auprès

de tiers;
d) prévenir ou faire cesser le versement de prestations indues;
e) examiner l'existence d'une obligation de remboursement;
f)
g) établir l'état de santé et l'employabilité des personnes dans le besoin;
h) faciliter le transfert du dossier lors d'un changement de domicile et assu-

rer la continuité des démarches administratives dans les mesures, les
sanctions prononcées et les remboursements;

i) contrôler l'application de la présente loi;
j) établir des statistiques.
2 Les données sont traitées dans le respect des règles découlant de la protection
des données.
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13 Financement

Art.  78 Répartition des charges entre Etat et communes
1 Sont prises en charge à raison de 40 % par l'Etat et 60 % par les communes,
sous réserve de la législation fédérale, les dépenses suivantes:
a) la couverture des besoins de base en vertu de l'article 16;
b) l'aide d'appoint en vertu de l'article 24;
c) les mesures d'insertion socioprofessionnelle en vertu de l'article 26, sauf

celles qui sont réalisées dans le cadre de l'article 44;
d) le soutien à la formation en vertu de l'article 30;
e) les coûts des prestations octroyées dans d'autres cantons aux personnes

dans le besoin domiciliées dans le canton de Fribourg.
2 Sont prises en charge à raison de 50 % par l'Etat et 50 % par les communes,
sous réserve de la législation fédérale, les dépenses suivantes:
a) les frais de formation relevant de l'article 43 al. 1 let i;
b) les frais de l'évaluation périodique du dispositif relevant de l'article 41 al.

1 let. e;
c) les subventions aux frais des organisations à caractère social au sens de

l'article 44, à l'exception des organisations qui relèvent de la législation
sur l'asile;

d) les frais des mesures de prévention sociale déterminées conjointement
par l'Etat et les communes selon l'article 4 al. 2;

e) les frais de mise en place, de maintenance et de développement du sys-
tème d'information électronique commun au sens de l'article 55.

Art.  79 Observation
1 Les frais de l'observation sont à la charge de l'Etat ou des communes de la
région d'aide sociale concernée, selon que l'observation est effectuée par les
inspecteurs sociaux du Service ou la police locale ou intercommunale.

Art.  80 Tâches de l'Etat
1 Sont pris en charge par l'Etat:
a) la couverture des besoins de base accordée en vertu de l'article 40 al. 2,

sous réserve de la législation fédérale.
b) les frais de fonctionnement pour les tâches d'aide sociale en faveur des

requérants d'asile et des réfugiés selon l'article 40 al. 2.
c)

l'article 9.
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Art.  81 Répartition des charges entre communes
1 Les coûts mentionnés à l'article 78 al. 1 et à l'article 79 restant à la charge des
communes sont répartis par le Service entre toutes les communes du district.
2 Les coûts mentionnées à l'article 78 al. 2 restant à la charge des communes
sont répartis entre toutes les communes du canton.
3 Les frais de fonctionnement des services sociaux régionaux, ainsi que les
coûts du conseil médical au sens de l'article 54, sont répartis entre les com-
munes de la région d'aide sociale. Est réservée la participation de l'Etat, fixée
conventionnellement, aux frais de fonctionnement dans des situations particu-
lières.
4 Les frais incombant aux communes sont répartis au prorata du nombre de leur
population dite légale.

14 Voies de droit et dispositions pénales

Art.  82 Réclamation
1 Toute décision relative à l'aide sociale peut faire l'objet d'une réclamation
écrite auprès de l'autorité qui l'a rendue, dans les trente jours dès sa notification.
2 La réclamation doit être brièvement motivée et contenir les conclusions du
réclamant ou de la réclamante.

Art.  83 Recours
1 Les décisions sur réclamation peuvent faire l'objet d'un recours auprès du Tri-
bunal cantonal, dans les trente jours à compter de leur notification.

Art.  84 Qualité pour recourir
1 La qualité pour recourir est régie par le CPJA.
2 Ont en particulier la qualité pour recourir:
a) la commune de domicile ou de séjour;
b) le Service pour les cas relevant de la législation fédérale;
c) l'association de communes ou la commune au sens de l'article 39 al. 2,

par la commission sociale, contre les décisions du préfet tranchant un
conflit de compétence.

Art.  85 Dispositions pénales
1 Sera, sur plainte, punie d'une amende la personne qui:
a) utilise une prestation d'aide sociale à des fins non conformes à la présente

loi;
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b) ne rembourse pas, sans sa faute, l'aide matérielle versée à titre d'avance
sur des prestations d'assurance ou de tiers ou sur des ressources en at-
tente.

2 En cas de procédure pénale pour violation des articles 146 ou 148a CP ou du
présent article, peuvent exercer les droits d'une partie plaignante:
a) l'autorité d'aide sociale;
b) le service social régional;
c) le Service.

II.

Aucune modification d'actes dans cette partie.

III.

L'acte RSF 831.0.1 (Loi sur l'aide sociale (LASoc), du 14.11.1991) est abrogé.

IV.

Dispositions transitoires
Les communes disposent d'un délai de deux ans dès l'entrée en vigueur de la
présente loi pour se constituer en association des communes au sens de l'article
45 al. 2 et pour soumettre les statuts de leur association à l'approbation du Con-
seil d'Etat.
Les associations de communes ou les communes au sens de l'article 39 al. 2,
disposent d'un délai de cinq ans dès l'entrée en vigueur de la présente loi pour
mettre en place leur commission sociale et leur service social régional.
Les services sociaux et les commissions sociales au sens de la loi sur l'aide
sociale du 14 novembre 1991 exercent, dès l'entrée en vigueur de la présente
loi, les compétences dévolues aux commissions sociales et aux service sociaux
régionaux jusqu'à l'entrée en fonction de ces derniers.
Clauses finales
La présente loi est soumise au referendum législatif. Elle n'est pas soumise au
referendum financier.
Le Conseil d'Etat fixe la date d'entrée en vigueur de la présente loi.
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Annexe

GRAND CONSEIL 2020-DSAS-145

Projet de loi:
Loi sur l'aide sociale (LASoc)

Anhang

GROSSER RAT 2020-DSAS-145

Gesetzesentwurf:
Sozialhilfegesetz (SHG)

Propositions de la commission ordinaire CAH-2023-030 Antrag der ordentlichen Kommission AHK-2023-030

Présidence : Elias Moussa
Membres : Nicolas Berset, Nicolas Bürgisser, Antoinette de Weck,
Armand Jaquier, Anne Meyer Loetscher, Stéphane Peiry, Benoît Rey,
Pauline Robatel, Stéphane Sudan, Sophie Tritten

Präsidium: Elias Moussa
Mitglieder: Nicolas Berset, Nicolas Bürgisser, Antoinette de Weck,
Armand Jaquier, Anne Meyer Loetscher, Stéphane Peiry, Benoît Rey,
Pauline Robatel, Stéphane Sudan, Sophie Tritten

Entrée en matière

Par décision tacite, la commission propose au Grand Conseil d'entrer en
matière sur ce projet de loi.

Eintreten

Die Kommission beantragt dem Grossen Rat stillschweigend, auf diesen
Gesetzesentwurf einzutreten.

Propositions acceptées (projet bis)

La commission propose au Grand Conseil de modifier ce projet de loi
comme suit :

Angenommene Anträge (projet bis)

Die Kommission beantragt dem Grossen Rat, diesen Gesetzesentwurf wie
folgt zu ändern:

I. ACTE PRINCIPAL I. HAUPTERLASS
Art. 1 al. 2 let. cbis Art. 1 Abs. 2 Bst. cbis

[2 En particulier, elle vise à :]
cbis) atteindre l’indépendance économique;

A1 [2 Im Besonderen zielt es darauf ab:]
cbis) die wirtschaftliche Unabhängigkeit zu erlangen;

Art. 3 al. 1 Art. 3 Abs. 1
1 Peuvent bénéficier des prestations d'aide sociale de la présente loi les personnes
dans le besoin domiciliées ou séjournant dans le canton au bénéfice d'une auto-
risation au sens de la législation sur les étrangers. Demeure réservée la législation
en matière d'asile.

A2 1 Sozialhilfeleistungen im Sinne dieses Gesetzes erhalten bedürftige Personen mit
Wohnsitz im Kanton oder bedürftige Personen im Besitz einer Aufenthalts-
bewilligung im Sinne der Ausländergesetzgebung, die sich im Kanton aufhalten.
Die Asylgesetzgebung bleibt vorbehalten.

Art. 10 al. 1 Art. 10 Abs. 1
1 Le Conseil d'Etat transmet en principe au minimum une fois par législature au
Grand Conseil un rapport sur la situation sociale et la pauvreté, […].

A3 1 Der Staatsrat überweist dem Grossen Rat in der Regel mindestens einmal pro
Legislaturperiode einen Bericht über die soziale Situation und die Armut, […].
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Art. 11 al. 1 let. b Art. 11 Abs. 1 Bst. b
[1 Le rapport sur la situation sociale et la pauvreté se fonde sur une base de données
spécialement créée qui s'appuie sur les données disponibles suivantes:]
b) des données des registres communaux des habitants comprises sur la

plateforme informatique cantonale prévue à l'article 16 de la loi du 23 mai
1986 sur le contrôle des habitants, fournies par le service chargé chargé des
questions de population et de migration;

A4 Betrifft nur den französischen Text.

Art. 28 al. 2 Art. 28 Abs. 2
2 Les mesures d'insertion socioprofessionnelle durent au maximum douze mois
consécutifs. Leur prolongation est soumise à l'autorisation du Service du ressort
du service social régional.

A5 2 Die sozialberuflichen Eingliederungsmassnahmen dauern höchstens zwölf
aufeinanderfolgende Monate. Ihre Verlängerung bedarf der Genehmigung durch
das Amt Für ihre Verlängerung ist der regionale Sozialdienst zuständig.

Art. 28 al. 4 Art. 28 Abs. 4
4 Un bilan est établi périodiquement avec la personne dans le besoin dans le but
d'évaluer l'adéquation de la mesure.

A6 4 Um zu beurteilen, ob die Massnahme sinnvoll ist, wird in regelmässigen Zeit-
abständen mit der bedürftigen Person eine Zwischenbilanz gezogen.

Art. 30 al. 3 Art. 30 Abs. 3
3 Les personnes bénéficiaires de prestations complémentaires selon la loi du
8 février 2024 sur les prestations complémentaires pour les familles (LPCFam)
peuvent bénéficier d’un soutien à la formation.

A7 3 Personen, die Ergänzungsleistungen gemäss dem Gesetz vom 8. Februar 2024
über die Ergänzungsleistungen für Familien (FamELG) erhalten, können Unter-
stützung bei der Ausbildung erhalten.

Art. 34 al. 1, phr. intr. Art. 34 Abs. 1, einl. Satz
1 Toute personne sollicitant une aide sociale ou qui en bénéficie est tenue, en
particulier:

A8 1 Jede Person, die Sozialhilfe beantragt oder bezieht, ist insbesondere verpflichtet:

Art. 35 al. 2 Art. 35 Abs. 2
2 En cas de doute sur l'exactitude ou la véracité des renseignements fournis par la
personne concernée sur sa situation personnelle ou financière, l'autorité d'aide
sociale peut exiger de la personne concernée qu'elle délie du secret de fonction,
du secret fiscal, du secret médical, du secret bancaire ou de tout autre secret
professionnel, les services ou tiers nommément désignés afin de permettre la
récolte des informations nécessaires pour lever ces doutes.

A9 2 Bestehen Zweifel an der Genauigkeit oder Richtigkeit der Auskünfte, welche die
betroffene Person über ihre persönliche oder finanzielle Situation erteilt hat, so
kann die Sozialhilfebehörde von der betroffenen Person verlangen, dass sie die
bezeichneten Dienste oder Dritten vom Amtsgeheimnis, vom Steuergeheimnis,
von der ärztlichen Schweigepflicht, vom Bankgeheimnis oder von jedem anderen
Berufsgeheimnis entbindet, damit die notwendigen Informationen zur Aus-
räumung dieser Zweifel eingeholt werden können.

Art. 36 al. 1 Art. 36 Abs. 1
1 L'autorité d'aide sociale peut sanctionner la personne bénéficiaire si celle-ci
viole ses obligations d'une manière qui lui est imputable à faute de manière
intentionnelle ou par négligence.

A10 1 Die Sozialhilfebehörde kann die begünstigte Person sanktionieren, wenn diese
ihre Pflichten durch eigenes Verschulden vorsätzlich oder fahrlässig verletzt.
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Art. 36 al. 5 Art. 36 Abs. 5
5 La réduction au titre de sanction est cumulable avec un remboursement
mentionné à l'article 69 71.

A11 5 Die Kürzung als Sanktion ist mit einer Rückerstattung gemäss Artikel 69 71
kumulierbar.

Art. 37 al. 1 let. b Art. 37 Abs. 1 Bst. b
[1 La couverture des besoins de base est refusée ou supprimée lorsque:]
b) la personne concernée n'est pas ou plus domiciliée dans le canton, n'y séjourne

pas ou n'y séjourne plus; est réservé le cas d’un court séjour à l’étranger de la
personne domiciliée dans le canton;

A12 [1 Die materielle Grundsicherung wird verweigert oder aufgehoben, wenn:]
b) die betroffene Person nicht oder nicht mehr im Kanton wohnhaft ist, sich dort

nicht oder nicht mehr aufhält; Kurzaufenthalte im Ausland einer im Kanton
wohnhaften Person bleiben vorbehalten;

Art. 37 al. 2 Art. 37 Abs. 2
2 La couverture des besoins de base est aussi refusée ou supprimée totalement ou
partiellement lorsque :
a) le défaut de collaboration empêche l’autorité d’aide sociale d’établir la si-

tuation d’indigence;
b) la personne a refusé un emploi ou une activité lucrative convenables, à con-

currence du salaire offert et tant que l’emploi est concrètement disponible;
c) la personne a refusé de participer à une activité de réinsertion socioprofes-

sionnelle rémunérée ou à un projet de formation;
d) la personne a renoncé, refusé de faire valoir ou s’est dessaisie d’un revenu ou

d’une fortune qui lui aurait permis de subvenir à son entretien;
e) la personne a violé de manière réitérée ses obligations découlant des articles

34 et 35, sans s’amender.

A13 2 Die materielle Grundsicherung wird ganz oder teilweise verweigert oder auf-
gehoben, wenn:
a) die mangelnde Zusammenarbeit verhindert, dass die Sozialhilfebehörde die

Bedürftigkeit feststellen kann;
b) die Person eine angemessene Stelle oder Erwerbstätigkeit abgelehnt hat, in

Höhe des angebotenen Gehalts und insofern die Stelle konkret verfügbar ist;
c) die Person die Teilnahme an einer bezahlten sozialberuflichen Wieder-

eingliederungsaktivität oder an einem Ausbildungsprojekt verweigert hat;
d) die Person die Verwertung eines Einkommens oder Vermögens, das ihr

ermöglicht hätte, für den eigenen Lebensunterhalt aufzukommen, abgelehnt,
verweigert oder diese abgetreten hat;

e) die Person wiederholt ihre Pflichten gemäss Artikel 34 und 35 verletzt hat,
ohne sich zu bessern.

Art. 47 al. 3 Art. 47 Abs. 3
3 La personne responsable du Le service social régional tient le secrétariat de la
commission. Elle La personne responsable de ce service assiste aux séances de
celle-ci la commission avec voix consultative.

A14 3 Die Leiterin oder der Leiter des regionalen Sozialdienstes Der regionale Sozial-
dienst führt das Kommissionssekretariat. Sie oder er Die Leiterin oder der Leiter
des Dienstes nimmt mit beratender Stimme an den Kommissionssitzungen teil.

Art. 48 al. 2 let. bbis Art. 48 Abs. 2 Bst. bbis

[2 Elle peut, de manière générale ou dans une affaire particulière, déléguer sa
compétence décisionnelle au sens de l'alinéa 1 au service social régional, à
l'exclusion:]
bbis) de la sanction au sens de l’article 36 et de sa suppression;

A15 [2 Sie kann allgemein oder für einen spezifischen Fall ihre Verfügungskompetenz
im Sinne von Absatz 1 an den regionalen Sozialdienst delegieren, mit Ausnahme:]
bbis) der Sanktion im Sinne von Artikel 36 und deren Aufhebung;

Art. 53 al. 2 Art. 53 Abs. 2
2 Elle est consultée sur les mesures propres à assurer l'application et la
coordination de l'action l’aide sociale ainsi que d'autres questions s'y rapportant.

A16 Betrifft nur den französischen Text.
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Art. 54 al. 1 Art. 54 Abs. 1
1 La Direction désigne un ou une médecin-conseil ou plusieurs médecins-conseil
et un ou une médecin-dentiste-conseil ou plusieurs médecins-dentistes-conseil.

A17 1 Die Direktion bezeichnet eine Vertrauensärztin oder einen Vertrauensarzt eine
oder mehrere Personen als Vertrauensärztinnen oder Vertrauensärzte und eine
Vertrauenszahnärztin oder einen Vertrauenszahnarzt eine oder mehrere Personen
als Vertrauenszahnärztinnen oder Vertrauenszahnärzte.

Art. 55 al. 7 Art. 55 Abs. 7
7 Il permet la consultation par voie électronique des renseignements de tiers, au
sens de l'article 74 76.

A18 7 Es ermöglicht die digitale Abfrage der Auskünfte von Dritten im Sinne von
Artikel 74 76.

Art. 59 al. 2 Art. 59 Abs. 2
2 Pour que la commune puisse rédiger le préavis, le service social lui donne les
éléments importants concernant la personne requérante.

A19 2 Damit die Gemeinde die Stellungnahme verfassen kann, liefert ihr der Sozial-
dienst die wichtigen Informationen zur gesuchstellenden Person.

Art. 65 al. 2 Art. 65 Abs. 2
2 Le mandat définit les éléments sur lesquels doit porter l'observation. Il peut
porter notamment sur les éléments suivants:
a) les ressources financières, revenus, fortune ou en nature, en Suisse et à

l’étranger, ainsi que la capacité de gain et de travail;
b) les charges courantes et les autres dépenses;
c) le domicile et le lieu de vie effectif;
d) l’état civil et la composition effective du ménage;
e) l’utilisation conforme des prestations d’aide sociale.

A20 2 Der Auftrag definiert die zu observierenden Bestandteile. Es können insbeson-
dere die folgenden Elemente abgeklärt werden:
a) finanzielle Mittel, Einkünfte, Vermögen oder Naturaleinkommen in der

Schweiz und im Ausland sowie Erwerbs- und Arbeitsfähigkeit;
b) laufende und andere Ausgaben;
c) Wohnsitz und tatsächlicher Lebensort;
d) Zivilstand und tatsächliche Haushaltszusammensetzung;
e) angemessene Verwendung der Sozialhilfeleistungen.

Art. 65 al. 3 Art. 65 Abs. 3
3 Le Service dispose de moyens suffisants pour assurer rapidement et efficace-
ment l’exécution du mandat.

A21 3 Das Amt verfügt über ausreichende Mittel, um den Auftrag rasch und wirksam
auszuführen.

Art. 70 al. 1 let. a Art. 70 Abs. 1 Bst. a
[1 La personne bénéficiaire est tenue au remboursement de la couverture des
besoins de base obtenue légalement:]
a) lorsque la personne entre en possession d'une fortune importante dépassant le

montant prévu à l’article 11 al. 1 let. c de la loi fédérale sur les prestations
complémentaires à l'assurance vieillesse, survivants et invalidité (LPC);

A22 [1 Die begünstigte Person ist zur Rückerstattung der rechtmässig erhaltenen
materiellen Grundsicherung verpflichtet:]
a) wenn die Person in Besitz eines bedeutenden Vermögens kommt, das den

Betrag gemäss Artikel 11 Abs. 1 Bst. c des Bundesgesetzes über Ergänzungs-
leistungen zur Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenversicherung (ELG)
übersteigt;

Art. 70 al. 3 Art. 70 Abs. 3
3 Le service social régional La commission sociale décide du remboursement en
fixant au besoin des acomptes. Il Elle peut renoncer totalement ou partiellement au
remboursement dans les cas de rigueur.

A23 3 Der regionale Sozialdienst Die Sozialkommission entscheidet über die Rück-
erstattung, indem er Ratenzahlungen abhängig von den Bedürfnissen festlegt
wobei sie nötigenfalls Ratenzahlungen festlegt. In Härtefällen kann er sie voll-
ständig oder teilweise von der Rückerstattung absehen.
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Art. 72 al. 1 Art. 72 Abs. 1
1 Le service social régional La commission sociale qui accorde la couverture des
besoins de base à titre d'avance sur les prestations des assurances ou de tiers tenus
de verser des prestations est subrogée dans les droits de la personne bénéficiaire
jusqu'à concurrence de la couverture des besoins de base accordée pour la période
concernée.

A24 1 Der regionale Sozialdienst, der Die Sozialkommission, welche die materielle
Grundsicherung als Vorschuss auf Leistungen von Versicherungen oder Dritten
gewährt, die zur Leistungszahlung verpflichtet sind, tritt bis in Höhe der für den
betreffenden Zeitraum gewährten materiellen Grundsicherung in die Ansprüche
der begünstigten Person ein.

Art. 73 al. 1 Art. 73 Abs. 1
1 Le service social régional peut requérir requiert en principe l'inscription d'une
hypothèque légale en sa faveur sur l'immeuble dont il a pris en charge les intérêts
hypothécaires et les charges conformément à l'article 17 al. 1 let b, […].

A25 1 Der regionale Sozialdienst kann fordert grundsätzlich […] die Eintragung eines
gesetzlichen Pfandrechts zu seinen Gunsten für die Liegenschaft fordern, deren
Hypothekarzinsen und Nebenkosten er gemäss Artikel 17 Abs. 1 Bst. b
übernommen hat.

Art. 78 al. 1 let. d et al. 3 Art. 78 Abs. 1 Bst. d und Abs. 3
[1 Sont prises en charge à raison de 40 % par l'Etat et 60 % par les communes, sous
réserve de la législation fédérale, les dépenses suivantes:]
d) le soutien à la formation en vertu de l'article 30 al. 1 et 2;
3 Est entièrement pris en charge par l'Etat le soutien à la formation au sens de
l'art. 30 al. 3.

A26 [1 Die folgenden Ausgaben werden zu 40 % durch den Staat und zu 60 % durch die
Gemeinden übernommen, es sei denn, dass die Bundesgesetzgebung etwas anderes
vorsieht:]
d) die Unterstützung bei der Ausbildung gemäss Artikel 30 Abs. 1 und 2;
3 Die Unterstützung bei der Ausbildung gemäss Artikel 30 Abs. 3 wird voll-
umfänglich vom Staat übernommen.

Art. 84 al. 2 let. c Art. 84 Abs. 2 Bst. c
[2 Ont en particulier la qualité pour recourir:]
c) l'association de communes ou la commune au sens de l'article 39 al. 2, par la

commission sociale, contre les décisions du préfet ou de la préfète tranchant
un conflit de compétence.

A27 Betrifft nur den französischen Text.

Art. 85 al. 1 let. b Art. 85 Abs. 1 Bst. b
[1 Sera, sur plainte, punie d'une amende la personne qui:]
b) ne rembourse pas, sans par sa faute, l'aide matérielle versée à titre d'avance

sur des prestations d'assurance ou de tiers ou sur des ressources en attente.

A28 [1 Auf Klage wird mit einer Busse bestraft, wer:]
a) materielle Hilfe, die als Vorschuss auf Leistungen einer Versicherung oder

Dritter oder auf ausstehende Mittel ausbezahlt wurde, ohne durch eigenes
Verschulden nicht zurückerstattet.

Vote final

Par 5 voix contre 3 et 2 abstentions, la commission propose au Grand
Conseil d’accepter ce projet de loi tel qu’il sort de ses délibérations
(projet bis).

Schlussabstimmung

Mit 5 zu 3 Stimmen bei 2 Enthaltungen beantragt die Kommission dem
Grossen Rat, diesen Gesetzesentwurf in der Fassung, die aus ihren
Beratungen hervorgegangen ist (Projet bis), anzunehmen.
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Catégorisation du débat

La commission propose au Bureau que l’objet soit traité par le Grand
Conseil selon la catégorie I (débat libre).

Kategorie der Behandlung

Die Kommission beantragt dem Büro, dass dieser Gegenstand vom Grossen
Rat nach der Kategorie I (freie Debatte) behandelt wird.

Propositions de minorité

Une minorité de la commission, constituée des députés Nicolas Berset,
Nicolas Bürgisser et Stéphane Peiry, propose en outre au Grand Conseil
de modifier ce projet de loi comme suit :

Minderheitsanträge

Eine Kommissionsminderheit bestehend aus den Grossräten Nicolas
Berset, Nicolas Bürgisser und Stéphane Peiry beantragt dem Grossen Rat
ausserdem, diesen Gesetzesentwurf wie folgt zu ändern:

I. ACTE PRINCIPAL I. HAUPTERLASS
Art. 29 al. 3 Art. 29 Abs. 3
3 L'autorité d'aide sociale peut astreindre la personne bénéficiaire à participer à
une mesure d'insertion socioprofessionnelle. Si la personne refuse le projet d’in-
sertion sociale proposé, l’aide matérielle est réduite jusqu’au minimum défini à
l’article 25.

M1 3 Die Sozialhilfebehörde kann die begünstigte Person verpflichten, an einer
sozialberuflichen Eingliederungsmassnahme teilzunehmen. Lehnt die Person das
vorgeschlagene Eingliederungsprojekt ab, kann die materielle Hilfe bis zum
Minimum gemäss Artikel 25 gekürzt werden.

Art. 32 al. 5 Art. 32 Abs. 5
5 La personne bénéficiaire majeure et, le cas échéant, son conjoint ou sa con-
jointe, concubin ou concubine stable ou partenaire enregistré vivant en ménage
commun avec elle, sont tenus solidairement au remboursement du soutien à la
formation pour toute l’unité d’assistance.

M2 5 Die volljährige begünstigte Person und gegebenenfalls ihr Ehegatte bzw. ihre
Ehegattin, der oder die Konkubinatspartner/in oder der oder die im gleichen
Haushalt lebende eingetragene Partner/in sind solidarisch verpflichtet, die für die
gesamte Unterstützungseinheit erhaltene Unterstützung bei der Ausbildung
zurückzuerstatten.

Art. 39 Art. 39

Biffer. M3 Streichen.
Art. 64 al. 2 Art. 64 Abs. 2

Biffer. M4 Streichen.
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Propositions refusées

Les propositions suivantes ont été rejetées par la commission :

Abgelehnte Anträge

Folgende Anträge wurden von der Kommission verworfen:

Demande de renvoi Rückweisungsantrag

Renvoi au Conseil d’Etat Rückweisung an den Staatsrat

Renvoyer le projet au Conseil d‘Etat afin que celui-ci le modifie comme
suit : annuler la régionalisation de l’aide sociale, limiter l’extension des
prestations, intensifier les contrôles.

R1 Antrag in französischer Sprache eingereicht.

Amendements Änderungsanträge

I. ACTE PRINCIPAL I. HAUPTERLASS
Art. 17 al. 1 let. e Art. 17 Abs. 1 Bst e
[1 Les besoins de base comprennent notamment les éléments suivants:]
e) les prestations circonstancielles destinées à la couverture des besoins parti-

culiers, au sens des en respectant les normes de la Conférence suisse des in-
stitutions d'action sociale (ci-après: normes CSIAS).

R2 Antrag in französischer Sprache eingereicht.

Art. 17 al. 2 Art. 17 Abs. 2
2 Le Conseil d'Etat fixe les barèmes des montants destinés à couvrir les besoins
de base au sens de l'alinéa 1 ainsi que les modalités d'application, en se référant
aux respectant les normes CSIAS.

R3 Antrag in französischer Sprache eingereicht.

Art. 19 al. 3 Art. 19 Abs. 3
3 Sont Pour la personne requérant l’aide sociale avant ou après son entrée dans un
établissement médico-social, sont pris en compte les revenus et fortunes auxquels
la personne bénéficiaire a renoncé, qu'elle a refusé de faire valoir ou dont elle
s'est dessaisie. Il peut être renoncé à l'imputation dans les cas de rigueur.

R4 Antrag in französischer Sprache eingereicht.

Art. 24 Art. 24

Biffer. R5 Streichen.
Art. 25 al. 3 let. a Art. 25 Abs. 3 Bst. a
[3 L'aide d'urgence est dans la mesure du possible allouée sous forme de presta-
tions en nature. Elle comprend:]
a) le logement, en règle générale, dans un lieu d'hébergement collectif;

R6 Antrag in französischer Sprache eingereicht.
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Art. 29 al. 3 Art. 29 Abs. 3
3 L'autorité d'aide sociale peut astreindre la personne bénéficiaire à participer à
une mesure d'insertion socioprofessionnelle. Si la personne refuse le projet d’in-
sertion sociale proposé, l’aide matérielle est réduite jusqu’au minimum défini à
l’article 25.

R7 Antrag in französischer Sprache eingereicht.

Art. 31 al. 2 Art. 31 Abs. 2
2 Un bilan est établi périodiquement avec la personne dans le besoin dans le but
d'évaluer l'adéquation de la mesure.

R8 Antrag in französischer Sprache eingereicht.

Art. 32 al. 5 Art. 32 Abs. 5
5 La personne bénéficiaire majeure et, le cas échéant, son conjoint ou sa con-
jointe, concubin ou concubine stable ou partenaire enregistré vivant en ménage
commun avec elle, sont tenus solidairement au remboursement du soutien à la
formation pour toute l’unité d’assistance.

R9 Antrag in französischer Sprache eingereicht.

Art. 32 al. 5 Art. 32 Abs. 5
5 Un bilan est établi périodiquement avec la personne dans le besoin dans le but
d'évaluer l'adéquation de la mesure.

R10 Antrag in französischer Sprache eingereicht.

Art. 35 al. 3 Art. 35 Abs. 3
3 Le secret médical est levé en faveur d’un médecin agréé par le Service dans les
cas où le bénéficiaire le demande.

R11 Antrag in französischer Sprache eingereicht.

Art. 37, phr. intr. et al. 1 let. f à j Art. 37, einl. Satz und Abs. 1 Bst. f bis j
1 La couverture des besoins de base est refusée ou supprimée totalement ou
partiellement lorsque:
f) le défaut de collaboration empêche l’autorité d’aide sociale d’établir la

situation d’indigence;
g) la personne a refusé un emploi ou une activité lucrative convenables, à

concurrence du salaire offert et tant que l’emploi est concrètement disponible;
h) la personne a refusé de participer à une activité de réinsertion socio-

professionnelle rémunérée ou à un projet de formation;
i) la personne a renoncé, refusé de faire valoir ou s’est dessaisie d’un revenu ou

d’une fortune qui lui aurait permis de subvenir à son entretien;
j) la personne a violé de manière réitérée ses obligations découlant des articles 34

et 35, sans s’amender.

R12 Antrag in französischer Sprache eingereicht.

Art. 39 Art. 39

Biffer. R13 Streichen.
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Art. 44 al. 5 Art. 44 Abs. 5
5 Les organisations à caractère social concernées par le présent article n’ont pas
de but lucratif.

R14 Antrag in französischer Sprache eingereicht.

Art. 47 al. 2 Art. 47 Abs. 2
2 L'association de communes ou la commune, au sens de l'article 39 al. 2, choisit
les membres de la commission sociale dans les différents milieux politiques,
économiques et sociaux. Ils peuvent l'être hors au sein des exécutifs communaux.

R15 Antrag in französischer Sprache eingereicht.

Art. 50 al. 1 let. g Art. 50 Abs. 1 Bst. g
[1 Le service social régional assure l'aide aux personnes en difficulté sociale ou
matérielle. Il accomplit les tâches suivantes:]
g) il demande le préavis au sens de l’article 59.

R16 Antrag in französischer Sprache eingereicht.

Art. 59 titre médian et al. 1 et 2 Art. 59 Artikelüberschrift und Abs. 1 und 2
Préavis Droit d’être entendu
1 Avant de rendre une décision, le service social requiert le préavis de invite la
commune fribourgeoise de domicile ou du lieu de séjour de la personne
requérante à lui fournir les renseignements la concernant.
2 Il accompagne cette demande d’une note explicative.

R17 Antrag in französischer Sprache eingereicht.

Art. 63 al. 1, phr. intr. Art. 63 Abs. 1, einl. Satz
1 A l'exception de l'enfant mineur, l'autorité compétente peut faire observer la
personne requérante ou bénéficiaire de l'aide sociale et les personnes faisant
ménage commun avec une personne bénéficiaire de l’aide sociale ou ayant à son
égard une obligation d’entretien et effectuer des enregistrements visuels et
sonores, afin d'établir des faits spécifiques:

R18 Antrag in französischer Sprache eingereicht.

Art. 64 al. 2 Art. 64 Abs. 2
2 Une observation peut avoir lieu durant trente soixante jours au maximum au
cours d'une période de six mois à compter du premier jour d'observation. Cette
période peut être prolongée de six mois au maximum si des motifs suffisants le
justifient; en cas de prolongation, la durée maximale d'observation de trente jours
est maintenue sera de cent vingt jours.

R19 Antrag in französischer Sprache eingereicht.

Art. 65 al. 3 Art. 65 Abs. 3
3 Un poste d’inspecteur cantonal ou d’inspectrice cantonale est créé par tranche
de mille bénéficiaires d’aide sociale au maximum et en moyenne annuelle.

R20 Antrag in französischer Sprache eingereicht.
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Art. 67 Art. 67
1 La personne bénéficiaire majeure et, le cas échéant, son conjoint ou sa
conjointe, concubin ou concubine stable ou partenaire enregistré vivant en
ménage commun avec elle, ne sont pas tenus solidairement au remboursement de
la couverture des besoins de base versée pour toute l'unité d'assistance.
2 Les montants à rembourser ne produisent pas d'intérêts, sauf s'ils ont été
obtenus de manière illicite. Sont réservées les cas où les personnes concernées
entrent en possession d’une fortune conséquente.
3 Biffer.

R21 Antrag in französischer Sprache eingereicht.

Art. 68 à 70 et art. 75 Art. 68 bis 70 und Art. 75
Biffer. R21 Streichen.

Art. 67 al. 1 Art. 67 Abs. 1
1 La personne bénéficiaire majeure et, le cas échéant, son conjoint ou sa
conjointe, concubin ou concubine stable ou partenaire enregistré vivant en
ménage commun avec elle, sont tenus solidairement au remboursement de la
couverture des besoins de base versée pour toute l'unité d'assistance aux
conditions fixées aux articles 70 à 75 de la présente loi.

R22 Antrag in französischer Sprache eingereicht.

Art. 69 titre médian Art. 69 Artikelüberschrift
Libération de l'obligation Personnes non tenues de rembourser R22 Antrag in französischer Sprache eingereicht.
Art. 70, al. 1, phr. intr. et let. a et b Art. 70, Abs. 1, einl. Satz und Bst. a und b
1 La personne bénéficiaire n’est tenue au remboursement de la couverture des
besoins de base obtenue légalement que si:
a) lorsque la personne elle entre en possession d'une fortune importante dont le

montant dépasse les franchises prévues dans la loi fédérale sur les prestations
complémentaires à l’assurance vieillesse, survivants et invalidité;

b) lors de la reprise d'une elle reprend une activité lucrative, pour autant que cela
n'incite pas la personne bénéficiaire à ne pas reprendre un travail rémunéré, à
savoir lorsque son revenu imposable annuel dépasse les franchises prévues
dans la loi fédérale sur les prestations complémentaires à l’assurance
vieillesse, survivants et invalidité;

R22 Antrag in französischer Sprache eingereicht.
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Art. 70 al. 1 let. a et b Art. 70 Abs. 1 Bst. a und b
[1 La personne bénéficiaire est tenue au remboursement de la couverture des
besoins de base obtenue légalement:]
a) lorsque la personne entre en possession d'une fortune importante dont le

montant dépasse les franchises prévues dans la loi fédérale sur les prestations
complémentaires à l’assurance vieillesse, survivants et invalidité;

b) lors de la reprise d'une activité lucrative, pour autant que cela n'incite pas la
personne bénéficiaire à ne pas reprendre un travail rémunéré, à savoir lorsque
son revenu imposable annuel dépasse les franchises prévues dans la loi
fédérale sur les prestations complémentaires à l’AVS/AI;

R23 Antrag in französischer Sprache eingereicht.

Art. 70 al. 1 let. b Art. 70 Abs. 1 Bst. b
[1 La personne bénéficiaire est tenue au remboursement de la couverture des
besoins de base obtenue légalement:]
b) lors de la reprise d'une activité lucrative, pour autant que cela n'incite pas la

personne bénéficiaire à ne pas reprendre un travail rémunéré dans la mesure
où le salaire brut est de deux fois supérieur au salaire médian suisse;

R24 Antrag in französischer Sprache eingereicht.

Art. 70 al. 1 let. b Art. 70 Abs. 1 Bst. b
[1 La personne bénéficiaire est tenue au remboursement de la couverture des
besoins de base obtenue légalement:]
b) lors de la reprise d'une activité lucrative, pour autant que cela n'incite pas la

personne bénéficiaire à ne pas reprendre un travail rémunéré, à savoir lorsque
son revenu imposable annuel dépasse le salaire mensuel médian brut dans le
canton de Fribourg pour une personne seule ou 1,5 fois ce salaire mensuel
médiant brut pour une unité d’assistance d’une taille égale ou supérieure à
deux personnes;

R25 Antrag in französischer Sprache eingereicht.

Art. 73 al. 1 Art. 73 Abs. 1
1 Le service social régional peut requérir requiert l'inscription d'une hypothèque
légale en sa faveur sur l'immeuble dont il a pris en charge les intérêts hypothécaires
et les charges conformément à l'article 17 al. 1 let b, […].

R26 Antrag in französischer Sprache eingereicht.

Art. 78 al. 1, phr. intr. Art. 78 Abs. 1, einl. Satz
1 Sont prises en charge à raison de 40 % 50 % par l'Etat et 60 % 50 % par les
communes, sous réserve de la législation fédérale, les dépenses suivantes:

R27 Antrag in französischer Sprache eingereicht.
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IV. DISPOSITIONS FINALES IV. SCHLUSSBESTIMMUNGEN
Dispositions transitoires, alinéas 1 et 2 Übergangsbestimmungen, Absätze 1 und 2
Les communes disposent d'un délai de deux ans un an dès l'entrée en vigueur de la
présente loi pour se constituer en association des communes au sens de l'article 45
al. 2 et pour soumettre les statuts de leur association à l'approbation du Conseil
d'Etat.
Les associations de communes ou les communes au sens de l'article 39 al. 2,
disposent d'un délai de cinq deux ans dès l'entrée en vigueur de la présente loi pour
mettre en place leur commission sociale et leur service social régional.

R28 Antrag in französischer Sprache eingereicht.

Résultats des votes

Les propositions suivantes ont été mises aux voix :

Abstimmungsergebnisse

Die Kommission hat über folgende Anträge abgestimmt:

Renvoi Renvoi

La proposition de renvoi R1 est rejetée par 9 voix contre 2 et 0
abstention.

R1 Rückweisungsantrag R1 wird mit 9 zu 2 Stimmen bei 0 Enthaltungen
verworfen.

Première lecture Erste Lesung

La proposition A1, opposée à la proposition initiale du Conseil d’Etat,
est acceptée par 7 voix contre 4 et 0 abstention.

A1
CE

Antrag A1 obsiegt gegen den ursprünglichen Antrag des Staatsrats
mit 7 zu 4 Stimmen bei 0 Enthaltungen.

La proposition A3, opposée à la proposition initiale du Conseil d’Etat,
est acceptée par 7 voix contre 4 et 0 abstention.

A3
CE

Antrag A3 obsiegt gegen den ursprünglichen Antrag des Staatsrats
mit 7 zu 4 Stimmen bei 0 Enthaltungen.

La proposition initiale du Conseil d’Etat, opposée à la proposition R2,
est acceptée par 7 voix contre 4 et 0 abstention.

CE
R2

Der ursprüngliche Antrag des Staatsrats obsiegt gegen Antrag R2
mit 7 zu 4 Stimmen bei 0 Enthaltungen.

La proposition initiale du Conseil d’Etat, opposée à la proposition R3,
est acceptée par 6 voix contre 4 et 0 abstention.

CE
R3

Der ursprüngliche Antrag des Staatsrats obsiegt gegen Antrag R3
mit 6 zu 4 Stimmen bei 0 Enthaltungen.

La proposition initiale du Conseil d’Etat, opposée à la proposition R5,
est acceptée par 8 voix contre 2 et 0 abstention.

CE
R5

Der ursprüngliche Antrag des Staatsrats obsiegt gegen Antrag R5
mit 8 zu 2 Stimmen bei 0 Enthaltungen.

La proposition initiale du Conseil d’Etat, opposée à la proposition R6,
est acceptée par 8 voix contre 2 et 0 abstention.

CE
R6

Der ursprüngliche Antrag des Staatsrats obsiegt gegen Antrag R6
mit 8 zu 2 Stimmen bei 0 Enthaltungen.

La proposition A5, opposée à la proposition initiale du Conseil d’Etat,
est acceptée par 10 voix contre 1 et 0 abstention.

A5
CE

Antrag A5 obsiegt gegen den ursprünglichen Antrag des Staatsrats
mit 10 zu 1 Stimmen bei 0 Enthaltungen.

La proposition initiale du Conseil d’Etat, opposée à la proposition R7,
est acceptée par 8 voix contre 3 et 0 abstention.

CE
R7

Der ursprüngliche Antrag des Staatsrats obsiegt gegen Antrag R7
mit 8 zu 3 Stimmen bei 0 Enthaltungen.

Juin 2024
2479



- 13 -

La proposition A7, opposée à la proposition initiale du Conseil d’Etat,
est acceptée par 9 voix contre 2 et 0 abstention.

A7
CE

Antrag A7 obsiegt gegen den ursprünglichen Antrag des Staatsrats
mit 9 zu 2 Stimmen bei 0 Enthaltungen.

La proposition initiale du Conseil d’Etat, opposée à la proposition R8,
est acceptée par 4 voix contre 2 et 5 abstentions.

CE
R8

Der ursprüngliche Antrag des Staatsrats obsiegt gegen Antrag R8
mit 4 zu 2 Stimmen bei 5 Enthaltungen.

La proposition initiale du Conseil d’Etat, opposée à la proposition R9,
est acceptée par 7 voix contre 3 et 1 abstention.

CE
R9

Der ursprüngliche Antrag des Staatsrats obsiegt gegen Antrag R9
mit 7 zu 3 Stimmen bei 1 Enthaltung.

La proposition A9, opposée à la proposition initiale du Conseil d’Etat,
est acceptée par 9 voix contre 2 et 0 abstention.

A9
CE

Antrag A9 obsiegt gegen den ursprünglichen Antrag des Staatsrats
mit 9 zu 2 Stimmen bei 0 Enthaltungen.

La proposition initiale du Conseil d’Etat, opposée à la proposition R11,
est acceptée par 7 voix contre 3 et 1 abstention.

CE
R11

Der ursprüngliche Antrag des Staatsrats obsiegt gegen Antrag R11
mit 7 zu 3 Stimmen bei 1 Enthaltung.

La proposition A10, opposée à la proposition initiale du Conseil d’Etat,
est acceptée par 6 voix contre 5 et 0 abstention.

A10
CE

Antrag A10 obsiegt gegen den ursprünglichen Antrag des Staatsrats
mit 6 zu 5 Stimmen bei 0 Enthaltungen.

La proposition initiale du Conseil d’Etat, opposée à la proposition A13,
est acceptée par 6 voix contre 5 et 0 abstention.

CE
A13

Der ursprüngliche Antrag des Staatsrats obsiegt gegen Antrag A13
mit 6 zu 5 Stimmen bei 0 Enthaltungen.

La proposition initiale du Conseil d’Etat, opposée à la proposition R13,
est acceptée par 9 voix contre 2 et 0 abstention.

CE
R13

Der ursprüngliche Antrag des Staatsrats obsiegt gegen Antrag R13
mit 9 zu 2 Stimmen bei 0 Enthaltungen.

La proposition initiale du Conseil d’Etat, opposée à la proposition R14,
est acceptée par 7 voix contre 3 et 1 abstention.

CE
R14

Der ursprüngliche Antrag des Staatsrats obsiegt gegen Antrag R14
mit 7 zu 3 Stimmen bei 1 Enthaltung.

La proposition initiale du Conseil d’Etat, opposée à la proposition R15,
est acceptée par 9 voix contre 2 et 0 abstention.

CE
R15

Der ursprüngliche Antrag des Staatsrats obsiegt gegen Antrag R15
mit 9 zu 2 Stimmen bei 0 Enthaltungen.

La proposition initiale du Conseil d’Etat, opposée à la proposition R16,
est acceptée par 7 voix contre 2 et 2 abstentions.

CE
R16

Der ursprüngliche Antrag des Staatsrats obsiegt gegen Antrag R16
mit 7 zu 2 Stimmen bei 2 Enthaltungen.

La proposition A19, opposée à la proposition R17,
est acceptée par 7 voix contre 4 et 0 abstention.

A19
R17

Antrag A19 obsiegt gegen Antrag R17
mit 7 zu 4 Stimmen bei 0 Enthaltungen.

La proposition A19, opposée à la proposition initiale du Conseil d’Etat,
est acceptée par 8 voix contre 3 et 0 abstention.

A19
CE

Antrag A19 obsiegt gegen den ursprünglichen Antrag des Staatsrats
mit 8 zu 3 Stimmen bei 0 Enthaltungen.

La proposition initiale du Conseil d’Etat, opposée à la proposition R18,
est acceptée par 8 voix contre 1 et 1 abstention.

CE
R18

Der ursprüngliche Antrag des Staatsrats obsiegt gegen Antrag R18
mit 8 zu 1 Stimmen bei 1 Enthaltung.

La proposition initiale du Conseil d’Etat, opposée à la proposition R19,
est acceptée par 8 voix contre 2 et 0 abstention.

CE
R19

Der ursprüngliche Antrag des Staatsrats obsiegt gegen Antrag R19
mit 8 zu 2 Stimmen bei 0 Enthaltungen.

La proposition A21, opposée à la proposition R20,
est acceptée par 7 voix contre 2 et 0 abstention.

A21
R20

Antrag A21 obsiegt gegen Antrag R20
mit 7 zu 2 Stimmen bei 0 Enthaltungen.
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La proposition A21, opposée à la proposition initiale du Conseil d’Etat,
est acceptée par 9 voix contre 0 et 0 abstention.

A21
CE

Antrag A21 obsiegt gegen den ursprünglichen Antrag des Staatsrats
mit 9 zu 0 Stimmen bei 0 Enthaltungen.

La proposition A20, opposée à la proposition initiale du Conseil d’Etat,
est acceptée par 4 voix contre 4 et 1 abstention ; le président tranche.

A20
CE

Antrag A20 obsiegt gegen den ursprünglichen Antrag des Staatsrats
mit 4 zu 4 Stimmen bei 1 Enthaltung und Stichentscheid des Präsidenten.

La proposition initiale du Conseil d’Etat, opposée à la proposition R21,
est acceptée par 5 voix contre 4 et 0 abstention.

CE
R21

Der ursprüngliche Antrag des Staatsrats obsiegt gegen Antrag R21
mit 5 zu 4 Stimmen bei 0 Enthaltungen.

La proposition R23, opposée à la proposition R24,
est acceptée par 5 voix contre 4 et 0 abstention.

R23
R24

Antrag R23 obsiegt gegen Antrag R24
mit 5 zu 4 Stimmen bei 0 Enthaltungen.

La proposition A25, opposée à la proposition R26,
est acceptée par 7 voix contre 2 et 0 abstention.

A25
R26

Antrag A25 obsiegt gegen Antrag R26
mit 7 zu 2 Stimmen bei 0 Enthaltungen.

La proposition A25, opposée à la proposition initiale du Conseil d’Etat,
est acceptée par 5 voix contre 4 et 0 abstention.

A25
CE

Antrag A25 obsiegt gegen den ursprünglichen Antrag des Staatsrats
mit 5 zu 4 Stimmen bei 0 Enthaltungen.

La proposition initiale du Conseil d’Etat, opposée à la proposition R27,
est acceptée par 7 voix contre 2 et 0 abstention.

CE
R27

Der ursprüngliche Antrag des Staatsrats obsiegt gegen Antrag R27
mit 7 zu 2 Stimmen bei 0 Enthaltungen.

La proposition A27, opposée à la proposition initiale du Conseil d’Etat,
est acceptée par 6 voix contre 2 et 1 abstention.

A27
CE

Antrag A27 obsiegt gegen den ursprünglichen Antrag des Staatsrats
mit 6 zu 2 Stimmen bei 1 Enthaltung.

La proposition initiale du Conseil d’Etat, opposée à la proposition R28,
est acceptée par 5 voix contre 3 et 1 abstention.

CE
R28

Der ursprüngliche Antrag des Staatsrats obsiegt gegen Antrag R28
mit 5 zu 3 Stimmen bei 1 Enthaltungen.

Deuxième lecture Zweite Lesung

La proposition initiale du Conseil d’Etat, opposée à la proposition R4,
est acceptée par 6 voix contre 4 et 0 abstention.

CE
R4

Der ursprüngliche Antrag des Staatsrats obsiegt gegen Antrag R4
mit 6 zu 4 Stimmen bei 0 Enthaltungen.

La proposition A7, opposée à la proposition initiale du Conseil d’Etat,
est acceptée par 7 voix contre 3 et 0 abstention.

A7
CE

Antrag A7 obsiegt gegen den ursprünglichen Antrag des Staatsrats
mit 7 zu 3 Stimmen bei 0 Enthaltungen.

La proposition initiale du Conseil d’Etat, opposée à la proposition R10,
est acceptée par 8 voix contre 2 et 0 abstention.

CE
R10

Der ursprüngliche Antrag des Staatsrats obsiegt gegen Antrag R10
mit 8 zu 2 Stimmen bei 0 Enthaltungen.

La proposition A13, opposée à la proposition initiale du Conseil d’Etat,
est acceptée par 6 voix contre 4 et 0 abstention.

A13
CE

Antrag A13 obsiegt gegen den ursprünglichen Antrag des Staatsrats
mit 6 zu 4 Stimmen bei 0 Enthaltungen.

La proposition initiale du Conseil d’Etat, opposée à la proposition R22,
est acceptée par 6 voix contre 4 et 0 abstention.

CE
R22

Der ursprüngliche Antrag des Staatsrats obsiegt gegen Antrag R22
mit 6 zu 4 Stimmen bei 0 Enthaltungen.

La proposition initiale du Conseil d’Etat, opposée à la proposition R25,
est acceptée par 6 voix contre 4 et 0 abstention.

CE
R25

Der ursprüngliche Antrag des Staatsrats obsiegt gegen Antrag R25
mit 6 zu 4 Stimmen bei 0 Enthaltungen.

Juin 2024
2481



- 15 -

La proposition initiale du Conseil d’Etat, opposée à la proposition R28,
est acceptée par 8 voix contre 2 et 0 abstention.

CE
R28

Der ursprüngliche Antrag des Staatsrats obsiegt gegen Antrag R28
mit 8 zu 2 Stimmen bei 0 Enthaltungen.

Troisième lecture Dritte Lesung

La proposition A13, opposée à la proposition R12,
est acceptée par 9 voix contre 2 et 0 abstention.

A13
R12

Antrag A13 obsiegt gegen Antrag R12
mit 9 zu 2 Stimmen bei 0 Enthaltungen.

La proposition initiale du Conseil d’Etat, opposée à la proposition R23,
est acceptée par 11 voix contre 0 et 0 abstention.

CE
R23

Der ursprüngliche Antrag des Staatsrats obsiegt gegen Antrag R23
mit 11 zu 0 Stimmen bei 0 Enthaltungen.

Le 12 juin 2024 Den 12. Juni 2024
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Botschaft 2023-CE-195 23. April 2024

—
Kantonale Gesetzesinitiative «Für einen Mindestlohn»

Wir unterbreiten Ihnen eine Botschaft zum Dekretsentwurf über die Gültigkeit der kantonalen Gesetzesinitiative «Für
einen Mindestlohn».

Inhaltsverzeichnis

—

1 Allgemeines 2

2 Zustandekommen der Initiative 2

3 Text der Initiative 2

4 Gültigkeit der Initiative 4

5 Weiteres Verfahren 4

6 Schluss 4
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1 Allgemeines

—

Wir unterbreiten Ihnen gemäss Artikel 116 und 117 des Gesetzes vom 6. April 2001 über die Ausübung der
politischen Rechte (PRG) einen Dekretsentwurf über die Gültigkeit der in Form eines ausgearbeiteten Entwurfs
formulierten kantonalen Gesetzesinitiative «Für einen Mindestlohn».

Mit dieser Gesetzesinitiative in Form eines ausgearbeiteten Entwurfs (Art. 127 PRG), die am 21. August 2023
eingereicht und von 172 Bürgerinnen und Bürgern unterzeichnet wurde, wird die Einführung eines Mindestlohns im
Kanton Freiburg verlangt.

Ihr Zustandekommen wurde im Amtsblatt Nr. 5 vom 2. Februar 2024 festgestellt. Das Ergebnis der Auszählung der
Unterschriften und der Text der Initiative werden dem Grossen Rat in Form dieser Botschaft überwiesen (Art. 116
Abs. 1 PRG). Im Rahmen dieses Verfahrens wird der Grosse Rat gebeten, über die Gültigkeit der Initiative zu
entscheiden (Art. 117 Abs. 1 PRG).

2 Zustandekommen der Initiative

—

Ist die Initiative zustande gekommen, so übermittelt der Staatsrat das Auszählungsergebnis und den Initiativtext
gemäss Artikel 116 Abs. 1 PRG dem Grossen Rat für die ordentliche Session.

Im vorliegenden Fall kann man feststellen, dass die in Form eines ausgearbeiteten Entwurfs formulierte kantonale
Gesetzesinitiative «Für einen Mindestlohn» am Ende des Verfahrens, das für die Gesetzesinitiative gilt, zustande
gekommen ist:

> Einreichung des Initiativbegehrens bei der Staatskanzlei am 21. August 2023 (Art. 112 PRG);
> Veröffentlichung des Initiativbegehrens durch die Staatskanzlei im Amtsblatt vom 1. September 2023; der

Beginn der Frist für die Sammlung der 6000 Unterschriften zur Unterstützung der Initiative wurde auf den
1. September 2023 und das Ende auf den 30. November 2023 festgesetzt (Art. 115 PRG);

> Einreichung der Unterschriftenbogen bei der Staatskanzlei am 30. November 2023 (Art. 107 PRG);
> Prüfung und Auszählung der Unterschriften gemäss Artikel 108, 109 und 110 PRG;
> Feststellung der Staatskanzlei, dass die Zahl der gültigen Stimmen 7040 beträgt; die Feststellung wurde im

Amtsblatt Nr. 5 vom 2. Februar 2024 veröffentlicht.

3 Text der Initiative

—

Der Text der Gesetzesinitiative in Form eines ausgearbeiteten Entwurfs lautet wie folgt:

Kantonale Volksinitiative
«Für einen Mindestlohn»

Das Gesetz über die Beschäftigung und den Arbeitsmarkt (BAMG; SGF 866.1.1) wird wie folgt
geändert:

Art. 2 Abs. 1 Bst. d (neu)
2 Durch die Einführung eines Mindestlohns die Armut zu bekämpfen, die soziale Integration zu
fördern und damit zur Achtung der Menschenwürde beizutragen.

Art. 3 Abs. 3 (neu)
3 Er führt einen Mindestlohn ein, um den Zielen von Art. 2 Abs. 1 Bst. d zu entsprechen.
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Art. 12 Abs. 1bis (neu)
1bis Die Beschäftigungs- und Arbeitsmarktaufsicht ist personell ausreichend dotiert und
gewährleistet eine qualitativ hochstehende quantitative Aufsicht. Die Beschäftigungs- und
Arbeitsmarktkommission (BAMG) ist die Kontrollbehörde für die Anwendung des Mindestlohns.

Art. 63 Abs. 3 (neu)
3 Usancen dürfen in keinem Fall einen niedrigeren Lohn als den in Artikel 97c festgelegten
vorsehen.

3.4 Mindestlohn (neu)

Art. 97a (neu) Anwendungsbereich

Die Arbeitsverhältnisse der Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen, die ihre Arbeit gewöhnlich im
Kanton verrichten, unterliegen den Bestimmungen dieses Kapitels über den Mindestlohn.

Art. 97b (neu) Ausnahmen

Die Bestimmungen dieses Kapitels sind nicht anwendbar auf:

a) auf Lehrverträge im Sinne der Artikel 344 ff. des Obligationenrechts;
b) auf Praktikumsverträge, die Teil einer schulischen oder beruflichen Ausbildung sind, die in der

kantonalen oder eidgenössischen Gesetzgebung vorgesehen ist. Die BAMG entscheidet in
Streitfällen über die Zulassung einer Ausnahme im Sinne dieses Buchstabens;

c) Arbeitsverträge, die mit Jugendlichen geschlossen werden, die das 18. Lebensjahr noch nicht
vollendet haben.

Art. 97c (neu) Höhe des Mindestlohns
1 Der Mindestlohn beträgt CHF 23 pro Stunde.
2 Für den in Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe d des Bundesgesetzes über die Arbeit in Industrie,
Gewerbe und Handel (ArG) vom 13. März 1964 erwähnten Wirtschaftssektor kann der Staatsrat
auf Vorschlag der CEMT einen von Absatz 1 abweichenden Mindestlohn festlegen, unter
Beachtung von Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe d.
3 Jedes Jahr wird der Mindestlohn auf der Grundlage des Landesindexes der Konsumentenpreise
des Jahres, in dem er in Kraft getreten ist, indexiert. Der Mindestlohn nach Absatz 1 wird nur bei
einem Anstieg des Landesindexes der Konsumentenpreise indexiert.
4 Unter Lohn ist der massgebende Lohn im Sinne der Gesetzgebung über die Alters- und
Hinterlassenenversicherung zu verstehen, unter Ausschluss allfälliger Entschädigungen, die für
Ferien- und Feiertage gezahlt werden.

Art. 97d (neu) Vorrang

Wenn der Lohn in einem Einzelvertrag, Gesamtarbeitsvertrag oder Standardvertrag niedriger ist
als der in Artikel 97c Abs.1 festgelegte Lohn, gilt letzterer (Art. 97c Abs.1.).

Art. 97e (neu) Kontrolle
1 Die Arbeitsmarktaufsicht ist zuständig für die Kontrolle der Einhaltung der Bestimmungen
dieses Kapitels durch die Arbeitgeber und Arbeitgeberinnen.
2 Jede/r Arbeitgeber/in muss dem Amt oder der BAMG jederzeit eine detaillierte Aufstellung der
an jede/n Arbeitnehmer/in ausbezahlten Löhne und der entsprechenden Anzahl geleisteter
Arbeitsstunden vorlegen können.
3 Zur Erfüllung ihrer Aufgaben verfügt die Arbeitsmarktaufsicht über eine angemessene Anzahl
von Inspektoren, die diese Aufgabe wahrnehmen.

Art. 112 Abs. 1 Bst. e (neu) und Abs. 1bis und 1ter (neu)
1e) wer den Mindestlohn nach Artikel 97c nicht einhält,
1bis Die Kosten der Kontrolle können auch dem Arbeitgeber oder der Arbeitgeberin auferlegt
werden.
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1ter Der Dienst kann eine Liste der Arbeitgeber/innen erstellen, gegen die eine vollstreckbare
Verfügung vorliegt. Diese Liste ist öffentlich zugänglich.

4 Gültigkeit der Initiative

—

Artikel 117 Abs. 1 PRG sieht vor, dass der Grosse Rat über die materielle und formelle Gültigkeit der Initiative
befindet. Laut Artikel 117 Abs. 1bis PRG darf diese nicht gegen übergeordnetes Recht verstossen, muss durchführbar
sein und die Einheit der Form, der Materie und der Normstufe wahren.

Die Initiative betrifft einen genau bestimmten Gegenstand und es besteht ein sachlicher Zusammenhang zwischen
ihren verschiedenen Punkten. Sie entspricht daher der Anforderung an die Einheit der Materie, die von der oben
erwähnten Bestimmung vorgeschrieben wird. Sie ist ausserdem in Form einer allgemeinen Anregung formuliert und
vermischt nicht Verfassungs- und Gesetzesrang; die Einheit der Form und der Normstufe ist folglich ebenfalls
eingehalten. Zudem deutet nichts darauf hin, dass der in der Initiative formulierte Antrag dem höheren Recht oder der
Verfassung des Kantons Freiburg widerspricht. Sie betrifft schliesslich einen offensichtlich durchführbaren
Gegenstand.

Da alle Voraussetzungen erfüllt sind, kann die in Form eines ausgearbeiteten Entwurfs formulierte Gesetzesinitiative
«Für einen Mindestlohn» für gültig erklärt werden. Der Grosse Rat muss die Gültigkeit der Initiative in Form eines
Dekrets beschliessen, das mit Beschwerde beim Bundesgericht angefochten werden kann.

5 Weiteres Verfahren

—

Nachdem der Grosse Rat das Dekret über die Gültigkeit der Initiative verabschiedet hat, wird ihm eine zweite
Grundsatzfrage gestellt, nämlich ob er die Initiative unterstützen, einen Gegenvorschlag ausarbeiten oder sie ohne
Gegenvorschlag ablehnen will.

Das weitere Verfahren für eine Initiative, die in Form eines ausgearbeiteten Entwurfs formuliert wird, ist in Artikel
127 PRG geregelt. Schliesst sich der Grosse Rat der in der Form eines ausgearbeiteten Entwurfs eingereichten
Initiative an, so wird diese zu einem Gesetz, das dem Referendum unterstellt ist. Schliesst sich der Grosse Rat der
Initiative nicht an und arbeitet er keinen Gegenvorschlag aus, so findet die Volksabstimmung innert einem Jahr ab
der Verabschiedung des Dekrets über die Gültigkeit der Initiative statt.

Schliesst sich der Grosse Rat der Initiative nicht an, so kann er innert zwei Jahren ab der Verabschiedung des Dekrets
über die Gültigkeit der Initiative einen Gegenvorschlag ausarbeiten. Die Volksabstimmung findet innert 180 Tagen
ab der Verabschiedung des Gegenvorschlags durch den Grossen Rat statt. Weiter ist es nicht möglich, das Verfahren
bezüglich der Gültigkeit der Initiative mit dem späteren Verfahren zur Frage, ob sich der Grosse Rat der Initiative
anschliesst, zu verbinden.

6 Schluss

—

Der Grosse Rat wird gebeten, die Gültigkeit der in Form eines ausgearbeiteten Entwurfs formulierten
Gesetzesinitiative «Für einen Mindestlohn» festzustellen. Wie weiter oben dargelegt werden der Staatsrat und
anschliessend der Grosse Rat nach dem Inkrafttreten des Dekrets zu entscheiden haben, welche Folge der Initiative
gegeben wird. Wir laden Sie ein, den beiliegenden Dekretsentwurf anzunehmen.
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Message 2023-CE-195 23 avril 2024

—
Initiative législative cantonale « Pour un salaire minimum »

Nous avons l’honneur de vous soumettre le message accompagnant le projet de décret concernant la validité de
l’initiative législative cantonale « Pour un salaire minimum ».

Table des matières

—

1 Généralités 2

2 Aboutissement de l’initiative 2

3 Texte de l’initiative 2

4 Validité de l’initiative 4

5 Procédure ultérieure 4

6 Conclusion 4

Juin 2024 2489



2

1 Généralités

—

Conformément aux articles 116 et 117 de la loi du 6 avril 2001 sur l’exercice des droits politiques (RSF 115.1 ;
LEDP), nous avons l’honneur de vous soumettre un projet de décret concernant la validation de l’initiative législative
cantonale entièrement rédigée « Pour un salaire minimum ».

Déposée le 21 août 2023 et signée par 172 citoyens, cette initiative législative entièrement rédigée (art. 127 LEDP)
tend à introduire un salaire minimum dans le canton de Fribourg.

Son aboutissement a été constaté dans la Feuille officielle n° 5 du 2 février 2024. Le résultat du dénombrement des
signatures et le texte de l’initiative sont transmis au Grand Conseil sous la forme du présent message (art. 116 al. 1
LEDP). Dans le cadre de la présente procédure, le Grand Conseil est invité à statuer sur la validité de l’initiative
(art. 117 al. 1 LEDP).

2 Aboutissement de l’initiative

—

Selon l’article 116 al. 1 LEDP, lorsque l’initiative a abouti, le Conseil d’Etat transmet au Grand Conseil, en session
ordinaire, le résultat du dénombrement des signatures et le texte de l’initiative.

En l’espèce, il y a lieu de constater que l’initiative législative cantonale entièrement rédigée « Pour un salaire
minimum » a abouti au terme de la procédure applicable en matière d’initiative législative, à savoir :

> dépôt de la demande d’initiative à la Chancellerie d’Etat le 21 août 2023 (art. 112 LEDP) ;
> publication par la Chancellerie d’Etat de la demande d’initiative législative dans la Feuille officielle du

1er septembre 2023, fixant le délai d’apposition des 6 000 signatures à l’appui de l’initiative du 1er septembre
2023 au 30 novembre 2023 (art. 115 LEDP) ;

> dépôt des listes de signatures à la Chancellerie d’Etat le 30 novembre 2023 (art. 107 LEDP) ;
> procédure de contrôle et dénombrement des signatures conformément aux articles 108, 109 et 110 LEDP ;
> décision de la Chancellerie d’Etat arrêtant le nombre de signatures valables à 7 040 publiée dans la Feuille

officielle n° 5 du 2 février 2024.

3 Texte de l’initiative

—

Le texte de l’initiative législative entièrement rédigée est le suivant :

Initiative populaire cantonale
« Pour un salaire minimum »

La loi sur l’emploi et le marché du travail (LEMT ; RSF 866.1.1) est modifiée comme il suit :

Art. 2 al. 1 let. d (nouveau)
2 De combattre la pauvreté, de favoriser l’intégration sociale et de contribuer ainsi au respect de
la dignité humaine par l’institution d’un salaire minimum.

Art. 3 al. 3 (nouveau)
3 Elle instaure un salaire minimum afin de répondre aux buts de l’article 2 al. 1 let. d.
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Art. 12 al. 1bis (nouveau)
1bis La Surveillance de l’emploi et du marché du travail est suffisamment dotée en personnel et
garantit une surveillance quantitative de qualité. La commission de l’emploi et du marché du
travail (CEMT) est l’autorité de contrôle de l’application du salaire minimum.

Art. 63 al. 3 (nouveau)
3 Les usages ne peuvent en aucun cas prévoir un salaire inférieur à celui fixé à l’article 97c.

3.4 Salaire minimum (nouveau)

Art. 97a (nouveau) Champ d’application

Les relations de travail des travailleurs et travailleuses accomplissant habituellement leur travail
dans le canton sont soumises aux dispositions du présent chapitre relatives au salaire minimum.

Art. 97b (nouveau) Exceptions

Les dispositions du présent chapitre ne sont pas applicables :

a) aux contrats d’apprentissage au sens des articles 344 et suivants du code des obligations ;
b) aux contrats de stage s’inscrivant dans une formation scolaire ou professionnelle prévue par la

législation cantonale ou fédérale. La CEMT statue en cas de litige relatif à l’admission d’une
exception au sens de la présente lettre ;

c) aux contrats de travail conclus avec des jeunes gens de moins de 18 ans révolus.

Art. 97c (nouveau) Montant du salaire minimum
1 Le salaire minimum est de CHF 23.- par heure.
2 Pour le secteur économique visé par l’article 2 al. 1 let. d de la Loi fédérale sur le travail dans
l’industrie, l’artisanat et le commerce (LTr) du 13 mars 1964, le Conseil d’Etat peut, sur
proposition de la CEMT, fixer un salaire minimum dérogeant à l’alinéa 1, dans le respect de
l’article 2 al. 1 let. d.
3 Chaque année, le salaire minimum est indexé sur la base de l’indice suisse des prix à la
consommation de l’année de l’entrée en vigueur. Le salaire minimum prévu à l’alinéa 1 n’est
indexé qu’en cas d’augmentation de l’indice suisse des prix à la consommation.
4 Par salaire, il faut entendre le salaire déterminant au sens de la législation en matière
d’assurance-vieillesse et survivants, à l’exclusion d’éventuelles indemnités payées pour jours de
vacances et pour jours fériés.

Art. 97d (nouveau) Primauté

Si le salaire prévu par un contrat individuel, une convention collective ou un contrat-type est
inférieur à celui fixé à l’article 97c al.1, c’est ce dernier (art. 97c al.1.) qui s’applique.

Art. 97e (nouveau) Contrôle
1 La surveillance du marché du travail est compétente pour contrôler le respect par les
employeurs-euses des dispositions du présent chapitre.
2 Tout-e employeur-euse doit pouvoir fournir en tout temps à l’office ou à la CEMT un état détaillé
des salaires versés à chaque travailleur-euse et du nombre correspondant d’heures de travail
effectuées.
3 Pour l’exécution de ses tâches, la surveillance du marché du travail dispose d’un nombre
d’inspecteurs adapté pour réaliser cette mission.

Art. 112 al. 1 let. e (nouveau) et al. 1bis et 1ter (nouveaux)
1e) celui ou celle qui ne respecte pas le salaire minimum prévu à l’article 97c,
1bis Les frais de contrôle peuvent également être mis à la charge de l’employeur-euse.
1ter Le service peut établir une liste des employeurs-euses faisant l’objet d’une décision exécutoire.
Cette liste est accessible au public.
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4 Validité de l’initiative

—

L’article 117 al. 1 LEDP prescrit que le Grand Conseil statue sur la validité matérielle et formelle de l’initiative.
Selon l’article 117 al. 1bis LEDP, celle-ci doit être conforme au droit supérieur et exécutable ainsi que respecter
l’unité de la forme, de la matière et de rang.

L’initiative porte sur un objet déterminé de manière précise et il existe un rapport intrinsèque entre ses divers points ;
elle répond ainsi à l’exigence d’unité de la matière posée par la disposition précitée. Elle est par ailleurs formulée en
termes généraux et ne mélange pas les niveaux de la Constitution et de la loi ; les unités de la forme et de rang sont
par conséquent également respectées. Aucun élément ne permet en outre de retenir que la proposition formulée soit
contraire au droit supérieur ou à la Constitution du canton de Fribourg. Elle concerne enfin un objet susceptible
manifestement, le cas échéant, d’être exécuté.

Toutes conditions remplies, l’initiative législative entièrement rédigée « Pour un salaire minimum » peut être validée.
La validité de l’initiative doit faire l’objet d’une décision du Grand Conseil, rendue sous la forme d’un décret et
sujette à recours par devant le Tribunal fédéral.

5 Procédure ultérieure

—

Une fois que le Grand Conseil aura adopté le décret de validité de l’initiative, il sera saisi d’une seconde question de
principe, à savoir s’il entend se rallier à l’initiative, élaborer un contre-projet ou la refuser sans contre-projet.

La procédure ultérieure, pour une initiative législative entièrement rédigée, est régie par l’article 127 LEDP. Si le
Grand Conseil décide de se rallier à l’initiative entièrement rédigée, celle-ci devient une loi soumise à referendum.
S’il décide de ne pas s’y rallier et qu’il n’élabore pas de contre-projet, la votation a lieu dans le délai d’un an dès la
date d’adoption du décret constatant sa validité.

S’il ne se rallie pas à l’initiative, il peut également dans le délai de deux ans dès la date d’adoption du décret
constatant sa validité, élaborer un contre-projet. Si un contre-projet a été élaboré, la votation a lieu dans le délai de
cent huitante jours dès son adoption par le Grand Conseil. Par ailleurs, il n’est pas possible de lier la procédure
portant sur la validité de l’initiative à celle, ultérieure, de la question du ralliement à l’initiative.

6 Conclusion

—

Le Grand Conseil est invité à constater la validité de l’initiative législative entièrement rédigée « Pour un salaire
minimum ». Conformément aux indications formulées ci-dessus, il appartiendra au Conseil d’Etat, puis au Grand
Conseil, à la suite de l’entrée en force du décret proposé, de se prononcer ultérieurement sur la suite à donner à
l’initiative. Nous vous invitons à adopter le projet de décret ci-joint.
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Annexe

GRAND CONSEIL 2023-CE-195

Projet de décret :

Décret concernant la validité de l'initiative législative
cantonale "Pour un salaire minimum"

Proposition de la commission ad hoc CAH-2024-004

Anhang

GROSSER RAT 2023-CE-195

Dekretsentwurf:

Dekret über die Gültigkeit der kantonalen Gesetzes-
initiative «Für einen Mindestlohn»

Antrag der Ad-hoc-Kommission AHK-2024-004

Présidence : Rey Benoît

Membres : Bürdel Daniel, Galley Nicolas, Jaquier Armand, Lepori Sandra,
Michellod Savio, Remy-Ruffieux Annick, Rey Alizée, Schneuwly Achim,
Stöckli Markus, Wicht Jean-Daniel.

Präsidium: Rey Benoît

Mitglieder: Bürdel Daniel, Galley Nicolas, Jaquier Armand, Lepori Sandra,
Michellod Savio, Remy-Ruffieux Annick, Rey Alizée, Schneuwly Achim,
Stöckli Markus, Wicht Jean-Daniel.

Entrée en matière

La commission propose au Grand Conseil tacitement d'entrer en matière
sur ce projet de décret.

Eintreten

Die Kommission beantragt dem Grossen Rat stillschweigend, auf diesen
Dekretsentwurf einzutreten.

Vote final

Par 11 voix contre 0 et 0 abstention, la commission propose au Grand
Conseil d’accepter ce projet de décret selon la proposition initiale du
Conseil d’Etat.

Schlussabstimmung

Mit 11 zu 0 Stimmen bei 0 Enthaltung beantragt die Kommission dem
Grossen Rat, diesen Dekretsentwurf in der ursprünglichen Fassung des
Staatsrats anzunehmen.

Catégorisation du débat

La Commission propose au Bureau que l’objet soit traité par le Grand
Conseil selon la catégorie II (débat organisé).

Kategorie der Behandlung

Die Kommission beantragt dem Büro, dass dieser Gegenstand vom Grossen
Rat nach der Kategorie II (organisierte Debatte) behandelt wird.

Le 4 juin 2024 Den 4. Juni 2024
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Botschaft 2023-DIAF-38 7. Mai 2024 
�²  
Zusammenschluss Montet (Glâne) - Ursy 

Wir unterbreiten Ihnen den Entwurf des Dekrets das dem Zusammenschluss der Gemeinden Montet (Glâne) und Ursy 
Rechtskraft verleiht. 

Die Botschaft gliedert sich in folgende Abschnitte: 

Inhaltsverzeichnis 

�²  

1 Geschichtliches 2 

2 Statistische Daten 2 

3 Übereinstimmung mit dem Fusionsplan 3 

4 Finanzhilfe 3 

5 Kommentar zur Fusionsvereinbarung 3 

6 Kommentar zum Dekretsentwurf 4 

7 Zahl der Gemeinden, Referendum und Inkrafttreten 4 
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1 Geschichtliches 

�²  

Die Gemeinden Morlens und Vuarmarens schlossen sich am 1. Januar 1991 zusammen. Am 1. Januar 2006 trat der 
Zusammenschluss der Gemeinden Esmonts und Vuarmarens in Kraft. Die Gemeinden Bionnens, Mossel, Vauderens 
und Ursy fusionierten am 1. Januar 2001 und am 1. Januar 2012 schlossen sich die Gemeinden Ursy und Vuarmarens 
zusammen. 

Der vom damaligen Oberamtmann des Glanebezirks erstellte Fusionsplan aus dem Jahr 2013 enthält das Projekt «Nr. 1», 
das die sechs Gemeinden Auboranges, Chapelle, Ecublens, Montet (Glâne), Rue und Ursy umfasst. 

Im Februar 2021 wurde eine Umfrage im Hinblick auf eine Fusionsstudie der sechs Gemeinden Auboranges, 
Chapelle, Ecublens, Montet (Glâne), Rue und Ursy durchgeführt. Fünf Gemeinden stimmten zu, das Ergebnis in der 
Gemeinde Ursy fiel negativ aus. 

Anlässlich einer Umfrage im November 2021 konnten sich die Stimmbürgerinnen und -bürger von Montet (Glâne) 
für eine Fusionsstudie mit der Gemeinde Ursy oder mit den Gemeinden Auboranges, Chapelle, Ecublens und Rue 
aussprechen. Die Mehrheit befürwortete eine Fusionsstudie mit der Gemeinde Ursy. 

Am 13. Juli 2023 übermittelten die Gemeinderäte von Montet (Glâne) und Ursy dem Amt für Gemeinden einen 
ersten Entwurf der Fusionsvereinbarung zur Vorprüfung. Am 28. September 2023 wurde der definitive Entwurf der 
Fusionsvereinbarung eingereicht. 

Das Oberamt des Glanebezirks hat dieses Projekt positiv begutachtet. 

Die Fusionsvereinbarung wurde am 27. November 2023 von den Gemeinderäten der Gemeinden Montet (Glâne) und 
Ursy unterzeichnet. Für die Bevölkerung der beiden Gemeinden wurde am 23. Januar 2024 eine 
Informationsveranstaltung durchgeführt. 

Der Zusammenschluss wurde in den beiden Gemeinden am 3. März 2024 einer Volksabstimmung unterbreitet. Die 
Abstimmung ergab folgende Resultate: 

Montet (Glâne)  343 Stimmberechtigte 236 gültige Stimmen 171 Ja 65 Nein 

Ursy  2 460 Stimmberechtigte 1 249 gültige Stimmen 1 084 Ja 165 Nein 

2 Statistische Daten 

�²  

 Montet (Glâne) Ursy Fusion 

Zivilrechtliche Bevölkerung am 31.12.2018 
massgebend zur Berechnung der Finanzhilfe 

385 * 

 

 

Zivilrechtliche Bevölkerung am 31.12.2022 493 3 486 3 979 

Fläche in km2 2,20 14,93 17,13 
Steuerfüsse/ -sätze 2024 :    
Natürliche Personen, in % 80,0 77,0 77,0 

Juristische Personen, in % 80,0 77,0 77,0 
�/�L�H�J�H�Q�V�F�K�D�I�W�V�V�W�H�X�H�U�����L�Q���Å 2,50 1,75 1,75 
Erbschafts- und Schenkungssteuer, in % 66,7 70,0 70,0 
Handänderungssteuern auf entgeltlichen 
Grundstückübertragungen, in Fr.  

1.00 1.00 1.00 
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 Montet (Glâne) Ursy Fusion 

Finanzausgleich 2024 :    
Steuerpotenzialindex StPI 76,58 81,90 81,28 
Synthetischer Bedarfsindex SBI 94,99 108,61 107,11 

*Zivilrechtliche Bevölkerung am 31.12.2018 der Gemeinde Ursy, die bereits eine Finanzhilfe in Anwendung von Art. 13 GZG 
erhalten hat: 3 198 Einwohner 

3 Übereinstimmung mit dem Fusionsplan 

�²  

Der vom damaligen Oberamtmann des Glanebezirks ausgearbeitete und vom Staatsrat am 28. Mai 2013 genehmigte 
Fusionsplan beinhaltet das Projekt «Nr. 1», welches die Gemeinden Auboranges, Chapelle, Ecublens, Montet 
(Glâne), Rue und Ursy umfasst. Die Gemeinden Auboranges, Chapelle, Ecublens und Rue werden sich am 1. Januar 
2025 zur neuen Gemeinde Rue zusammenschliessen. Der Zusammenschluss der Gemeinden Montet (Glâne) et Ursy 
ist folglich als Zwischenschritt im Rahmen des Fusionsplans im Sinne der Erwägungen des Beschlusses vom 
28. Mai 2013 zu betrachten. 

4 Finanzhilfe 

�²  

Die Finanzhilfe entspricht der Summe der Beträge, die sich für jede betroffene Gemeinde aus der Multiplikation des 
Grundbetrags mit dem Multiplikator ergeben. Der Grundbetrag beläuft sich auf 200 Franken pro Gemeinde, 
multipliziert mit ihrer zivilrechtlichen Bevölkerungszahl. Massgebend ist die Bevölkerungszahl zum Zeitpunkt des 
Inkrafttretens der Änderung vom 25. Juni 2020 des Gesetzes über die Förderung der Gemeindezusammenschlüsse 
(GZG) vom 9. Dezember 2010 (SGF 141.1.1). Die Gesetzesänderung ist am 1. Juli 2020 in Kraft getreten, daher wird 
die zivilrechtliche Bevölkerung vom 31. Dezember 2018 berücksichtigt. Beim Zusammenschluss von zwei 
Gemeinden beträgt der Multiplikator 1,0. 

Somit erhält die Gemeinde Montet (Glâne) eine Finanzhilfe, die sich auf 77 000 Franken bei einer zivilrechtlichen 
Bevölkerung von 385 Einwohnern beläuft. 

Da die Gemeinde Ursy bereits beim Zusammenschluss mit der Gemeinde Vuarmarens am 1. Januar 2021 eine 
Finanzhilfe von 483 800 Franken erhalten, kann ihr nicht erneut ein Betrag gewährt werden. 

Die an die neue Gemeinde Ursy ausgerichtete Finanzhilfe wird sich daher auf 77 000 Franken belaufen. 

Die Finanzhilfe wird in dem auf das Inkrafttreten des Zusammenschlusses folgenden Jahr ausgerichtet. Der 
Zusammenschluss der Gemeinden Montet (Glâne) und Ursy erfolgt auf den 1. Januar 2025. Die Zahlung wird 
demzufolge 2026 im Rahmen der verfügbaren und durch das GZG zur Verfügung gestellten Mittel vorgenommen. 

5 Kommentar zur Fusionsvereinbarung 

�²  

Die Fusionsvereinbarung (Kopie im Anhang) wurde gemäss Artikel 134d des Gesetzes über die Gemeinden (GG) 
vom 25. September 1980 (SGF 140.1) den Stimmbürgerinnen und Stimmbürgern von Montet (Glâne) und Ursy 
unterbreitet. Die Stimmberechtigten stimmten am 3. März 2024 darüber ab. 
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6 Kommentar zum Dekretsentwurf 

�²  

Artikel 1 des Dekretsentwurfs legt das Datum fest, an dem der Zusammenschluss der beiden Gemeinden wirksam 
wird. 

Artikel 2 nennt den Namen der neuen Gemeinde und ihre Zugehörigkeit zum Glanebezirk. 

Artikel 3 hält wesentliche Elemente der Fusionsvereinbarung fest. Dazu gehören die Gemeindegrenzen, das 
Bürgerrecht und die Bilanz jeder Gemeinde. 

Artikel 4 legt den Betrag der Finanzhilfe an den Zusammenschluss und die Auszahlungsmodalitäten fest. 

7 Zahl der Gemeinden, Referendum und Inkrafttreten 

�²  

Die Änderung der Verordnung über die Namen der Gemeinden und deren Zugehörigkeit zu den Verwaltungsbezirken 
(NGBV) vom 24. November 2015 (SGF 112.51) wird in einem zweiten Schritt erfolgen. Auf das Datum des 
Inkrafttretens der erwähnten Fusion am 1. Januar 2025 wird der Gemeindename Montet (Glâne) aus Artikel 7 NGBV 
gestrichen. 

Unter Berücksichtigung der Fusion der Gemeinden Montet (Glâne) und Ursy, des am 12. November 2023 
beschlossenen Zusammenschlusses der Gemeinden Auboranges, Chapelle (Glâne), Ecublens und Rue (zur neuen 
Gemeinde Rue) und des am 3. März 2024 beschlossenen Zusammenschlusses der Gemeinden Grolley und Ponthaux 
(zur neuen Gemeinde Grolley-Ponthaux) wird der Kanton am 1. Januar 2025 noch 121 Gemeinden zählen. 

Dieses Dekret, das eine auf Artikel 9 �± 15 GZG basierende Finanzhilfe für die Förderung der 
Gemeindezusammenschlüsse beinhaltet, hat keine neue Ausgabe1 zur Folge, da das GZG selbst Gegenstand eines 
obligatorischen Finanzreferendums2 war. Artikel 15 GZG sieht vor, dass der Staat Finanzhilfen bis zu einem 
Gesamtbetrag von 50 Millionen Franken gewährt; dieser Betrag ist gegenwärtig nicht ausgeschöpft. Die auf dem 
GZG beruhenden Fusionsdekrete unterliegen daher nicht dem Finanzreferendum. 

Da es nicht dem Finanzreferendum unterliegt, kann dieses Dekret nach seiner Verabschiedung durch den Grossen Rat 
und seiner Publikation in der Amtlichen Sammlung sogleich in Kraft treten. 

Anhang 
�²  
Fusionsvereinbarung (nur auf Französisch) 

                                                        
1 Art. 46 Abs. 1 Bst. b der Verfassung des Kantons Freiburg (KV) vom 16. Mai 2004 (SGF 10.1), Art. 24 Abs. 1 Bst. a des Gesetzes über 

den Finanzhaushalt des Staates (FHG) vom 25. November 1994 (SGF 610.1) 
2 Volksabstimmung vom 15. Mai 2011 
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Entwurf vom 07.05.2024

1

Dekret zur Genehmigung des Zusammenschlusses der
Gemeinden Montet (Glane) und Ursy

vom ...

Betroffene Erlasse (SGF Nummern):
Neu:
Geändert:
Aufgehoben:

Der Grosse Rat des Kantons Freiburg

gestützt auf Artikel 1, 133 und 134d des Gesetzes vom 25. September 1980
über die Gemeinden (GG);
gestützt auf das Gesetz vom 9. Dezember 2010 über die Förderung der
Gemeindezusammenschlüsse (GZG);
gestützt auf das Resultat der Abstimmung vom 3. März 2024 in den
Gemeinden Montet (Glane) und Ursy;
nach Einsicht in die Botschaft 2023-DIAF-38 des Staatsrats vom 7. Mai 2024;
auf Antrag dieser Behörde,

beschliesst:

I.

Art.  1
1 Die Beschlüsse der Gemeinden Montet (Glane) und Ursy, sich mit Wirkung
auf den 1. Januar 2025 zusammenzuschliessen, werden genehmigt.

Art.  2
1 Die neue Gemeinde trägt den Namen Ursy und gehört zum Glanebezirk.

Art.  3
1 Infolgedessen gilt ab dem 1. Januar 2025 Folgendes:

2

a) Die Gemeindegebiete von Montet (Glane) und Ursy werden zu einem
einzigen Gemeindegebiet vereinigt, demjenigen der neuen Gemeinde
Ursy. Der Name Montet (Glane) ist von diesem Zeitpunkt an kein
Gemeindename mehr.

b) Personen mit Bürgerrecht der Gemeinde Montet (Glane) erhalten das
Bürgerrecht der neuen Gemeinde Ursy;

c) Die Aktiven und Passiven der Gemeinden Montet (Glane) und Ursy
werden vereinigt und bilden die Bilanz der neuen Gemeinde Ursy.

2 Im Übrigen gelten die Bestimmungen der Vereinbarung, die von den
Gemeinden Montet (Glane) und Ursy am 3. März 2024 genehmigt wurde.

Art.  4
1 Der Staat zahlt der neuen Gemeinde Ursy als Finanzhilfe an den
Zusammenschluss einen Betrag von 77'000 Franken.
2 Die Finanzhilfe wird ab dem 1. Januar 2026 ausgerichtet.

II.

Keine Änderung von Erlassen in diesem Abschnitt.

III.

Keine Aufhebung von Erlassen in diesem Abschnitt.

IV.

Dieses Dekret untersteht nicht dem Referendum.
Es tritt mit seiner Annahme in Kraft.
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Message 2023-DIAF-38 7 mai 2024 
�²  
Fusion Montet (Glâne) - Ursy 

�1�R�X�V���D�Y�R�Q�V���O�¶�K�R�Q�Q�H�X�U���G�H���Y�R�X�V���V�R�X�P�H�W�W�U�H��un projet de décret donnant force de droit à la fusion des communes de 
Montet (Glâne) et Ursy. 

Le présent message se divise selon le plan suivant : 

Table des matières 

�²  

1 Historique 2 

2 Données statistiques 2 

3 Conformité au plan de fusions 3 

4 Aide financière 3 

5 Commentaire sur la convention de fusion 3 

6 Commentaires sur le projet de décret 4 

7 Etat des communes, referendum et entrée en vigueur 4 
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1 Historique 

�²  

Les communes de Morlens et Vuarmarens se sont réunies au 1er janvier 1991. Le 1er janvier 2006, la fusion des 
communes de Esmonts et Vuarmarens est entrée en vigueur. Les communes de Bionnens, Mossel, Vauderens et Ursy 
ont fusionné le 1er janvier 2001 et le 1er janvier 2012, les communes de Ursy et Vuarmarens se sont réunies. 

Le plan de fusion de 2013 établi par l�¶�D�Q�F�L�H�Q��Préfet du district de la Glâne intègre le projet « no 1 », composé des six 
communes de Auboranges, Chapelle, Ecublens, Montet (Glâne), Rue et Ursy. 

En février 2021, un sondage pour une étude de fusion des six communes de Auboranges, Chapelle, Ecublens, Montet 
(Glâne), Rue et Ursy a été réalisé. Cinq communes ont répondu favorablement, le résultat dans la commune de Ursy 
était négatif. 

Lors �G�¶�X�Q���V�R�Q�G�D�J�H���H�I�I�H�F�W�X�p en novembre 2021, les citoyennes et citoyens de Montet (Glâne) pouvaient se prononcer 
pour une étude de fusion avec la commune de Ursy ou avec les communes de Auboranges, Chapelle, Ecublens et 
Rue. La majorité a opté pour �O�¶�p�W�X�G�H���G�H���I�X�V�L�R�Q���D�Y�H�F���O�D���F�R�P�P�X�Q�H de Ursy. 

Le 13 juillet 2023, les conseils communaux de Montet (Glâne) et Ursy ont transmis au Service des communes un 
premier projet de convention de fusion pour examen préalable. Le 28 septembre 2023, le projet définitif de 
convention de fusion a été déposé. 

La Préfecture du district de la Glâne a préavisé favorablement ce projet. 

La convention de fusion a été signée le 27 novembre 2023 par les conseils communaux de Montet (Glâne) et Ursy. 
�8�Q�H���V�p�D�Q�F�H���G�¶�L�Q�I�R�U�P�D�W�L�R�Q�V���S�R�X�U���O�D��population des deux communes a été organisée le 23 janvier 2024. 

La fusion des deux communes a été soumise au vote populaire le 3 mars 2024 ; les résultats ont été les suivants : 

Montet (Glâne) 343 électeurs inscrits 236 votes valables 171 oui 65 non 

Ursy 2 460 électeurs inscrits 1 249 votes valables 1 084 oui 165 non 

2 Données statistiques 

�²  

 Montet (Glâne) Ursy Fusion 

Population dite légale au 31.12.2018 déterminant 
l'aide financière 

385 *  

Population dite légale au 31.12.2022 493 3 486 3 979 
Surface en km2 2,20 14,93 17,13 
�&�R�H�I�I�L�F�L�H�Q�W�V���H�W���W�D�X�[���G�¶�L�P�S�{�W�V��������4 :    
Personnes physiques, en % 80,0 77,0 77,0 

Personnes morales, en % 80,0 77,0 77,0 
�&�R�Q�W�U�L�E�X�W�L�R�Q���L�P�P�R�E�L�O�L�q�U�H�����H�Q���Å 2,50 1,75 1,75 
Successions et donations, en % 66,7 70,0 70,0 
Droits de mutations sur les transferts immobiliers, 
en franc 

1.00 1.00 1.00 
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 Montet (Glâne) Ursy Fusion 

Péréquation financière 2024 :    
Indice du potentiel fiscal IPF 76,58 81,90 81,28 
Indice synthétique des besoins ISB 94,99 108,61 107,11 

�
���3�R�S�X�O�D�W�L�R�Q���O�p�J�D�O�H���D�X�������������������������G�H���O�D���F�R�P�P�X�Q�H���G�¶�8�U�V�\���D�\�D�Q�W���G�p�M�j���E�p�Q�p�I�L�F�L�p���G�¶�D�L�G�H���I�L�Q�D�Q�F�L�q�U�H���H�Q���D�S�S�O�L�F�D�W�L�R�Q���G�H���O�¶�D�U�W�L�F�O�H��
13 LEFC : 3 198 habitants 

3 Conformité au plan de fusions 

�²  

Le plan de fusions établi par l�¶�D�Q�F�L�H�Q Préfet de la Glâne �H�W���D�S�S�U�R�X�Y�p���S�D�U���O�H���&�R�Q�V�H�L�O���G�¶�(�W�D�W���H�Q���G�D�W�H���G�X������ mai 2013 
englobe le projet « no 1 » composé des communes de Auboranges, Chapelle, Ecublens, Montet (Glâne), Rue et Ursy. 
Les communes de Auboranges, Chapelle, Ecublens et Rue vont se réunir au 1er janvier 2025 pour former la nouvelle 
commune de Rue. Ainsi la fusion des communes de Montet (Glâne) et Ursy peut être considérée commune étape 
intermédiaire dans le plan de fusions au sens des considérations �G�H���O�¶�D�U�U�r�W�p���G�X���������P�D�L������������ 

4 Aide financière 

�²  

�/�¶�D�L�G�H���I�L�Q�D�Q�F�L�q�U�H���F�R�U�U�H�V�S�R�Q�G���j���O�D���V�R�P�P�H���G�H�V���P�R�Q�W�D�Q�W�V���R�E�W�H�Q�X�V���H�Q���P�X�O�W�L�S�O�L�D�Q�W�����S�R�X�U���F�K�D�T�X�H���F�R�P�P�X�Q�H��concernée, le 
�P�R�Q�W�D�Q�W���G�H���E�D�V�H���S�D�U���O�H���P�X�O�W�L�S�O�L�F�D�W�H�X�U�����/�H���P�R�Q�W�D�Q�W���G�H���E�D�V�H���V�¶�p�O�q�Y�H���j�����������I�U�D�Q�F�V���S�D�U���F�R�P�P�X�Q�H�����P�X�O�W�L�S�O�L�p���S�D�U���O�H���F�K�L�I�I�U�H��
�G�H���V�D���S�R�S�X�O�D�W�L�R�Q���O�p�J�D�O�H���T�X�L���H�V�W���p�W�D�E�O�L���D�X���P�R�P�H�Q�W���G�H���O�¶�H�Q�W�U�p�H���H�Q���Y�L�J�X�H�X�U���G�H���O�D���P�R�G�L�I�L�F�D�W�L�R�Q���G�X���������M�X�L�Q�������������G�H���O�R�L��
relative à �O�¶�H�Q�F�R�X�U�D�J�H�P�H�Q�W���D�X�[���I�X�V�L�R�Q�V���G�H���F�R�P�P�X�Q�H�V�����/�(�)�&�����G�X�������G�p�F�H�P�E�U�H���������������5�6�)�����������������������/�D���P�R�G�L�I�L�F�D�W�L�R�Q���G�H��
loi étant entrée en vigueur le 1er juillet �������������F�¶�H�V�W���O�D���S�R�S�X�O�D�W�L�R�Q���O�p�J�D�O�H���D�X���������G�p�F�H�P�E�U�H�������������T�X�L���H�V�W���U�H�W�H�Q�X�H�� Le 
multiplicateur équivaut à 1,0 unité lorsque deux communes fusionnent. 

Ainsi l�D���F�R�P�P�X�Q�H���G�H���0�R�Q�W�H�W�����*�O�k�Q�H�����E�p�Q�p�I�L�F�L�H�U�D���G�¶�X�Q�H���D�L�G�H���I�L�Q�D�Q�F�L�q�U�H���T�X�L���V�¶�p�O�q�Y�H���j�����������������I�U�D�Q�F�V���S�R�X�U���X�Q�H��
population légale de 385 habitants. 

La commune de �8�U�V�\���D�\�D�Q�W���G�p�M�j���E�p�Q�p�I�L�F�L�p���G�¶�X�Q�H���D�L�G�H��financière de 483 800 francs en application de la LEFC lors de 
sa fusion avec la commune de Vuarmarens au 1er janvier 2021, aucun montant ne peut lui être accordé. 

�$�L�Q�V�L�����O�¶�D�L�G�H���I�L�Q�D�Q�F�L�q�U�H���R�F�W�U�R�\�p�H���j���O�D���Q�R�X�Y�H�O�O�H���F�R�P�P�X�Q�H���Ge Ursy �V�¶�p�O�q�Y�H�U�D à 77 000 francs. 

�/�¶�D�L�G�H���I�L�Q�D�Q�F�L�q�U�H���H�V�W���Y�H�U�V�p�H���O�¶�D�Q�Q�p�H���T�X�L���V�X�L�W���O�¶�H�Q�W�U�p�H���H�Q���Y�L�J�X�H�X�U���G�H���O�D���I�X�V�L�R�Q�����/�D���I�X�V�L�R�Q���G�H�V���F�R�P�P�X�Q�H�V de Montet 
(Glâne) et Ursy sera effective au 1er janvier 2025. Le versement interviendra donc en 2026 dans les limites des 
moyens mis à disposition par la LEFC. 

5 Commentaire sur la convention de fusion 

�²  

La convention de fusion, dont une copie est annexée au présent message, est le document soumis pour approbation 
aux citoyennes et citoyens des communes de Montet (Glâne) et Ursy, �F�R�Q�I�R�U�P�p�P�H�Q�W���j���O�¶�D�U�W�L�F�O�H���������G���G�H���O�D���O�R�L���V�X�U���O�H�V��
communes (LCo) du 25 septembre 1980 (RSF 140.1). Les corps électoraux se sont prononcés le 3 mars 2024. 
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6 Commentaires sur le projet de décret 

�²  

�/�¶�D�U�W�L�F�O�H�������G�X���S�U�R�M�H�W���G�H���G�p�F�U�H�W���S�U�p�F�L�V�H���O�D���G�D�W�H���j���O�D�T�X�H�O�O�H���O�D���I�X�V�L�R�Q���G�H�V��deux communes prendra effet. 

�/�¶�D�U�W�L�F�O�H�������L�Q�G�L�T�X�H��le nom de la nouvelle commune et son appartenance au district de la Glâne. 

�/�¶�D�U�W�L�F�O�H�������U�H�S�U�H�Q�G���T�X�H�O�T�X�H�V���p�O�p�P�H�Q�W�V���L�P�S�R�U�W�D�Q�W�V���G�H���O�D���F�R�Q�Y�H�Q�W�L�R�Q���G�H���I�X�V�L�R�Q�����U�p�J�O�D�Q�W���O�H�V���S�U�R�E�O�q�P�H�V���G�H�V���O�L�P�L�W�H�V��
territoriales, des droits de cité ainsi que du bilan de chaque commune. 

�/�¶�D�U�W�L�F�O�H�������I�L�[�H���O�H���P�R�Q�W�D�Q�W���G�H���O�¶�D�L�G�H���I�L�Q�D�Q�F�L�q�U�H���U�H�O�D�W�L�Y�H���j���O�D���I�X�V�L�R�Q���H�W���S�U�p�F�L�V�H���O�H�V���P�R�G�D�O�L�W�p�V���G�H���Y�H�U�V�H�P�H�Q�W�� 

7 Etat des communes, referendum et entrée en vigueur 

�²  

�/�D���P�R�G�L�I�L�F�D�W�L�R�Q���G�H���O�¶�R�U�G�R�Q�Q�D�Q�F�H���L�Q�G�L�T�X�D�Q�W���O�H�V���Q�R�P�V���G�H�V���F�R�P�P�X�Q�H�V���H�W���O�H�X�U���U�D�W�W�D�F�K�H�P�H�Q�W���D�X�[���G�L�Vtricts administratifs 
(ONCD, RSF 112.51) du 24 novembre 2015 aura lieu dans un deuxième temps. Avec effet au 1er janvier 2025, date 
�G�¶�H�Q�W�U�p�H���H�Q���Y�L�J�X�H�X�U���G�H���O�D���S�U�p�V�H�Q�W�H���I�X�V�L�R�Q�����O�H nom de Montet (Glâne) sera �V�X�S�S�U�L�P�p���G�H���O�¶�D�U�W�L�F�O�H��7 ONCD. 

En tenant compte de la fusion de Montet (Glâne) et Ursy, de la fusion votée le 12 novembre 2023 par les communes 
de Auboranges, Chapelle (Glâne), Ecublens et Rue (nouvelle commune de Rue) et de la fusion votée le 3 mars 2024 
par les communes de Grolley et Ponthaux (nouvelle commune de Grolley-Ponthaux), le canton comptera 
121 communes au 1er janvier 2025. 

�/�H���S�U�p�V�H�Q�W���G�p�F�U�H�W�����F�R�P�S�R�U�W�D�Q�W���X�Q���V�R�X�W�L�H�Q���I�L�Q�D�Q�F�L�H�U���G�¶�H�Q�F�R�X�U�D�J�H�P�H�Q�W���D�X�[���I�X�V�L�R�Q�V���R�F�W�U�R�\�p���V�X�U���O�D���E�D�V�H���H�W���F�R�Q�I�R�U�P�p�P�H�Q�W��
�D�X�[���D�U�W�L�F�O�H�V�������j���������/�(�)�&�����Q�¶�H�Q�W�U�D�v�Q�H���S�D�V���X�Q�H���G�p�S�H�Q�V�H��nouvelle1, car la LEFC a elle-�P�r�P�H���I�D�L�W���O�¶�R�E�M�H�W���G�¶�X�Q���U�H�I�H�U�H�Q�G�X�P��
financier obligatoire2�����/�¶�D�U�W�L�F�O�H���������/�(�)�&���G�L�V�S�R�V�H���T�X�H���O�¶�(�W�D�W���D�F�F�R�U�G�H���G�H�V���D�L�G�H�V���I�L�Q�D�Q�F�L�q�U�H�V���S�R�X�U���X�Q���P�R�Q�W�D�Q�W���W�R�W�D�O���G�H��
50 �P�L�O�O�L�R�Q�V���G�H���I�U�D�Q�F�V�����P�R�Q�W�D�Q�W���T�X�L���Q�¶�H�V�W���D�F�W�X�H�O�O�H�P�H�Q�W���S�D�V���p�S�X�L�V�p�����/�H�V���G�p�F�U�H�Ws de fusion appliquant la LEFC ne sont 
dès lors pas soumis au referendum financier. 

�1�¶�p�W�D�Q�W���S�D�V���V�R�X�P�L�V���D�X���U�H�I�H�U�H�Q�G�X�P�����O�H���S�U�p�V�H�Q�W���G�p�F�U�H�W���S�H�X�W���H�Q�W�U�H�U���H�Q���Y�L�J�X�H�X�U���G�q�V���V�R�Q���D�G�R�S�W�L�R�Q���S�D�U���O�H���*�U�D�Q�G���&�R�Q�V�H�L�O���H�W��
sa publication dans le Recueil officiel. 

Annexe 
�²  
Convention de fusion 

                                                        
1 Article 46 al. 1 let. b de la Constitution du canton de Fribourg (Cst.) du 16 mai 2004 (RSF 10.1), article 24 al. 1 let. a de la loi sur les 

�I�L�Q�D�Q�F�H�V���G�H���O�¶�(�W�D�W�����/�)�(�����G�X���������Q�R�Y�H�P�E�U�H���������������5�6�)�������������� 
2 Votation populaire du 15 mai 2011 

2504 Juin 2024



Projet du 07.05.2024

1

Décret approuvant la fusion des communes de Montet
(Glâne) et Ursy

du ...

Actes concernés (numéros RSF):
Nouveau:
Modifié(s):
Abrogé(s):

Le Grand Conseil du canton de Fribourg

Vu les articles 1, 133 et 134d de la loi du 25 septembre 1980 sur les communes
(LCo);
Vu la loi du 9 décembre 2010 relative à l'encouragement aux fusions de com-
munes (LEFC);
Vu le résultat de la votation du 3 mars 2024 dans les communes de Montet
(Glâne) et Ursy;
Vu le message 2023-DIAF-38 du Conseil d'Etat du 7 mai 2024;
Sur la proposition de cette autorité,

Décrète:

I.

Art.  1
1 Les décisions des communes de Montet (Glâne) et Ursy de fusionner avec
effet au 1er janvier 2025 sont entérinées.

Art.  2
1 La commune nouvellement constituée porte le nom d'Ursy et fait partie du
district de la Glâne.

2

Art.  3
1 En conséquence, à partir du 1er janvier 2025:
a) les territoires des communes de Montet (Glâne) et Ursy sont réunis en un

seul territoire, celui de la nouvelle commune d'Ursy; le nom de Montet
(Glâne) cesse d'être un nom de commune;

b) les personnes titulaires du droit de cité de la commune de Montet (Glâne)
acquièrent le droit de cité de la nouvelle commune d'Ursy;

c) l'actif et le passif des communes de Montet (Glâne) et Ursy sont réunis
pour constituer le bilan de la nouvelle commune d'Ursy.

2 Pour le reste, les dispositions de la convention entérinée le 3 mars 2024 par
les communes de Montet (Glâne) et Ursy sont applicables.

Art.  4
1 L'Etat verse à la nouvelle commune d'Ursy un montant de 77'000 francs au
titre d'aide financière à la fusion.
2 Cette aide financière est versée à partir du 1er janvier 2026.

II.

Aucune modification d'actes dans cette partie.

III.

Aucune abrogation d'actes dans cette partie.

IV.

Le présent décret n'est pas soumis au referendum.
Il entre en vigueur dès son adoption.

Juin 2024
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et

CONVENTION DE FUSION

entre les communes
de 1670 Ursy et de 1674 Montet (Glâne)

La commune d'Ursy,
représentée par son syndic, Monsieur Philippe Dubey, et sa Secrétaire communale, Madame Marie-Claude
Conus

La commune de Montet (Glâne),
représentée par son syndic, Monsieur Julien Ronce, et sa Secrétaire communale, Madame Chantal Bosson

concluent la présente convention de fusion

Article premier Territoire / Date

1 Les territoires des communes d'Ursy et de Montet (Glâne) sont réunis et ne forment plus qu'une seule
commune dès le 1er janvier 2025,

2 Sous réserve d'approbation par le Grand Conseil, la nouvelle commune fait partie du district de la Glâne.

Art.2 Nom

1Le nom de la nouvelle commune est URSY.

2 Le nom de Montet (Glâne) cesse d'être celui d'une commune pour devenir le nom d'un village sis sur le
territoire de la nouvelle commune. Celle-ci comprend ainsi les villages de Bionnens, Esmonts, Montet (Glâne),
Morlens, Mossel, Vauderens, Vuarmarens et Ursy,

Art.3 Armoiries

Les armoiries de la nouvelle commune sont celles de l'ancienne commune d'ursy,

BTw
Coupé, de gueules à la croix trêflee d'argent, et d'or à l'ours passanf de sabte.

Art. 4 Droit de cité

Les personnes titulaires du droit de cité des communes qui fusionnent acquières le droit de cité de la nouvelle
commune le jour de l'entrée en vigueur de la fusion (art, 139 al. 1 LCo).
Elles peuvent demander, dans les deux ans qui suivent l'entrée en vigueur de la fusion, que le droit de cité
communal inscrit dans le registre de l'état civil soit celui de la nouvelle commune suivi, entre parenthèses, du
nom de l'ancienne commune d'origine (art, 139 al,2 LCo). La requête est soumise à émolument. Elle est
présentée au Service des affaires institutionnelles, des naturalisations et de l'état civil.

1
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Art.5. Patrimoine

Au 1er janvier 2025, tous les actifs et passifs des communes d'Ursy et de Montet (Glâne) sont repris par la
nouvelle commune.

Art. 6 Coefficients et taux d'impôts

A partir du 1er janvier 2025,|es coefficients et taux d'impôts de la nouvelle commune seront les suivants

- impôt sur le revenu et la fortune des personnes physiques
- impôt sur le bénéfice et le capital des personnes morales :

- contribution immobilière :

- droits sur les successions et donations :

- droits de mutation sur les transferts immobiliers :

77 o/o de l'impôt cantonal de base

77 oÂ de l'impôt cantonal de base
1.75oloo de la valeur fiscale
70 o/o de l'impôt cantonal de base

Fr. 1.00 par franc dû à I'Etat

Art.7 Conseilcommunal

1 Pour la période du 1er janvier 2025 aux élections communales générales de 2026 et la législature 2026-2031,
le conseil communalde la nouvelle commune est formé de 9 membres, selon la répartition suivante :

Cercleélectorald'Ursy: 7 membres
Cercle électoralde Montet (Glâne) : 2membres

2 Pour la période du 1" janvier 2025 auxélections générales 2026, les représentants de chaque cercle prévu
à l'alinéa premier du présent article sont désignés selon l'article 135 al, 3 de la loi sur les communes (LCo).

3 Pour la législature 2026-2031, les élections ont lieu aux dates du renouvellement intégral des autorités
communales en 2026,

Art.8 Electioncomplémentaire

1 En cas d'élections complémentaires durant la législature du 1er janvier 2025 auxélections générales en 2026
et la législature 2026-2031, le cercle électoral ayant perdu un conseiller communal/une conseillère communale
sera reconstitué.

2 Le changement de domicile d'un membre du conseil communal entre les deux anciennes communes
n'entraîne pas d'élection complémentaire (art, 136a al, 3 LCo).

Art. I Régime transitoire

Le régime transitoire prendra fin avec le renouvellement intégral des autorités communales en 2031,

Art. 10 Administration / Archives

1L'administration de la nouvelle commune sera sise à Ursy.

2 Les documents et archives des deux communes seront réunis, après inventaire, pour former les archives de
la nouvelle commune,

Art. 11 Commissions

Dans un délai de cinq mois après la fusion, la nouvelle commune reconstituera les commissions instituées, à
savoir :

la commission financière formée d'au moins 5 membres,
la commission d'aménagement formée d'au moins 5 membres dont la majorité est désignée par
l'assemblée communale,
la commission des naturalisations formée d'au moins 5 membres,
la commission du développement durable.

2
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Art.12 Gomptes

Dans un délaide cinq mois après la fusion, les comptes 2024 desdeux anciennes communes seront soumis à
I'assemblée communale de la nouvelle commune, après examen séparé par l'organe de révision et la
commission financière de chaque ancienne commune.

Art. 13 Budget

Dans un délai de cinq mois, I'assemblée communale de la nouvelle commune décidera du budget pour
I'année 2025, sur préavis des deux commissions financières réunies.

Art. 14 Conventions

La nouvelle commune reprend toutes les conventions existantes dans chacune des deux communes qui
fusionnent,

Art. 15 Règlements

1A I'exception du règlement des finances qui doit être unifié avec effet à la date d'entrée en vigueur de la
fusion @rt.. M1 al. 3 LCo), les règlements des communes parties à la fusion (anciens règlements) seront
unifiés dans un délai de deux ans après l'entrée en force de la fusion. Dans I'intermédiaire, ce sont les
règlements de la commune la plus grande en termes de population qui s'appliquent (art, 141 al,4 LCo), Cette
disposition ne s'applique pas aux règlements communaux d'urbanisme.

2lorsqu'une des deux communes ne dispose pas d'un règlement approuvé, c'est le règlement de I'autre
commune qui lui est applicable,

Art. 16 Aide financière

ll est pris acte que I'Etat de Fribourg versera à titre d'aide financière à la fusion un montant de CHF 77'000.00.

ADOPTION PAR LE CONSEIL COMMUNAL

Adopté par le Conseil communal de Montet ( 7 novembre 2023

unale

Chantal Bosson ce

Adopté par le Conseil communal d'Ursy, le 27 novembre 2023

La Secrétaire unale LeS

Marie-Claude US Philippe Dubey

Acceptée par le vote aux urnes dans chacune des communes en date du .. .3 .1n0j\S,., ?92!
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Annexe

GRAND CONSEIL 2023-DIAF-38

Projet de décret :
Approbation de la fusion des communes de Montet (Glâne)
et Ursy

Anhang

GROSSER RAT 2023-DIAF-38

Dekretsentwurf:
Genehmigung des Zusammenschlusses der Gemeinden
Montet (Glane) und Ursy

Propositions du Bureau du Grand Conseil BR Antrag des Büros des Grossen Rates BR

Présidence : Adrian Brügger
Vice-présidence : Françoise Savoy, Bruno Marmier
Membres : David Bonny, Flavio Bortoluzzi, Hubert Dafflon, Antoinette de
Weck, Nicolas Galley, Fritz Glauser, François Ingold, Rose-Marie
Rodriguez, Markus Stöckli, Jean-Daniel Wicht, Dominique Zamofing

Präsidium: Adrian Brügger
Vize-Präsidium: Françoise Savoy, Bruno Marmier
Mitglieder: David Bonny, Flavio Bortoluzzi, Hubert Dafflon, Antoinette de
Weck, Nicolas Galley, Fritz Glauser, François Ingold, Rose-Marie
Rodriguez, Markus Stöckli, Jean-Daniel Wicht, Dominique Zamofing

Entrée en matière

Par décision tacite, le Bureau propose au Grand Conseil d'entrer en
matière sur ce projet de décret.

Eintreten

Das Ratsbüro beantragt dem Grossen Rat stillschweigend, auf diesen
Dekretsentwurf einzutreten.

Vote final

Par 12 voix sans opposition ni abstention [1 membre absent, 1 membre
excusé], le Bureau propose au Grand Conseil d’accepter ce projet de
décret selon la version initiale du Conseil d’Etat.

Schlussabstimmung

Mit 12 zu 0 Stimmen bei 0 Enthaltungen [1 Mitglied abwesend, 1 Mitglied
entschuldigt] beantragt das Büro dem Grossen Rat, diesen Dekrets-
entwurf in der ursprünglichen Fassung des Staatsrats anzunehmen.

Le 14 juin 2024 Den 14. Juni 2024
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Botschaft 2023-DIAF-39 7. Mai 2024 
�²  
Zusammenschluss Grolley-Ponthaux 

Wir unterbreiten Ihnen den Entwurf des Dekrets, das dem Zusammenschluss der Gemeinden Grolley und Ponthaux 
Rechtskraft verleiht. 

Die Botschaft gliedert sich in folgende Abschnitte: 

Inhaltsverzeichnis 

�²  

1 Geschichtliches 2 

2 Statistische Daten 2 

3 Übereinstimmung mit dem Fusionsplan 3 

4 Finanzhilfe 3 

5 Kommentar zur Fusionsvereinbarung 3 

6 Kommentar zum Dekretsentwurf 3 

7 Zahl der Gemeinden, Referendum und Inkrafttreten 4 

 

  

Juin 2024 2511



 

2 

1 Geschichtliches 

�²  

Der Zusammenschluss der Gemeinden Nierlet-les-Bois und Ponthaux ist am 1. Januar 1981 in Kraft getreten. Die 
Gemeinden Corsalettes und Grolley schlossen sich am 1. Januar 2000 zusammen. 

Der vom damaligenOberamtmann des Saanebezirks erstellte Fusionsplan aus dem Jahr 2013 enthält das Projekt 
«Sarine-Nord», dass die sieben Gemeinden Autafond, Belfaux, Chésopelloz, Corminboeuf, Grolley, Ponthaux und 
La Sonnaz umfasst. 

Ein erster Versuch eines Zusammenschlusses der Gemeinden Grolley und Ponthaux wurde an einer Urnenabstimmung 
im September 2015 durch die Stimmbürgerinnen und -bürger von Grolley mit 16 Stimmen Unterschied abgelehnt. 

Im Mai 2022 kündigten die Gemeinderäte von Grolley und Ponthaux ihren Entscheid an, sieben Jahre nach dem 
ersten Versuch wieder ein Fusionsverfahren aufzunehmen. 

Am 31. Juli 2023 wurde dem Amt für Gemeinden ein erster Entwurf der Fusionsvereinbarung zur Vorprüfung 
übermittelt. Der definitive Entwurf der Fusionsvereinbarung wurde am 27. September 2023 eingereicht. 

Das Oberamt des Saanebezirks hat dieses Projekt positiv begutachtet. 

Die Fusionsvereinbarung wurde am 23. November 2023 von den Gemeinderäten der Gemeinden Grolley und 
Ponthaux unterzeichnet. Für die Bevölkerung der beiden Gemeinden wurden am 18. und 22. Januar 2024 
Informationsveranstaltungen durchgeführt. 

Der Zusammenschluss wurde in den beiden Gemeinden am 3. März 2024 einer Volksabstimmung unterbreitet. 

Die Abstimmung ergab folgende Resultate: 

Grolley  1 575 Stimmberechtigte 912 gültige Stimmen 684 Ja 228 Nein 

Ponthaux  581 Stimmberechtigte  421 gültige Stimmen 375 Ja 46 Nein 

2 Statistische Daten 

�²  

 Grolley Ponthaux Fusion 

Zivilrechtliche Bevölkerung am 31.12.2018, 
massgebend zur Berechnung der Finanzhilfe 

1 892 745 2 637 

Zivilrechtliche Bevölkerung am 31.12.2022 2085 796 2 881 

Fläche in km2 5,34 5,91 11,25 
Steuerfüsse/ -sätze 2024 :    
Natürliche Personen, in % 79,0 89,0 80,0 

Juristische Personen, in % 79,0 89,0 80,0 
�/�L�H�J�H�Q�V�F�K�D�I�W�V�V�W�H�X�H�U�����L�Q���Å 1,75 2,00 1,75 
Erbschafts- und Schenkungssteuer, in % 66,7 66,7 66,7 

Handänderungssteuern auf entgeltlichen 
Grundstückübertragungen, in Fr.   

1.00 1.00 1.00 

Finanzausgleich 2024 :    

Steuerpotenzialindex StPI 82,34 72,29 79,58 
Synthetischer Bedarfsindex SBI 87,60 106,91 92,70 
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3 Übereinstimmung mit dem Fusionsplan 

�²  

Der vom damaligen Oberamtmann des Saanebezirks ausgearbeitete und vom Staatsrat am 28. Mai 2013 genehmigte 
Fusionsplan beinhaltet das Projekt «Sarine-Nord», welches die Gemeinden Autafond, Belfaux, Chésopelloz, 
Corminboeuf, Grolley, Ponthaux und La Sonnaz umfasst. Die Gemeinden Autafond und Belfaux schlossen sich am 
1. Januar 2016 zusammen, die Gemeinden Chésopelloz und Corminboeuf am 1. Januar 2017. Der Zusammenschluss 
der Gemeinden Grolley und Ponthaux ist folglich als Zwischenschritt im Rahmen des Fusionsplans im Sinne der 
Erwägungen des Beschlusses vom 28. Mai 2013 zu betrachten. 

4 Finanzhilfe 

�²  

Die Finanzhilfe entspricht der Summe der Beträge, die sich für jede betroffene Gemeinde aus der Multiplikation des 
Grundbetrags mit dem Multiplikator ergeben. Der Grundbetrag beläuft sich auf 200 Franken pro Gemeinde, 
multipliziert mit ihrer zivilrechtlichen Bevölkerungszahl. Massgebend ist die Bevölkerungszahl zum Zeitpunkt des 
Inkrafttretens der Änderung vom 25. Juni 2020 des Gesetzes über die Förderung der Gemeindezusammenschlüsse 
(GZG) vom 9. Dezember 2010 (SGF 141.1.1). Die Gesetzesänderung ist am 1. Juli 2020 in Kraft getreten, daher wird 
die zivilrechtliche Bevölkerung vom 31. Dezember 2018 berücksichtigt. Beim Zusammenschluss von zwei 
Gemeinden beträgt der Multiplikator 1,0. 

Somit erhalten die Gemeinden eine Finanzhilfe, die sich auf 

> 378 400 Franken für die Gemeinde Grolley bei einer zivilrechtlichen Bevölkerung von 1 892 Einwohnern und 
> 149 000 Franken für die Gemeinden Ponthaux bei einer zivilrechtlichen Bevölkerung von 745 Einwohnern 

beläuft, also insgesamt einen Betrag von 527 400 Franken. 

Die Finanzhilfe wird in dem auf das Inkrafttreten des Zusammenschlusses folgenden Jahr ausgerichtet. Der 
Zusammenschluss der Gemeinden Grolley und Ponthaux erfolgt auf den 1. Januar 2025. Die Zahlung wird 
demzufolge 2026 im Rahmen der verfügbaren und durch das GZG zur Verfügung gestellten Mittel vorgenommen. 

5 Kommentar zur Fusionsvereinbarung 

�²  

Die Fusionsvereinbarung (Kopie im Anhang) wurde gemäss Artikel 134d des Gesetzes über die Gemeinden (GG) 
vom 25. September 1980 (SGF 140.1) den Stimmbürgerinnen und Stimmbürgern von Grolley und Ponthaux 
unterbreitet. Die Stimmberechtigten stimmten am 3. März 2024 darüber ab. 

Der Name «Grolley-Ponthaux» war Gegenstand einer Vorprüfung durch die kantonale Nomenklaturkommission und 
das Bundesamt für Landestopografie swisstopo. 

6 Kommentar zum Dekretsentwurf 

�²  

Artikel 1 des Dekretsentwurfs legt das Datum fest, an dem der Zusammenschluss der beiden Gemeinden wirksam 
wird. 

Artikel 2 nennt den Namen der neuen Gemeinde und ihre Zugehörigkeit zum Saanebezirk. 
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Artikel 3 hält wesentliche Elemente der Fusionsvereinbarung fest. Dazu gehören die Gemeindegrenzen, das 
Bürgerrecht und die Bilanz jeder Gemeinde. 

Artikel 4 legt den Betrag der Finanzhilfe an den Zusammenschluss und die Auszahlungsmodalitäten fest. 

7 Zahl der Gemeinden, Referendum und Inkrafttreten 

�²  

Die Änderung der Verordnung über die Namen der Gemeinden und deren Zugehörigkeit zu den Verwaltungsbezirken 
(NGBV) vom 24. November 2015 (SGF 112.51) wird in einem zweiten Schritt erfolgen. Auf das Datum des 
Inkrafttretens der erwähnten Fusion am 1. Januar 2025 werden die Gemeindenamen Grolley und Ponthaux aus 
Artikel 3 NGBV gestrichen und der Name der aus dem Zusammenschluss entstandenen neuen Gemeinde, Grolley-
Ponthaux, hinzugefügt. 

Unter Berücksichtigung der Fusion der Gemeinden Grolley und Ponthaux , des am 12. November 2023 beschlossenen 
Zusammenschlusses der Gemeinden Auboranges, Chapelle (Glâne), Ecublens und Rue (zur neuen Gemeinde Rue) und 
des am 3. März 2024 beschlossenen Zusammmenschlusses der Gemeinden Montet (Glâne) und Ursy (zur neuen 
Gemeinde Ursy) wird der Kanton am 1. Januar 2025 noch 121 Gemeinden zählen. 

Dieses Dekret, das eine auf Artikel 9 �± 15 GZG basierende Finanzhilfe für die Förderung der Gemeindezusammen-
schlüsse beinhaltet, hat keine neue Ausgabe1 zur Folge, da das GZG selbst Gegenstand eines obligatorischen 
Finanzreferendums2 war. Artikel 15 GZG sieht vor, dass der Staat Finanzhilfen bis zu einem Gesamtbetrag von 
50 Millionen Franken gewährt; dieser Betrag ist gegenwärtig nicht ausgeschöpft. Die auf dem GZG beruhenden 
Fusionsdekrete unterliegen daher nicht dem Finanzreferendum. 

Da es nicht dem Finanzreferendum unterliegt, kann dieses Dekret nach seiner Verabschiedung durch den Grossen Rat 
und seiner Publikation in der Amtlichen Sammlung sogleich in Kraft treten. 

Anhang 
�²  
Fusionsvereinbarung (nur auf Französisch) 

                                                        
1 Art. 46 Abs. 1 Bst. b der Verfassung des Kantons Freiburg (KV) vom 16. Mai 2004 (SGF 10.1), Art. 24 Abs. 1 Bst. a des Gesetzes über 

den Finanzhaushalt des Staates (FHG) vom 25. November 1994 (SGF 610.1) 
2 Volksabstimmung vom 15. Mai 2011 
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 Entwurf vom 07.05.2024

1

Dekret zur Genehmigung des Zusammenschlusses der
Gemeinden Grolley und Ponthaux

vom ...

Betroffene Erlasse (SGF Nummern):
Neu:
Geändert:
Aufgehoben:

Der Grosse Rat des Kantons Freiburg

gestützt auf Artikel 1, 133 und 134d des Gesetzes vom 25. September 1980
über die Gemeinden (GG);
gestützt auf das Gesetz vom 9. Dezember 2010 über die Förderung der
Gemeindezusammenschlüsse (GZG);
gestützt auf das Resultat der Abstimmung vom 3. März 2024 in den
Gemeinden Grolley und Ponthaux;
nach Einsicht in die Botschaft 2023-DIAF-39 des Staatsrats vom 7. Mai 2024;
auf Antrag dieser Behörde,

beschliesst:

I.

Art.  1
1 Die Beschlüsse der Gemeinden Grolley und Ponthaux, sich mit Wirkung auf
den 1. Januar 2025 zusammenzuschliessen, werden genehmigt.

Art.  2
1 Die neue Gemeinde trägt den Namen Grolley-Ponthaux und gehört zum
Saanebezirk.

2

Art.  3
1 Infolgedessen gilt ab dem 1. Januar 2025 Folgendes:
a) Die Gemeindegebiete von Grolley und Ponthaux werden zu einem

einzigen Gemeindegebiet vereinigt, demjenigen der neuen Gemeinde
Grolley-Ponthaux. Die Namen Grolley und Ponthaux sind von diesem
Zeitpunkt an keine Gemeindenamen mehr.

b) Personen mit Bürgerrecht der Gemeinden Grolley und Ponthaux erhalten
das Bürgerrecht der neuen Gemeinde Grolley-Ponthaux.

c) Die Aktiven und Passiven der Gemeinden Grolley und Ponthaux werden
vereinigt und bilden die Bilanz der neuen Gemeinde Grolley-Ponthaux.

2 Im Übrigen gelten die Bestimmungen der Vereinbarung, die von den
Gemeinden Grolley und Ponthaux am 3. März 2024 genehmigt wurde.

Art.  4
1 Der Staat zahlt der neuen Gemeinde Grolley-Ponthaux als Finanzhilfe an den
Zusammenschluss einen Betrag von 527'400 Franken.
2 Die Finanzhilfe wird ab dem 1. Januar 2026 ausgerichtet.

II.

Keine Änderung von Erlassen in diesem Abschnitt.

III.

Keine Aufhebung von Erlassen in diesem Abschnitt.

IV.

Dieses Dekret untersteht nicht dem Referendum.
Es tritt mit seiner Annahme in Kraft.

Juin 2024
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Message 2023-DIAF-39 7 mai 2024 
�²  
Fusion Grolley-Ponthaux 

�1�R�X�V���D�Y�R�Q�V���O�¶�K�R�Q�Q�H�X�U���G�H���Y�R�X�V���V�R�X�P�H�W�W�U�H��un projet de décret donnant force de droit à la fusion des communes de 
Grolley et Ponthaux. 

Le présent message se divise selon le plan suivant : 

Table des matières 

�²  

1 Historique 2 

2 Données statistiques 2 

3 Conformité au plan de fusions 3 

4 Aide financière 3 

5 Commentaire sur la convention de fusion 3 

6 Commentaires sur le projet de décret 3 

7 Etat des communes, referendum et entrée en vigueur 4 
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1 Historique 

�²  

Le 1er janvier 1981, la fusion des communes de Nierlet-les-Bois et Ponthaux est entrée en vigueur. Les communes de 
Corsalettes et Grolley se sont réunies avec effet au 1er janvier 2000. 

Le plan de fusion de 2013, établi par l�¶�D�Q�F�L�H�Q��Préfet du district de la Sarine, intègre le projet « Sarine-Nord », 
composé des sept communes de Autafond, Belfaux, Chésopelloz, Corminboeuf, Grolley, Ponthaux et La Sonnaz. 

Un premier projet de fusion des communes de Grolley et Ponthaux avait été refusé lors du vote aux urnes en 
septembre 2015 par les citoyennes et citoyens de Grolley avec un écart de 16 voix. 

En mai 2022, les conseils communaux de Grolley et Ponthaux ont annoncé leur décision de relancer, sept ans après la 
première tentative, un processus de fusion entre les deux communes. 

Le 31 juillet 2023, un premier projet de convention de fusion a été transmis au Service des communes pour examen 
préalable. Le projet définitif de convention a été déposé le 27 septembre 2023. 

La Préfecture de la Sarine a préavisé favorablement ce projet. 

La convention de fusion a été signée le 23 novembre 2023 par les conseils communaux de Grolley et Ponthaux. Des 
�V�p�D�Q�F�H�V���G�¶�L�Q�I�R�U�P�D�W�L�R�Q�V���S�R�X�U���O�D���S�R�S�X�O�D�W�L�R�Q���G�H�V deux communes ont été organisées les 18 et 22 janvier 2024. 

La fusion des deux communes a été soumise au vote populaire le 3 mars 2024 ; les résultats ont été les suivants : 

Grolley   1 575 électeurs inscrits  912 votes valables 684 oui  228 non 

Ponthaux     581 électeurs inscrits  421 votes valables 375 oui   46 non 

2 Données statistiques 

�²  

 Grolley Ponthaux Fusion 

Population dite légale au 31.12.2018 déterminant 
l'aide financière 

1 892 745 2 637 

Population dite légale au 31.12.2022 2 085 796 2 881 
Surface en km2 5,34 5,91 11,25 

�&�R�H�I�I�L�F�L�H�Q�W�V���H�W���W�D�X�[���G�¶�L�P�S�{�W�V��������4 :    
Personnes physiques, en % 79,0 89,0 80,0 
Personnes morales, en % 79,0 89,0 80,0 

Contribution �L�P�P�R�E�L�O�L�q�U�H�����H�Q���Å 1,75 2,00 1,75 
Successions et donations, en % 66,7 66,7 66,7 
Droits de mutations sur les transferts immobiliers, 
en franc 

1.00 1.00 1.00 

Péréquation financière 2024 :    
Indice du potentiel fiscal IPF 82,34 72,29 79,58 
Indice synthétique des besoins ISB 87,60 106,91 92,70 
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3 Conformité au plan de fusions 

�²  

Le plan de fusions établi par l�¶�D�Q�F�L�H�Q Préfet de la Sarine �H�W���D�S�S�U�R�X�Y�p���S�D�U���O�H���&�R�Q�V�H�L�O���G�¶�(�W�D�W, en date du 28 mai 2013, 
englobe le projet « Sarine-Nord » composé des communes de Autafond, Belfaux, Chésopelloz, Corminboeuf, 
Grolley, Ponthaux et La Sonnaz. Les communes de Autafond et Belfaux se sont réunies le 1er janvier 2016, les 
communes de Chésopelloz et Corminboeuf le 1er janvier 2017. Ainsi la fusion des communes de Grolley et Ponthaux 
peut être considérée commune étape intermédiaire dans le plan de fusions au sens des considérations �G�H���O�¶�D�U�U�r�W�p���G�X��
28 mai 2013. 

4 Aide financière 

�²  

�/�¶�D�L�G�H���I�L�Q�D�Q�F�L�q�U�H���F�R�U�U�H�V�S�R�Q�G���j���O�D���V�R�P�P�H���G�H�V���P�R�Q�W�D�Q�W�V���R�E�W�H�Q�X�V���H�Q���P�X�O�W�L�S�O�L�D�Q�W�����S�R�X�U���F�K�D�T�X�H���F�R�P�P�X�Q�H���F�R�Qcernée, le 
�P�R�Q�W�D�Q�W���G�H���E�D�V�H���S�D�U���O�H���P�X�O�W�L�S�O�L�F�D�W�H�X�U�����/�H���P�R�Q�W�D�Q�W���G�H���E�D�V�H���V�¶�p�O�q�Y�H���j�����������I�U�D�Q�F�V���S�D�U���F�R�P�P�X�Q�H�����P�X�O�W�L�S�O�L�p���S�D�U���O�H���F�K�L�I�I�U�H��
�G�H���V�D���S�R�S�X�O�D�W�L�R�Q���O�p�J�D�O�H���T�X�L���H�V�W���p�W�D�E�O�L���D�X���P�R�P�H�Q�W���G�H���O�¶�H�Q�W�U�p�H���H�Q���Y�L�J�X�H�X�U���G�H���O�D���P�R�G�L�I�L�F�D�W�L�R�Q���G�X���������M�X�L�Q�������������G�H���O�R�L��
�U�H�O�D�W�L�Y�H���j���O�¶�Hncouragement aux fusions de communes (LEFC) du 9 décembre 2010 (RSF 141.1.1). La modification de 
loi étant entrée en vigueur le 1er juillet �������������F�¶�H�V�W���O�D���S�R�S�X�O�D�W�L�R�Q���O�p�J�D�O�H���D�X���������G�p�F�H�P�E�U�H�������������T�X�L���H�V�W���U�H�W�H�Q�X�H�� Le 
multiplicateur équivaut à 1,0 unité lorsque deux communes fusionnent. 

�$�L�Q�V�L���O�H�V���F�R�P�P�X�Q�H�V���E�p�Q�p�I�L�F�L�H�U�R�Q�W���G�¶�X�Q�H���D�L�G�H���I�L�Q�D�Q�F�L�q�U�H���T�X�L���V�¶�p�O�q�Y�H���j : 

> 378 400 francs de montant de base pour une population légale de 1'892 habitants pour la commune de Grolley, 
> 149 000 francs de montant de base pour une population légale de 745 habitants pour la commune de Ponthaux, 

soit au total un montant de 527 400 francs. 

�/�¶�D�L�G�H���I�L�Q�D�Q�F�L�q�U�H���H�V�W���Y�H�U�V�p�H���O�¶�D�Q�Q�p�H���T�X�L���V�X�L�W���O�¶�H�Q�W�U�p�H���H�Q���Y�L�J�X�H�X�U���G�H���O�D���I�X�V�L�R�Q�����/�D���I�X�V�L�R�Q���G�H�V���F�R�P�P�X�Q�H�V de Grolley et 
Ponthaux sera effective au 1er janvier 2025. Le versement interviendra donc en 2026 dans les limites des moyens mis 
à disposition par la LEFC. 

5 Commentaire sur la convention de fusion 

�²  

La convention de fusion, dont une copie est annexée au présent message, est le document soumis pour approbation 
aux citoyennes et citoyens des communes de Grolley et Ponthaux, �F�R�Q�I�R�U�P�p�P�H�Q�W���j���O�¶�D�U�W�L�F�O�H���������G���G�H���O�D���O�R�L���V�X�U���O�H�V��
communes (LCo) du 25 septembre 1980 (RSF 140.1). Les corps électoraux se sont prononcés le 3 mars 2024. 

Le nom « Grolley-Ponthaux » a �I�D�L�W���O�¶�R�E�M�H�W���G�¶�X�Q��examen préalable auprès de la Commission cantonale de 
�Q�R�P�H�Q�F�O�D�W�X�U�H���H�W���O�¶�2�I�I�L�F�H���I�p�G�p�U�D�O���G�H���W�R�S�R�J�U�D�S�K�L�H���V�Z�L�V�V�W�R�S�R�� 

6 Commentaires sur le projet de décret 

�²  

�/�¶�D�U�W�L�F�O�H�������G�X���S�U�R�M�H�W���G�H���G�p�F�U�H�W���S�U�p�F�L�V�H���O�D���G�D�W�H���j���O�D�T�X�H�O�O�H���O�D���I�X�V�L�R�Q���G�H�V��deux communes prendra effet. 

�/�¶�D�U�W�L�F�O�H�������L�Q�G�L�T�X�H���O�H���Q�R�P���G�H���O�D���Q�R�X�Y�H�O�O�H���F�R�P�P�X�Q�H���H�W���V�R�Q���D�S�S�D�U�W�H�Q�D�Q�F�H���D�X���G�L�V�W�U�L�F�W���G�H���O�D��Sarine. 
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�/�¶�D�U�W�L�F�O�H�������U�H�S�U�H�Q�G���T�X�H�O�T�X�H�V���p�O�p�P�H�Q�W�V���L�P�S�R�U�W�D�Q�W�V���G�H���O�D���F�R�Q�Y�H�Q�W�L�R�Q���G�H���I�X�V�L�R�Q�����U�p�J�O�D�Q�W���O�H�V���S�U�R�E�O�q�P�H�V���G�H�V���O�L�P�L�W�H�V��
territoriales, des droits de cité ainsi que du bilan de chaque commune. 

�/�¶�D�U�W�L�F�O�H�������I�L�[�H���O�H���P�R�Q�W�D�Q�W���G�H���O�¶�D�L�G�H���I�L�Q�D�Q�F�L�q�U�H���U�H�O�D�W�L�Y�H���j���O�D���I�X�V�L�R�Q���H�W���S�U�p�F�L�V�H���O�H�V���P�R�G�D�O�L�W�p�V���G�H���Y�H�U�V�H�P�H�Q�W�� 

7 Etat des communes, referendum et entrée en vigueur 

�²  

�/�D���P�R�G�L�I�L�F�D�W�L�R�Q���G�H���O�¶�R�U�G�R�Q�Q�D�Q�F�H���L�Q�G�L�T�X�D�Q�W���O�H�V���Q�R�P�V���G�H�V communes et leur rattachement aux districts administratifs 
(ONCD, RSF 112.51) du 24 novembre 2015 aura lieu dans un deuxième temps. Avec effet au 1er janvier 2025, date 
�G�¶�H�Q�W�U�p�H���H�Q���Y�L�J�X�H�X�U���G�H���O�D���S�U�p�V�H�Q�W�H���I�X�V�L�R�Q�����O�H�V���Q�R�P�V���G�H��Grolley et Ponthaux seront supp�U�L�P�p�V���G�H���O�¶�D�U�W�L�F�O�H��3 ONCD et le 
nom de la nouvelle commune issue de la fusion, Grolley-Ponthaux, y sera ajouté. 

En tenant compte de la fusion de Grolley et Ponthaux, de la fusion votée le 12 novembre 2023 par les communes de 
Auboranges, Chapelle (Glâne), Ecublens et Rue (nouvelle commune de Rue) et de la fusion votée le 3 mars 2024 par 
les communes de Montet (Glâne) et Ursy (nouvelle commune de Ursy), le canton comptera 121 communes au 
1er janvier 2025. 

Le présent décret, comportant un soutien financier �G�¶�H�Q�F�R�X�U�D�J�H�P�H�Q�W���D�X�[���I�X�V�L�R�Q�V���R�F�W�U�R�\�p���V�X�U���O�D���E�D�V�H���H�W���F�R�Q�I�R�U�P�p�P�H�Q�W��
�D�X�[���D�U�W�L�F�O�H�V�������j���������/�(�)�&�����Q�¶�H�Q�W�U�D�v�Q�H���S�D�V���X�Q�H���G�p�S�H�Q�V�H���Q�R�X�Y�H�O�O�H1, car la LEFC a elle-�P�r�P�H���I�D�L�W���O�¶�R�E�M�H�W���G�¶�X�Q���U�H�I�H�U�H�Q�G�X�P��
financier obligatoire2�����/�¶�D�U�W�L�F�O�H���������/�(�)�&���G�L�V�S�R�V�H���T�X�H���O�¶�(�W�D�W���D�F�F�R�U�G�H���G�H�V���D�Ldes financières pour un montant total de 
50 �P�L�O�O�L�R�Q�V���G�H���I�U�D�Q�F�V�����P�R�Q�W�D�Q�W���T�X�L���Q�¶�H�V�W���D�F�W�X�H�O�O�H�P�H�Q�W���S�D�V���p�S�X�L�V�p�����/�H�V���G�p�F�U�H�W�V���G�H���I�X�V�L�R�Q���D�S�S�O�L�T�X�D�Q�W���O�D���/�(�)�&���Q�H���V�R�Q�W��
dès lors pas soumis au referendum financier. 

�1�¶�p�W�D�Q�W���S�D�V���V�R�X�P�L�V���D�X���U�H�I�H�U�H�Q�G�X�P�����O�H���S�U�p�V�H�Q�W���G�p�F�U�H�W���S�H�Xt entrer en vigueur dès son adoption par le Grand Conseil et 
sa publication dans le Recueil officiel. 

Annexe 
�²  
Convention de fusion 

                                                        
1 Article 46 al. 1 let. b de la Constitution du canton de Fribourg (Cst.) du 16 mai 2004 (RSF 10.1), article 24 al. 1 let. a de la loi sur les 

�I�L�Q�D�Q�F�H�V���G�H���O�¶�(�W�D�W�����/�)�(�����G�X���������Q�R�Y�H�P�E�U�H���������������5�6�)�������������� 
2 Votation populaire du 15 mai 2011 
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Projet du 07.05.2024

1

Décret approuvant la fusion des communes de Grolley et
Ponthaux

du ...

Actes concernés (numéros RSF):
Nouveau:
Modifié(s):
Abrogé(s):

Le Grand Conseil du canton de Fribourg

Vu les articles 1, 133 et 134d de la loi du 25 septembre 1980 sur les communes
(LCo);
Vu la loi du 9 décembre 2010 relative à l'encouragement aux fusions de com-
munes (LEFC);
Vu le résultat de la votation du 3 mars 2024 dans les communes de Grolley et
Ponthaux;
Vu le message 2023-DIAF-39 du Conseil d'Etat du 7 mai 2024;
Sur la proposition de cette autorité,

Décrète:

I.

Art.  1
1 Les décisions des communes de Grolley et Ponthaux de fusionner avec effet
au 1er janvier 2025 sont entérinées.

Art.  2
1 La commune nouvellement constituée porte le nom de Grolley-Ponthaux et
fait partie du district de la Sarine.

2

Art.  3
1 En conséquence, à partir du 1er janvier 2025:
a) les territoires des communes de Grolley et Ponthaux sont réunis en un

seul territoire, celui de la nouvelle commune de Grolley-Ponthaux; les
noms de Grolley et Ponthaux cessent d'être des noms de communes;

b) les personnes titulaires du droit de cité des communes de Grolley et Pon-
thaux acquièrent le droit de cité de la nouvelle commune de Grolley-Pon-
thaux;

c) l'actif et le passif des communes de Grolley et Ponthaux sont réunis pour
constituer le bilan de la nouvelle commune de Grolley-Ponthaux.

2 Pour le reste, les dispositions de la convention entérinée le 3 mars 2024 par
les communes de Grolley et Ponthaux sont applicables.

Art.  4
1 L'Etat verse à la nouvelle commune de Grolley-Ponthaux un montant de
527'400 francs au titre d'aide financière à la fusion.
2 Cette aide financière est versée à partir du 1er janvier 2026.

II.

Aucune modification d'actes dans cette partie.

III.

Aucune abrogation d'actes dans cette partie.

IV.

Le présent décret n'est pas soumis au referendum.
Il entre en vigueur dès son adoption.

Juin 2024
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Annexe

GRAND CONSEIL 2023-DIAF-39

Projet de décret :
Approbation de la fusion des communes de Grolley et
Ponthaux

Anhang

GROSSER RAT 2023-DIAF-39

Dekretsentwurf:
Genehmigung des Zusammenschlusses der Gemeinden
Grolley und Ponthaux

Propositions du Bureau du Grand Conseil BR Antrag des Büros des Grossen Rates BR

Présidence : Adrian Brügger
Vice-présidence : Françoise Savoy, Bruno Marmier
Membres : David Bonny, Flavio Bortoluzzi, Hubert Dafflon, Antoinette de
Weck, Nicolas Galley, Fritz Glauser, François Ingold, Rose-Marie
Rodriguez, Markus Stöckli, Jean-Daniel Wicht, Dominique Zamofing

Präsidium: Adrian Brügger
Vize-Präsidium: Françoise Savoy, Bruno Marmier
Mitglieder: David Bonny, Flavio Bortoluzzi, Hubert Dafflon, Antoinette de
Weck, Nicolas Galley, Fritz Glauser, François Ingold, Rose-Marie
Rodriguez, Markus Stöckli, Jean-Daniel Wicht, Dominique Zamofing

Entrée en matière

Par décision tacite, le Bureau propose au Grand Conseil d'entrer en
matière sur ce projet de décret.

Eintreten

Das Ratsbüro beantragt dem Grossen Rat stillschweigend, auf diesen
Dekretsentwurf einzutreten.

Vote final

Par 12 voix sans opposition ni abstention [1 membre absent, 1 membre
excusé], le Bureau propose au Grand Conseil d’accepter ce projet de
décret selon la version initiale du Conseil d’Etat.

Schlussabstimmung

Mit 12 zu 0 Stimmen bei 0 Enthaltungen [1 Mitglied abwesend, 1 Mitglied
entschuldigt] beantragt das Büro dem Grossen Rat, diesen Dekrets-
entwurf in der ursprünglichen Fassung des Staatsrats anzunehmen.

Le 14 juin 2024 Den 14. Juni 2024
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Décret 2 du 25 juin 2024
relatif aux naturalisations

Le Grand Conseil du canton de Fribourg

Décrète:

Dekret 2 vom 25. Juni 2024
über die Einbürgerungen

Der Grosse Rat des Kantons Freiburg

beschliesst:
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Annexe

GRAND CONSEIL 2023-DIAF-42

Projet de décret :
Naturalisations 2024 - Décret 2

Propositions de la Commission des naturalisations

Présidence : Roland Mesot

Membres : Charly Cotting, Paola Ghielmini Krayenbühl, Pierre-
André Grandgirard, Christine Jakob, Rose-Marie Rodriguez,
Esther Schwaller-Merkle

Entrée en matière

La Commission propose tacitement au Grand Conseil d'entrer
en matière sur ce projet de décret.

Propositions acceptées (projet bis)

La Commission propose au Grand Conseil de modifier l’annexe
1 et de créer une annexe 2 à ce projet de décret.

Vote final

Par 7 voix sans opposition ni abstention, la Commission
propose au Grand Conseil d’accepter ce projet de décret tel
qu’il sort de ses délibérations (projet bis).

Catégorisation du débat

La Commission propose au Bureau que l’objet soit traité par le
Grand Conseil selon la catégorie I (débat libre).

Le 18 avril 2024

Anhang

GROSSER RAT 2023-DIAF-42

Dekretsentwurf:
Einbürgerungen 2024 - Dekret 2

Antrag der Einbürgerungskommission

Präsidium : Roland Mesot

Mitglieder: Charly Cotting, Paola Ghielmini Krayenbühl, Pierre-
André Grandgirard, Christine Jakob, Rose-Marie Rodriguez,
Esther Schwaller-Merkle

Eintreten

Die Kommission beantragt dem Grossen Rat stillschweigend, auf
diesen Dekretsentwurf einzutreten.

Angenommene Anträge (projet bis)

Die Kommission beantragt dem Grossen Rat den Anhang 1 zu
ändern und einen Anhang 2 zu diesem Dekretsentwurf zu
erstellen.

Schlussabstimmung

Mit 7 Stimmen ohne Gegenstimme und ohne Enthaltung bean-
tragt die Kommission dem Grossen Rat, diesen Dekretsentwurf in
der Fassung, die aus ihren Beratungen hervorgegangen ist (Projet
bis), anzunehmen.

Kategorie der Behandlung

Die Kommission beantragt dem Büro, dass dieser Gegenstand vom
Grossen Rat nach Kategorie I (freie Debatte) behandelt wird.

Den 18. April 202
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Botschaft 2023-DIME-330 14. Mai 2024 
�²  
Studienkredit für die Sanierung und den Umbau des Schlosses Bulle 

Wir legen Ihnen hiermit die Botschaft zum Dekretsentwurf über einen Studienkredit für die Sanierung und den 
Umbau des Schlosses Bulle vor. Der Studienkredit beläuft sich auf 7 600 000 Franken. Dieser Betrag umfasst auch 
die für die Studien erforderlichen Vorarbeiten. 

Inhaltsverzeichnis 

�²  

1 Hintergrund 2 

2 Projekt 3 

2.1 Bedarfsstudien und Ziele 3 

2.2 Architekturwettbewerb im selektiven Verfahren 3 

2.3 Raumprogramm 4 

2.3.1 Empfangsbereiche und Gemeinschaftsbereiche für die Ämter des Staats 4 

2.3.2 Verwaltungsräume der Ämter des Staats 5 

2.3.3 Räume für Kultur und Tourismus 5 

2.3.4 Aussenanlagen (bestehende Flächen, die neu gestaltet werden müssen) 5 

3 Finanzielle Situation 5 

3.1 Kostenschätzung 6 

3.2 Vergleich der Quadratmeterpreise 7 

3.3 Langfristige Senkung der Mietkosten 7 

3.4 Studienkredit 8 

3.5 Projektbezogene Kosten 9 

4 Vorläufige Planung 9 

5 Schlussfolgerung 10 
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1 Hintergrund 

�²  

Das Schloss ist das Herzstück des Stadtzentrums von Bulle in der Verlängerung des Marktplatzes. Es ist zudem ein 
aussergewöhnliches Freiburger Kulturgut. Es wurde Ende des 13. Jahrhunderts im Auftrag der katholischen Bischöfe 
von Lausanne erbaut und im Laufe der Jahrhunderte aufgrund der verschiedenen Eigentümer, der gesellschaftlichen 
Entwicklungen und der Veränderungen des politischen Kontexts immer wieder umgestaltet. 

Heute belegen nur noch das Oberamt des Greyerzbezirks und das Trauungslokal des Zivilstandsamts die 
Räumlichkeiten, sodass grosse Flächen leer stehen. Der Staatsrat möchte dort andere staatliche Ämter unterbringen 
und das Schloss in grösserem Umfang der Öffentlichkeit zugänglich machen, indem er kulturelle Räume und neue 
Zugänge zum Innenhof einrichtet, damit das Schloss zu einem echten urbanen Raum wird. 

Die geplanten Arbeiten sollen auch dazu dienen, den hohen baukulturellen Wert des Gebäudes wiederherzustellen. 
Das Schloss wurde nämlich im Laufe der Zeit zahlreichen Umbauten und Veränderungen unterzogen, die angesichts 
seiner Bedeutung wenig kohärent waren. 

Mit dem nun geplanten Umbau verfolgt der Bauherr das Ziel, das Schloss aus baukultureller und sozialer Sicht sowie 
mit einer vielfältigen Nutzung in Wert zu setzen, indem ein Ort von hoher architektonischer Qualität geschaffen wird, 
der bewohnt, lebendig, nüchtern, wirtschaftlich und respektvoll gegenüber dem mittelalterlichen Erbe ist. Beim 
Umbau kommt ein nachhaltiger Ansatz zum Tragen. So ist bereits in der Vorprojektphase ein Mandat zur Begleitung 
der Planer durch eine SNBS-Fachperson (Standard Nachhaltiges Bauen Schweiz) vorgesehen. 

Das Umbauprojekt fügt sich vollständig in die vom Staatsrat verabschiedete Immobilienstrategie 2022�±2035 ein. 
Dies zeigt sich auf mehreren Ebenen. 

Eine der strategischen Achsen dieser Strategie besteht darin, die Ämter nach Möglichkeit im Gebäude 
unterzubringen, die dem Staat gehören. In der genannten Strategie hat sich der Staat ferner verpflichtet, dauerhaft 
Anstrengungen für seine Immobilien zu unternehmen, um den Fortbestand, ihren Wert und die fortlaufende 
Anpassung an die Bedürfnisse zu gewährleisten (siehe Antwort des Staatsrats auf das Postulat 2017-GC-169 der 
Grossräte Jean-Pierre Doutaz und Raoul Girard zum historischen Erbe im Besitz des Kantons Freiburg). 

In der kantonalen Immobilienstrategie ist eine Reihe von Zielen festgelegt, die das Projekt des Schlosses Bulle 
perfekt erfüllt. Dazu gehören insbesondere die folgenden Ziele: 

> Leitung und Koordinierung der punktuellen Projekte auf eine Weise, die den Wert der Gesamtheit steigert; 
> Schaffung eines wirtschaftlichen, touristischen, kulturellen und denkmalpflegerischen Mehrwerts im öffentlichen 

Interesse dank dieser Koordination; 
> Bewahrung, Aufwertung und Bekanntmachung der Baudenkmäler. 

All diese Ziele werden mit diesen Arbeiten erreicht werden. Das Schloss Bulle wird auch als Pilotprojekt und Best-
Practice-Beispiel für die Renovierung der anderen Vogteischlösser in Staatsbesitz dienen: das Schloss Chenaux in 
Estavayer-le-Lac, das Schloss Murten und das Schloss Romont (das Schloss Châtel-Saint-Denis wurde bereits 
umgebaut, und das Schloss Gruyères wird weiterhin dem Tourismus gewidmet sein). Die Entwicklung spezifischer 
Kompetenzen für die Sanierung des historischen Bestands ist ebenfalls Teil der Ziele der kantonalen 
Immobilienstrategie. 
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2 Projekt 

�²  

2.1 Bedarfsstudien und Ziele 

Das vom Steuerungsausschuss validierte Pflichtenheft wurde unter anderem mit dem Ziel erarbeitet, das Schloss 
Bulle so auszubauen, dass mehrere Ämter des Staats Freiburg �± das Oberamt des Greyerzbezirks, das Greyerzer 
Zivilstandswesen (Amt für institutionelle Angelegenheiten, Einbürgerungen und Zivilstandswesen), das Jugendamt 
und das Grundbuchamt des Greyerzbezirks �± die Räumlichkeiten nutzen können. 

Die mit dem Projekt beauftragte Arbeitsgruppe berücksichtigte die Bedürfnisse der einzelnen Ämter und suchte nach 
Möglichkeiten, bestimmte Räume gemeinsam zu nutzen, zum Beispiel den Empfang, die Konferenzräume oder die 
Cafeteria. Auch der Wille, Räume zu integrieren, die bei kulturellen Veranstaltungen oder im Zusammenhang mit der 
Kulturvermittlung des Musée gruérien öffentlich zugänglich sind, wurde in die Überlegungen und Vorstudien 
einbezogen. Schliesslich soll der bestehende touristische Rundgang im Hauptverlies und in den ehemaligen mobilen 
Holzgefängnissen beibehalten werden. 

Zwischen 2018 und 2021 wurden Vorstudien, Erhebungen, eine Sondierungskampagne und eine Machbarkeitsstudie 
durchgeführt, um den Zustand des Gebäudes und sein Umbaupotenzial zu beurteilen. Der Steuerungsausschuss prüfte 
auch die Machbarkeit der geographischen Zusammenlegung verschiedener kantonaler Ämter im Schloss und kam 
zum Schluss, dass die Flächen des geplanten Raumprogramms in das Gebäude integriert werden können, ohne das 
bestehende Bauvolumen zu vergrössern. So konnte ein vollständiges und detailliertes Raumprogramm entwickelt und 
von der Arbeitsgruppe validiert werden, was die Festlegung eines präzisen Pflichtenhefts ermöglichte. 

Auch wenn es sich zum jetzigen Zeitpunkt um punktuelle Sondierungen und technische Hypothesen handelt, wurden 
verschiedene Analysen und Studien durchgeführt, um den bestehenden Zustand des Gebäudes besser einschätzen zu 
können: 

> Planaufnahmen durch einen Architekten und einen Geometer; 
> Erfassung der bildnerischen Elemente; 
> Gesamtanalyse der Tragwerke, Zusammenfassung und Empfehlungen; 
> Auditbericht und Bericht über den bestehenden Zustand der HLKS-Anlagen; 
> Analyse des Potenzials zur Überprüfung der Umsetzung des Raumprogramms. 

Daneben wurden die verschiedene Anforderungen für das Projekt festgelegt: 

> Schutz des Kulturgutes, angesichts des emblematischen Charakters des Schlosses inmitten der Altstadt von Bulle 
sowie seiner aussergewöhnlichen historischen Bausubstanz; 

> vollständige Sanierung der bestehenden technischen Anlagen, um den heutigen Energie- und 
Sicherheitsanforderungen zu entsprechen. Diese Anlagen werden ebenfalls in einer Weise konzipiert, die in 
Bezug auf den baukulturellen Wert des Gebäudes verhältnismässig ist und gleichzeitig einen Nutzungskomfort 
und eine Sicherheit bietet, die den aktuellen Standards entsprechen; 

> Verbesserung der vertikalen Erschliessung, namentlich mit dem Einbau eines Lifts, um das gesamte Gebäude für 
Menschen mit eingeschränkter Mobilität zugänglich zu machen. 

2.2 Architekturwettbewerb im selektiven Verfahren 

Diese verschiedenen Überlegungen und Analysen führten zur Entscheidung, einen Projektwettbewerb im selektiven 
Verfahren auf der Grundlage der SIA-Ordnung 142 mit einem Auswahlverfahren in nicht anonymer Form zu 
veranstalten. 

Es wurde ein Beurteilungsgremium aus professionellen und nicht professionellen Mitgliedern sowie beratenden 
Fachleuten gebildet, um in einer ersten Phase die eingereichten Bewerbungsunterlagen und in einer zweiten Phase die 
eingereichten Projekte zu beurteilen. 
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Das nicht anonyme Auswahlverfahren begann am 7. Mai 2021. Aus 38 eingereichten Bewerbungen wurden im 
Rahmen des Verfahrens 8 multidisziplinäre Teams ausgewählt, darunter 2 junge Teams. Die 8 ausgewählten Teams 
reichten ihre Projekte ein, die nach einer Überprüfung ohne Ausnahme für das weitere Verfahren zugelassen werden 
konnten. 

Am 26. Januar 2022 empfahl die Jury dem Bauherrn einstimmig, das Mandat für die Fortsetzung der Studien an das 
Team unter der Leitung des Büros Aeby Aumann Emery Architekten mit folgenden Planern zu vergeben: OCSA 
architectes in Bulle (Bauleitung), AIC in Lausanne (Bauingenieur) und Joseph Piller in Givisiez (Brandschutz). 

Das Siegerprojekt «Les Visiteurs» zeichnet sich durch eine funktionale und effiziente Organisation aus und integriert 
neuen Nutzungen mit Feingefühl und auf kohärente Weise in die Räume von hoher historischer und räumlicher 
Qualität des Schlosses Bulle. 

Die folgenden Elemente wurden von der Jury besonders hervorgehoben: 

> Die Aussenanlagen erinnern daran, dass die Gräben einst der Verteidigung dienten. Zwei neue Zugänge 
verbinden sie direkt mit dem Hof und bieten dem Publikum neue Möglichkeiten, durch das Gelände und das 
Schloss zu wandern. 

> Der Innenhof des Schlosses wird zu einem zentralen städtischen Raum, von dem aus der Haupteingang zur 
Verwaltung leicht zu erkennen ist. 

> Die Organisation der Räume im Erdgeschoss auf der Ebene des Hofs bekräftigt den Charakter des Schlosses als 
offene Kulturstätte. 

> Die neuen vertikalen Erschliessung, bestehend aus einer Treppe und einem Lift, wurden zweckmässig integriert. 
> Es wurde trotz der recht geringen Anzahl an Fassadenöffnungen eine angemessene Verteilung des 

Raumprogramms gefunden. 
> Mit dem Ausbau des Dachbodens entstehen in den Ecken des Daches freie Räume, die durch die Türmchen 

gegliedert werden. 

Der eigentliche Wettbewerb war dann anonym, doch ergab sich, dass das ausgewählte Projekt von einem Büro 
durchgeführt wird, das Erfahrung bei der Sanierung und dem Umbau historischer Gebäude in staatlichem Besitz hat, 
verwirklichte es doch die Renovierung des Rathauses in Freiburg. 

Am 17. Februar 2022 bestätigten die beiden betroffenen Direktionen auf Empfehlung der Jury die Wahl des 
Siegerprojekts. 

2.3 Raumprogramm 

Das Raumprogramm sieht vier Hauptbereiche vor: 

> Empfangsbereiche und Gemeinschaftsbereiche für die Ämter des Staats (Punkt 2.3.1); 
> Verwaltungsräume der Ämter des Staats (Punkt 2.3.2); 
> Räume für Kultur und Tourismus (Punkt 2.3.3); 
> Aussenanlagen (Punkt 2.3.4). 

Die Verwaltungsräume sind für die folgenden staatlichen Stellen geplant: 

> Oberamt des Greyerzbezirks; 
> Amt für institutionelle Angelegenheiten, Einbürgerungen und Zivilstandswesen (IAEZA); 
> Jugendamt (JA); 
> Grundbuchamt des Greyerzbezirks (RFGr). 

2.3.1 Empfangsbereiche und Gemeinschaftsbereiche für die Ämter des Staats 

Empfangsbereiche im Erdgeschoss, die direkt mit dem Hof verbunden sind: 
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Zentraler Empfang, Information 25 m2 

Empfangs- und Konferenzsaal, Gewölbe 85 m2 

Öffentliche WCs 26 m2 

Gesamtfläche Empfangsbereiche 136 m2 

Gemeinschaftsbereiche für die Angestellten der verschiedenen Ämter und grosse Konferenzräume: 

Konferenzraum 1 (für 16�±20 Personen) 40 m2 

Konferenzraum 2 (für 12�±14 Personen) 30 m2 

Gemeinsame Cafeteria für die Angestellten 40 m2 

Garderobe für die Angestellten 30 m2  

Sanitäranlagen für die Angestellten, im Gebäude verteilt 60 m2  

Materialräume und Economat, im Gebäude verteilt 30 m2  

Gesamtfläche Gemeinschaftsbereiche 230 m2 

2.3.2 Verwaltungsräume der Ämter des Staats 

Oberamt des Greyerzbezirks 360 m2  

Amt für institutionelle Angelegenheiten, Einbürgerungen und 
Zivilstandswesen (IAEZA), einschliesslich Trauungslokal im 
ehemaligen Gerichtssaal 

380 m2  

Jugendamt (JA) 160 m2  

Grundbuchamt des Greyerzbezirks (RFGr) 385 m2  

Gesamtfläche Verwaltungsräume 1285 m2 

 
Betriebsräume für alle Räumlichkeiten 145 m2 

2.3.3 Räume für Kultur und Tourismus 

Raum für Kulturvermittlung 120 m2  

Ausstellungs- und Arbeitsraum für Künstlerinnen und Künstler 160 m2  

Grosser Turm, Rundgang für Touristen inkl. passiver Luftschutz, 
obere Ebenen und historische Gefängnisse (bestehende 
Flächen, unverändert) 

488 m2  

Gesamtfläche für Kultur und Tourismus 768 m2 

2.3.4 Aussenanlagen (bestehende Flächen, die neu gestaltet werden müssen) 

Schlosshof 528 m2  

Hof des grossen Turms 50 m2  

Wassergraben �± Gräben 3235 m2  

Platz für Traktor 20 m2 

Jardin du Préfet: in seiner jetzigen Form zu erhalten  

Gesamtfläche Aussenanlagen 3833 m2 

3 Finanzielle Situation 

�²  

Das Siegerprojekt des Architekturwettbewerbs muss bis zum detaillierten Ausführungsprojekt und 
Kostenvoranschlag mit den Angeboten der Anbieter als Grundlage weiterentwickelt werden. Der Betrag der 
eingegangenen Angebote wird etwa 70 % der Gesamtsumme der Arbeiten ausmachen, die restlichen 30 % werden 
auf der Grundlage genauer Kostenschätzungen beziffert werden. 
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Die endgültige Vergabe der verschiedenen BKP der eingegangenen Angebote erfolgt unter der Bedingung, dass der 
Grosse Rat den Verpflichtungskredit bewilligt. 

3.1 Kostenschätzung 

Bei der Lancierung des Wettbewerbs war man von 25,8 Millionen Franken ausgegangen (BKP 1 bis 9). Im Rahmen 
des Wettbewerbs wurde das Projekt «Les Visiteurs» vom Büro Institut pour l�¶Economie et la Construction SA (IEC) 
nach der Methode der Elementkostengliederung geschätzt. Diese Schätzung im Wettbewerbsstadium hat zum Ziel, 
ein vergleichendes Gutachten für die 8 Projekte zu erstellen. IEC schätzte das Siegerprojekt auf 26,9 Millionen 
Franken (ohne die BKP 3 «Betriebseinrichtungen» und 9 «Ausstattung»), das damit im Mittelfeld der 8 eingereichten 
Projekte lag. Unter Einbezug aller BKP wurde das Projekt «Les Visiteurs» am 26. Januar 2022 auf 30 Millionen 
Franken geschätzt. Diese Schätzung wurde unter der Annahme eines Umbaus berechnet, der auf Benchmarks von 
Umbauten aus dem 19. Jahrhundert basiert. 

Im Rahmen der Weiterführung des Projekts forderte das Hochbauamt vom Preisträger ein Leistungsangebot sowie 
eine Schätzung für die Ausarbeitung des Studienkreditgesuchs an. Der Preisträger stützte sich auf die Kosten und 
Kennzahlen im Zusammenhang mit dem Projekt des Ratshauses, das ebenfalls er durchgeführt hatte, sowie auf 
Erfahrungen mit Gebäuden aus dem 15. bis 18. Jahrhundert. Weil die Differenz zu den vorläufigen Schätzungen 
gross war, wurde eine zusätzliche Analyse in Auftrag gegeben, die von IEC begleitet wurde. 

Der Preisträger hat mehrere komplexe Elemente hervorgehoben, die einen massgeschneiderten, einmaligen Ansatz 
erfordern, mit schwierigen Zugängen, zahlreichen provisorischen Installationen und möglichen strukturellen 
Überraschungen, die vor den Abbrucharbeiten nicht identifiziert werden können. Er stützte sich auch auf die 
Erfahrungen aus der Renovierung des Rathauses, wo einige Strukturen erheblich verstärkt werden mussten. 

Aufgrund dieser Beobachtungen wurden die Projektkosten (BKP 0 bis 9) auf 43 Millionen Franken erhöht. Dieser 
Betrag kann wie folgt aufgeschlüsselt werden: 

BKP Gegenstand Schloss Turm Betrag 

0 Grundstück �± �± �± 

1 Vorbereitungsarbeiten 1 250 000 40 000 1 290 000 

2 Gebäude 26 200 000 4 245 000 30 445 000 

3 Betriebseinrichtungen 405 000 �± 405 000 

4 Umgebung 605 000 �± 605 000 

5 Baunebenkosten 1 550 000 180 000 1 730 000 

583 Reserven Baustellenrisiken 3 000 000 600 000 3 600 000 

9 Möbel 1 675 000 �± 1 675 000 

0�±9 Total exkl. MWST   39 750 000 

 MWST (8,1 %)   3 219 750 

0�±9 Total (netto inkl. MWST)   42 969 750 

0�±9 Gerundet (netto inkl. MWST)   43 000 000 

Diese Schätzung umfasst alle schweren Eingriffe im Bereich der Dachstühle, die Verstärkung der Decken und alle 
Brandschutz- und Akustikmassnahmen. 

Nicht in dieser Schätzung enthalten sind hingegen die Mandate in den Bereichen SNBS, Bauphysik, Geschichte, 
vorausschauendes Facility Management usw., ebenso wenig die Kosten für die Überwachung (provisorische 
Brandmeldeanlage). 

In diesem Stadium des Projekts, d. h. am Ende der SIA-Teilphase 22, ergibt dies eine Schätzung der Projektkosten, 
die zwischen 36 320 000 und 54 480 000 Franken liegt (Genauigkeit von ±20 %). 

Die folgende Tabelle zeigt eine Schätzung der Gesamtkosten für das Projekt, die auf dem aktuellen Wissensstand und 
vergleichenden Kennzahlen basiert und die Projektkosten, diverse Kosten und den Näherungsbetrag umfasst. Die 
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Option einer möglichen Neuverputzung der Fassade ist als Hinweis vermerkt, wird aber nicht zur Gesamtsumme 
hinzugefügt, da zum Zeitpunkt der Vorstudien noch nicht feststeht, ob sie nötig sein wird. 

Gesamtkostenschätzung (ohne Option) Betrag 

Projekt Mediane Kosten (BKP 0�±9) 43 000 000 

Fachpersonen Bauphysik, SNBS, vorausschauendes FM, Geschichte, Kunstrestauration, 
Naturstein, Beleuchtung usw. 

600 000 

Sicherheit Provisorische Brandmeldeanlage (oder Kosten für die Überwachung)1 100 000 

Verschiedenes Ausgaben für den Wettbewerb 350 000 

 Umzug der Ämter 350 000 

 Kunst am Bau (Art. 33 KAR, 1 % von BKP 2) 300 000 

 Publikation 200 000 

 Spezifische Gebühren 500 000 

Option Neuverputzung der Fassaden 2 300 000 �± 

Zwischentotal (netto inkl. MWST) 45 400 000 

Genauigkeit ±20 % (von 45 400 000 Franken) ±9 080 000 

Untere Grenze der geschätzten Projektkosten 36 320 000 
Obere Grenze der geschätzten Projektkosten 54 480 000 

Diese Schätzung berücksichtigt nicht die mögliche Einrichtung von Räumen für Mediation, Animationen usw., die 
noch Gegenstand einer Bedarfsanalyse sein muss. 

3.2 Vergleich der Quadratmeterpreise 

Die untenstehende Tabelle bietet einen Vergleich der Preise pro m3 im Zusammenhang mit verschiedenen Eingriffen 
in denkmalgeschützten Gebäuden und ermöglicht es, das Sanierungsprojekt des Schlosses Bulle einzuordnen, wobei 
zu beachten ist, dass sich dieser Vergleich nur auf die BKP 1, 2 und 5 bezieht. 

Gebäude Ort Nutzung Jahr des 
Umbaus 

Volumen Kosten pro m3, 
BKP 1, 2 und 5 

Schloss Saint-Maire Lausanne Verwaltung Wert 2018 17 400 m3 1 140 Franken/m3 

Schloss Nyon Nyon Museum Wert 2018 12 300 m3 1 200 Franken/m3 

Schloss Aile Vevey Wohnen Wert 2018 13 000 m3 1 600 Franken/m3 

Schloss Grandson Grandson Museum Wert 2018 25 800 m3 820 Franken/m3 

Rathaus Freiburg Verwaltung Wert 2022 14 500 m3 1 583 Franken/m3 

Schloss Bulle Bulle Verwaltung Wert 2024 25 700 m3* 1 407 Franken/m3 

* Gemäss Berechnung des Volumens durch IEC und Verteilung auf die BKP 

Im Vergleich zu realisierten Projekten mit gleicher Zweckbestimmung liegt das Projekt für das Schloss Bulle beim 
Preis pro m3 im Mittelfeld, trotz einer Kostensteigerung von rund 10 % gegenüber den Vergleichszeiträumen. 

3.3 Langfristige Senkung der Mietkosten 

In der untenstehenden Tabelle sind die Ämter des Staats Freiburg aufgelistet, die derzeit in gemieteten 
Räumlichkeiten untergebracht sind und nach dem Umbau ins Schloss Bulle umziehen werden. 

�²  
1 Da das Gebäude nur teilweise mit einer Brandmeldeanlage ausgestattet ist, wird ein provisorisches System in Betracht gezogen,  oder 

eventuell eine Überwachung durch ein spezialisiertes Unternehmen. 
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Amt Fläche Miete Ausgaben Betrag 

Grundbuchamt 326,1 m2  50 200 7 250 57 450 

Zivilstandsamt Greyerzbezirk 188,0 m2 32 800 10 150 42 950 

Jugendamt 69,0 m2 18 100 3 620 21 720 

Total Jahresmieten, inkl. Nebenkosten (netto inkl. MWST) 122 120 

3.4 Studienkredit 

Die Bestimmung der Höhe des Studienkredits erfolgt gemäss Verordnung über die bedeutenden Immobilienvorhaben 
des Staates und über die Kommission für die Bewertung der Immobilienvorhaben des Staates (ImmoV). So muss der 
Studienkredit 100 % der SIA-Teilphasen 31 bis 33 sowie mindestens 70 % der SIA-Teilphase 41 abdecken. In der 
vorliegenden Form wird der Studienkredit die gesamte Phase SIA 41 abdecken können. 

Gemäss ImmoV wird der Verpflichtungskredit für den Bau auf einem konsolidierten Kostenvoranschlag basieren 
müssen, wobei die zugrunde liegenden eingegangenen Angebote mindestens 70 % der SIA-Leistungen abdecken 
müssen. Da es sich um ein historisches Monument handelt und um Ausschreibungen, die der Realität der 
Bausubstanz entsprechen, vorbereiten zu können, ist es unabdingbar, den strukturellen Zustand des Schlosses und der 
Ausstattungen zu kennen. 

Im Fall des Schlosses von Bulle erweisen sich Demontagen und Sondierungen als notwendig, um Position, 
Zusammensetzung und Zustand der folgenden Elemente zu ermitteln: 

> Fundamente und Bodenplatte im Erdgeschoss; 
> Tragwerke und strukturelle Elemente; 
> Zwischendecken, Wände und Auskleidungen; 
> Schichten unter dem Putz wie alte Gemälde, Fresken usw. 

Das Oberamt ist im Erdgeschoss untergebracht, in einem Flügel des Gebäudes, in dem die Unsicherheiten in Bezug 
auf Statik und Konstruktionsprinzipien am grössten sind. Es wird daher vorgeschlagen, das Oberamt für dieses 
Projekt umzuziehen und einen grossen Teil der Demontagen und Sondierungen vorwegzunehmen, um die baulichen 
Herausforderungen zu verstehen und Ausschreibungen zu erstellen, die der Realität der Bausubstanz entsprechen. 

Auch die Verlegung des Oberamts in andere Räumlichkeiten im ersten Stock wurde in Betracht gezogen. Diese 
Option ermöglicht es jedoch nicht, die Sicherheit der Fluchtwege für die Angestellten und die Öffentlichkeit zu 
gewährleisten oder einen Zugang für Personen mit eingeschränkter Mobilität gemäss den geltenden Normen zu 
bieten. Die Herausforderungen im Zusammenhang mit den Zugängen und der Sicherheit sowie die durch eine 
Demontage- und Abrissbaustelle verursachten Belästigungen lassen es nicht zu, den Betrieb des Oberamts an diesem 
Standort in vernünftiger Weise aufrechtzuerhalten, und zwar sowohl in der Phase der Sondierungen und Demontagen 
als auch der Realisierung. 

Zu beachten ist auch, dass ein Zeit- und Effizienzgewinn erzielt werden kann, wenn die Räumlichkeiten während der 
Vorarbeiten frei sind, um dank der Qualität der durchgeführten Sondierungen Überraschungen zu vermeiden, die bei 
anderen Baustellen im Zusammenhang mit dem historischen Bauerbe des Staats wie der Kantons- und 
Universitätsbibliothek (KUB) oder dem Rathaus aufgetreten sind. 

Zur Erinnerung: Beim Rathaus war es aufgrund der Nutzung des Gebäudes bis Dezember 2019 bei einem Baubeginn 
im Januar 2020 nicht möglich gewesen, die für die Überprüfung des strukturellen Zustands bestimmter Gebäudeteile 
notwendigen Sondierungen durchzuführen. Ein vergleichbares Szenario ergab sich bei der KUB, wo zum Zeitpunkt 
der Kostenermittlung nicht alle notwendigen Sondierungen durchgeführt werden konnten, weil die Bibliothek ihre 
Aktivitäten fortsetzte. 

Im Rahmen der Aufsicht über diese Arbeiten durch das Planerteam wird ein Teil der Honorare aus den Phasen 
SIA 51 und 52 genommen, die normalerweise Teil des Verpflichtungskredits sind. Dadurch kann der Baukredit, um 
Überraschungen zu vermeiden, nicht nur zu 70 %, wie von der ImmoV verlangt, sondern zu 100 % konsolidiert 
werden. 
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